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Fragen der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Rechtliche Fragen

Welche rechtliche Bedeutung messen Sie der allgemeinen Verpflichtung aller von Hoch-
wasser Betroffenen bei, geeignete Malnahmen zur Vorsorge und Schadensminderung zu
treffen (§ 31a Abs. 2i.V.m. Abs. 3 WHG)?

Antwort:

Wie beurteilen Sie die Einfihrung einer Elementarschadenspflichtversicherung? Sehen Sie
hier verfassungsrechtliche und anderweitige juristische Bedenken bzw. grundsétzliche
volkswirtschaftliche und versicherungstechnische Einwande? Welche Versicherungsge-
genstande und Risiken sollten durch eine Elementarschadenshaftpflichtversicherung ab-
gedeckt werden? Welches Versicherungsmodell (obligatorische Einbindung in Sachversi-
cherungsvertrage, grundsatzliche Versicherungspflicht fir Elementarschaden oder
Zwangsmitgliedschaft in einem &ffentlich-rechtlichen Verband als Trager der Versicherung)
halten Sie fur sinnvoll?

Antwort:

Halten Sie die im Gesetzentwurf vorgesehene Frist fir die Festsetzung von Uberschwem-
mungsgebieten innerhalb von funf Jahren fir verfassungswidrig, wie es im Bundesratsbe-
schluss behauptet wird?

Antwort:

Sollte durch Landesrecht bundesweit einheitlich vorgeschrieben werden, dass bei der
Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten die Offentlichkeit zu beteiligen ist?

Antwort: Wozu sollte die Offentlichkeit beteiligt werden? Die Ermittlung von Uber-
schwemmungsgebieten ist die modellhafte Nachrechung physikalischer Vorgange.
Wenn die Datenbasis flr die Berechnung gut ist, sind gute Ergebnisse mdglich, die fir
die Festsetzung von USG ausreichend sind. Eine Beteiligung der Offentlichkeit ist hier-
bei in der Regel nicht erforderlich, das Verfahren zur Festsetzung wird hierdurch nur
unngtig verlangert.

In welchen Fallen stellt das Ackerbauverbot nach § 31b Abs. 3 Satz 1 WHG eine unzu-
mutbare Harte dar, so dass Ausgleich nach § 31b Abs. 3 Satz 3 WHG zu zahlen ist?

Antwort:
In welcher Art und Weise konnen die Lander rechtlich Ausnahmen vom Ackerbauverbot
aullerhalb der Abflussbereiche nach § 31b Abs. 3 Satz 2 WHG zulassen (im Einzelfall

und/oder generell durch Rechtsnorm)?

Antwort:
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10.

Sehen Sie die Regelungen zu den ackerbaulichen Beschrankungen in einem Kontext mit
anderen nationalen und europaischen Regelungen, insbesondere mit der EG-
Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) und deren Zielsetzungen bzw. zeitlichen
Vorgaben?

Antwort:

Halten Sie es flr sinnvoll und rechtlich durchsetzbar, dass eine Gemeinde, die ein Bebau-
ungsgebiet in einem Uberschwemmungsgebiet neu ausweist, fir die Schaden, die durch
ein Hochwasserereignis an den sich dort befindlichen Gebauden entstanden sind, haftet?

Antwort:

Teilen Sie die Auffassung der Bundesregierung, dass die Einschrankungen fir die Errich-
tung und Erweiterung einer baulichen Anlage nach § 31b Abs. 4 WHG die Sozialbindung
des Eigentums konkretisieren und keinen verfassungsrechtlichen Anspruch auf Entschadi-
gung oder Ausgleich begrinden?

Antwort:

Der Gesetzentwurf sieht in der Kooperationsverpflichtung nach dem neuen § 32 WHG ein
geeignetes Instrument, die beim Hochwasserschutz im Verhaltnis von Oberlieger und Un-
terlieger in Betracht kommenden Problemlésungen umzusetzen. Halten Sie den Entwurf
insofern fur notwendig und ausreichend oder beflirworten Sie andere Regelungen, wenn ja
welche?"

Okonomische Fragen

11.

12.

13.

Welche Kosten entstehen durch den Gesetzentwurf vor allem fiir die Lander und Kommu-
nen?

Antwort:

Wie sind diese Kosten unter Berlcksichtigung der Reduzierung der Schadenspotentiale
und unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu beurteilen?

Antwort:

Wie hoch sind die Schaden bei den grélReren Hochwasserereignissen in den letzten
Jahren zu beziffern und wie kénnten diese Schaden vermieden werden?

Antwort: Die Schaden durch Extremhochwasser in Europa betrugen mehrere Milliar-
den Euro in den letzten Jahren. Grundsatzlich kdnnen diese Schaden vermieden bzw.
weitgehend minimiert werden, indem vorhandene technischen Schutzanlagen dem
Stand der Technik angepasst werden, die vorhandenen steuerbaren technischen
Schutzanlagen im Hinblick auf ihren Einsatz optimiert werden und indem fiir den Fall
des Uberschreitens des Bemessungshochwassers der Schutzanlagen eine weiterge-
hende Vorsorge getroffen wird. Der Schutz technischer Hochwasserschutzanlagen ist
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14.

15.

16.

17.

18.

19.

— bis zum Erreichen ihres jeweiligen Bemessungshochwassers - endlich. Daruber hi-
nausgehende Ereignisse mussen in Gebiete mit geringem Schadenspotenzial gelenkt
werden. Dies erfolgt durch die gezielte Anlage von Uberlaufstrecken in den Schutzan-
lagen. Uber die Uberlaufstrecken werden solche Gebiete zuerst geflutet, die weniger
Schadensanfallig sind, als andere. Z.B. sollen landwirtschaftlich genutzte Flachen und
Naturschutzgebiete hinter Deichen im Extremfall geflutet werden, bevor Siedlungen o-
der Gewerbe- und Industriegebiete betroffen sind. Dieses Prinzip einer ,gelenkten
Hochwasserkatastrophe“ setzt eine Kammerung (Kompartimentierung durch z.B. Rie-
geldeiche) der hochwassergefahrdeten Gebiete (hinter Schutzanlagen) voraus.

Wie hoch sind die Kosten fir eine hochwassersichere Nachrlstung von bestehenden
Olheizungsanlagen und in welchem Verhaltnis stehen diese Kosten zu méglichen Schaden
am Gewasser und an den Gebduden selbst?

Antwort:

Wie groB sind die Flachen, die unter die Regelungen zu den ackerbaulichen Beschran-
kungen nach § 31b Abs. 3 WHG fallen (festzusetzende Uberschwemmungsgebiete)?

Antwort:

Wie groB ist der Anteil der Abflussbereiche festgesetzter Uberschwemmungsgebiete, in
denen ein generelles Ackerbauverbot gelten soll?

Antwort:

Welche Kosten flr die offentlichen Haushalte erwarten Sie, wenn die landwirtschaftliche
Bewirtschaftung der Flachen in den kompletten Uberschwemmungsgebieten bzw. nur in
den Abflussbereichen Uber freiwillige AgrarumweltmaRnahmen (z. B: KULAP-Fo6rderung
fur Mulchsaat und Winterbegriinung) oder andere Férderprogramme finanziert wirde?

Antwort:

Welche Entwicklung ist fir das Einkommen der Landwirte durch das komplette Ackerbau-
verbot in Uberschwemmungsgebieten bzw. nur in den Abflussbereichen (GréRenordnung
der Flachen, s. Fragen 5 und 6) ist zu erwarten, wenn man einerseits berlcksichtigt, dass
diese Regelung erst ab Anfang 2013 gelten soll und dass im Jahr 2012 die Pramie flr
Grunland genauso hoch sein soll wie die Pramie fur Ackerflachen, dass die Umwandlung
von Ackerland in Grinland durch die GAK geférdert wird und dass der vorbeugende
Hochwasserschutz Uber die EU-Strukturférderung 2007 — 2012 geférdert wird und ande-
rerseits berlcksichtigt, dass der Gewinn durch die veranderte Bewirtschaftung evtl. verrin-
gert wird?

Antwort:
Wie schatzen Sie die Hohe des Schadenspotentials in den Gberschwemmungsgefahrdeten
Gebieten (§ 31c WHG) und welche Malihahmen halten Sie insbesondere bei Anlagen zum

Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen fur erforderlich?

Antwort: Die Schadenspotenziale in den Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten
(hinter Schutzanlagen) betragen viele Milliarden Euro. Untersuchungen hierzu gibt es
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bereits fur den Rhein und die Mosel. Zur Minimierung von Schaden durch Extrem-
hochwasser sollten die Gebiete hinter den Schutzeinrichtungen im Hinblick auf eine
.gelenkte Hochwasserkatastrophe® (siehe Frage 13.) untergliedert werden. In potentiell
betroffenen Ortslagen lasst sich das Schadenspotenzial durch angepassten Umgang
mit wassergefahrdenden Stoffen um bis zu 50 % minimieren. Dies zeigten beispiels-
weise die Hochwasserereignisse von 1993 und 1995 in Kalin.

20. Koénnen die Ziele des vorbeugenden Hochwasserschutzes auch ohne rechtliche Vorgaben
durch Lenkung mittels 6konomischer Instrumente, z.B. Uber Versicherungspramien er-

reicht werden?

Antwort:

21. Welche Kosten wirden den privaten Haushalten schatzungsweise durch eine Versiche-

rungspflicht fir Hochwasserschaden entstehen?

Antwort:

Okologische Fragen

22. Welche Auswirkungen auf die Wasser- und Bodenqualitat haben freigesetzte wasserge-
fahrdende Stoffe, die durch beschadigte Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden

Stoffen, z. B. Heizélverbraucheranlagen freigesetzt werden?

Antwort: Wasser- und Bodenqualitdt werden durch wassergefahrdende Stoffe beein-
trachtigt, bzw. kdnnen je nach Stoffen nachhaltig geschadigt werden.

23. Welche Auswirkungen hatten die ackerbaulichen Beschrankungen in festgesetzten

Uberschwemmungsgebieten auf den Natur- und Gewasserschutz in den Flussauen?

Antwort: Im Hinblick auf Natur- und Gewasserschutz wirde sich der verminderte Ein-
trag von Schweb- und Schwimmstoffen in Verbindung mit Nahr- und Schadstoffen
(Dingemittel) positiv auswirken. Im Hinblick auf einen vorsorgenden Hochwasser-
schutz gegen Extremhochwasserereignisse sind keine signifikanten Wirkungen zu er-
warten.

24. Welche o6kologischen Nachteile entstehen insbesondere an kleineren und mittleren
Gewassern bei Hochwasser durch Bodenerosion und Abschwemmung von Schadstoffen

fir die Artenvielfalt?

Antwort: Bodenerosion ist ein ganz natirlicher Vorgang der geomorphologischen
Entwicklung eines Gewassers. Die Bodenerosion fuihrt unweigerlich zu einer Verande-
rung der Kleinstlebensrdume im Gewasserbett. Hierbei kann es zur vollstandigen Zer-
stérung einiger Teilrdume, bei gleichzeitiger Neuerstehung anderer Teilrdume kom-
men. Diese Dynamik ist kennzeichnend fur FlieBgewasserlebensrdume. Durch die Dy-
namik entsteht die typische natirliche Artenvielfalt dieser Lebensraume. Abschwem-
mungen von Nahr- und Schadstoffen kénnen die Artenvielfalt beeintrachtigen (z.B.
Sauerstoffzehrung, toxische Wirkung) und fir weniger resistente Arten die regionale
Vernichtung bedeuten. In den Einzugsgebieten ist durch angepasste Bodennutzung
der verstarkte Eintrag von Schwemmstoffen in die Gewasser im Sinne des Gewasser-
schutzes zu minimieren.
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25. Welche 6kologisch sinnvollen Ma3nahmen kénnten im Rahmen von Landes- und Staats-
grenzen Uberschreitenden Hochwasserschutzplanen vorgesehen werden?

Antwort:

Technische Fragen

26. Wie wird ein Uberschwemmungsgebiet fiir ein 100-jahrliches Hochwasserereignis fach-
technisch abgegrenzt?

Antwort: Aus Berechnungen mit Abflussbeiwerten oder (besser) aus hydrologischen
Modellen eines Einzugsgebietes wird die Abflusscharakteristik eines Einzugsgebietes
bestimmt. Beim Einsatz hydrologischer Modelle wird auf der Basis historischer Nieder-
schlags-Abflussereignisse mit Hilfe extremwertstatistischer Berechnungen ein 100-
jahrlicher Abfluss bestimmt. Fir diesen Abfluss wird mit Hilfe von Wasserspiegellagen-
berechnungen die Schnittlinie zwischen Wasseroberflache bei einem 100-jahrlichen
Abfluss mit der Gelandetopographie berechnet. Voraussetzung fir gute Berechnungs-
ergebnisse sind gute Eingangsdaten Uber die Gelandehdéhen und die hydraulischen
Parameter (wie die Rauheiten). Ein Rechenmodell bedarf immer einer Kalibrierung, ei-
nes Vergleichs von berechneten Ergebnissen mit tatsachlichen Naturwerten. Gute Be-
rechnungsergebnisse sind also nur dort mdglich, wo die Datenbasis gut ist. Ist die Da-
tenbasis schlecht, werden vereinfachte Berechnungen mit Abflussbeiwerten und ver-
einfachten hydraulischen Modellen durchgefihrt.

27. Wie werden die Abflussbereiche in Uberschwemmungsgebieten ermittelt?

Antwort: Im Rahmen von detaillierten hydraulischen Berechnungen fir Gewasserab-
schnitte lassen sich Bereiche verlasslich ermitteln, in denen hauptsachlich der Abfluss
in einer Hauptstromungsrichtung statt findet. Gute vor Ort Kenntnisse bei Hochwasser
kénnen auch Hinweise auf den Abflussbereich geben.

28. Kann in erster Naherung des 10-jahrliche Hochwasserereignis als Mal3stab flir die Be-
stimmung der Abflussbereiche verwandt werden?

Antwort: Das kann so pauschal nicht fiur alle Gewasser gesagt werden. Jedes Gewas-
ser hat seine spezifischen Eigenarten.

29. Halten Sie das im Gesetzentwurf vorgesehene Ackerbauverbot einschliellich der Aus-
nahmeregelungen in den kompletten Uberschwemmungsgebieten als MaRnahme zur Ver-
hinderung von Bodenerosion und von Schadstoffeintrdgen in Gewasser fur sinnvoll oder
sollten die im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen nur fir die Abflussbereiche gel-
ten?

Antwort: Die Erosion von Ackerland bei Extremhochwasser fiihrt zu keiner signifikan-
ten zusatzlichen Hochwassergefahrdung. Ein Vorbot von Ackerbau im Abflussbereich
macht somit im Hinblick auf eine verbesserte Hochwasservorsorge keinen Sinn.

30. Warum ist die Bodenbeschaffenheit bei der Grinlandbewirtschaftung im Vergleich zum
Ackerbau in Uberschwemmungsgebieten vorteilhafter?

Antwort:
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31. Welchen Beitrag kénnte die Landwirtschaft in Uberschwemmungsgebieten im Hinblick auf
die Art der Bewirtschaftung, den Anbau bestimmter Nutzpflanzen, die Bodenbearbeitung
etc. leisten, um Erosionen, Schadstoffeintrage in die Gewasser sowie einen schnellen Ab-

fluss des Hochwassers zu verhindern?

Antwort: Mit dem Ziel den Wasserkreislauf zu vergleichmaRigen ist eine Verringerung
von Bodenerosion durch die Art der Bewirtschaftung zu beflirworten. Vor dem Hinter-
grund von Extremhochwasserereignissen spielt dies keine Rolle.

32. Welche technischen Méglichkeiten sehen Sie, Schaden an Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen zu reduzieren, insbesondere vor dem Hintergrund des hohen

Vollzugsdefizits in der Praxis?

Antwort: Technische Mdoglichkeiten sind in den verschiedenen Hochwasserhandbu-
chern (vom BUND: Hochwasserschutzfibel: Planen und Bauen von Gebauden in
hochwassergefahrdeten Gebieten, Bundesministerium flir Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen, Nov. 1999, in Uberarbeitung; von Rheinland-Pfalz: Hochwasserhand-
buch: Leben, Wohnen und Bauen in hochwassergefahrdeten Gebieten, Ministerium flr
Umwelt und Forsten Rheinland-Pfalz et al., 1998; und von Nordrhein-Westfalen:
Hochwasserfibel: Bauvorsorge in hochwassergefahrdeten Gebieten, Ministerium flr
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, 1999)
und insbesondere in der neuen Richtlinie 6004 des VDI (Verein Deutscher Ingenieure)
(VDI — E- 6004 ,Hochwasserangepasste Gebaudetechnbik®; Juni 2004) beschrieben.
Erfahrungen mit dem Hochwasser am Rhein in Kéln 1993 und 1995 zeigten, dass bis
zu 50% der Schaden durch Hochwasser mit einem angepassten Umgang mit wasser-
gefahrdenden Stoffen und mit einer optimierten Verhaltensvorsorge erreichbar sind. In
Gebieten, die haufig von Hochwasser betroffen sind (wie Mittelrhein und Mosel) ist der
hochwasserangepasste Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen Ubliche Praxis. In
hochwassergefahrdeten Gebieten (selten von Hochwasser betroffenen Gebieten oder
Gebieten hinter Schutzeinrichtungen) ist diese Praxis noch nicht tblich. Hier ist Hand-
lungsbedarf in Verbindung einer weitergehenden Vorsorgestrategie bei Extremhoch-
wasser (s.o. ,gelenkte Hochwasserkatastrophe” gegeben.

33. Wie kénnen Olheizungsanlagen hochwassersicher nachgeriistet werden? Halten Sie die
,hochwassersichere Nachriistung“ von Olheizungsanlagen in Uberschwemmungsgebieten
fur ,technisch sicher® und die Kontrollen dieser Heizungsanlagen fiir ausreichend? Wie
beurteilen Sie in diesem Zusammenhang, Olheizungsanlagen in  Uber-

schwemmungsgebieten zu verbieten?

Antwort: Olheizungsanlagen kénnen hochwassersicher nachgeriistet, gestaltet wer-
den. Wichtig ist die Sicherung des Oltanks vor Auftrieb und vor Leckagen sowie die Si-
cherung der Olleitungen vor Bewegungen und Leckagen im Zusammenhang mit dem
einwirkenden Hochwasser. Die Kontrolle solcher Anlagen bedarf einer Regelung
(denkbar ist beispielsweise eine regelmalige Kontrolle durch den Schornsteinfeger).

34. Welche Moglichkeiten bestehen fiir ein hochwasserangepasstes Bauen in Uberschwem-

mungsgebieten?

Antwort: Siehe die verschiedenen Hochwasserhandbiicher vom BUND und den Lan-
dern Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen sowie der neuen VDI-Richtlinie 6004
,Hochwasserangepasste Gebaudetechnik. (BUND: Hochwasserschutzfibel: Planen
und Bauen von Gebauden in hochwassergefahrdeten Gebieten, Bundesministerium fur
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Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Nov. 1999, in Uberarbeitung; Rheinland-Pfalz:
Hochwasserhandbuch: Leben, Wohnen und Bauen in hochwassergefahrdeten Gebie-
ten, Ministerium fir Umwelt und Forsten Rheinland-Pfalz et al., 1998; Nordrhein-
Westfalen: Hochwasserfibel: Bauvorsorge in hochwassergefahrdeten Gebieten, Minis-
terium fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen,
1999) und insbesondere in der neuen Richtlinie 6004 des VDI (Verein Deutscher Inge-
nieure) (VDI — E- 6004 ,Hochwasserangepasste Gebaudetechnbik®; Juni 2004). Hier
sind die vielfaltigen Moglichkeiten ausflihrlich beschrieben und bebildert.

35. Wie beurteilen Sie das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in Uberschwemmungs-
gebieten? Ist es realistisch, davon auszugehen, dass eine Kommune keine andere Mog-
lichkeit der Siedlungsentwicklung auf3erhalb eines Uberschwemmungsgebietes hat?

Antwort: Grundsatzlich ist das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in Uber-
schwemmungsgebieten zu beflirworten. Es bedarf jedoch einer Ausnahmeregelung. Es
gibt Ortslagen an Flissen (z.B. Mittelrhein und Mosel) die hierdurch in ihrer Siedlungs-
entwicklung nachhaltig beeintrachtigt wirden. Diese Ortslagen existieren seit Jahrhun-
derten, leben mit den Uberschwemmungen und praktizieren in der Regel Bau- und
Verhaltensvorsorge. Eine Ausnahme darf jedoch nur genehmigt werden, wenn keine
Alternative einer Siedlungsentwicklung besteht und das Abflussgeschehen nicht nega-
tiv beeinflusst wird (keine zusatzliche Gefahrdung von Ober- oder Unterlieger) und eine
Bebauung (z.B. SchlieBung von Baullicken oder Ersatz bestehender Bebauung) nicht
grundsétzlich dem Zweck der Uberschwemmungsgebietsausweisung widerspricht und
wenn Bauvorsorge sichergestellt wird.

36. Wie beurteilen Sie das Zusammenspiel zwischen dauerhaften (Deiche) und mobilen
(Schutzwande) Lésungen im Hochwasserschutz in bezug auf Effizienz und Kosten?

Antwort: Eine Ubliche Form des ortlichen Hochwasserschutzes. Grundsatzlich sollte
der Anteil an mobilen Schutzwanden mdglichst gering gehalten werden, da hierbei
umfangreiche logistische Aufgaben zu bewaltigen sind und die Versagensrisiken bei
mobilen Schutzeinrichtungen im Vergleich zu stationdren Schutzeinrichtungen gréfier
einzuschatzen sind. Zudem sind mobile Hochwasserschutzeinrichtungen kosteninten-
siver als stationare.

37. Sehen Sie durch die Regelung, Bundeswasserstral’en hochwasserneutral zu unterhalten,
auszubauen oder neu zu bauen eine negative Beeintrachtigung der Binnenschifffahrt?

Antwort: In der Regel gibt es durch die heute noch anstehenden Flussbaulichen Maf3-
nahmen an den Wasserstralien keine signifikante Beeintrachtigung des Hochwasser-
geschehens, da der Ausbau einer Niedrigwasseraufhéhung dienen soll und hochwas-
serneutral zu sein hat. Dies wird dadurch gewahrleistet, dass bei den MalRnahmen eine
Einvernehmenspflicht mit der Wasserwirtschaftsverwaltung besteht.
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Fragen der Fraktion der CDU/CSU

Rechtliche Fragen

1.  Ist das geplante Hochwasserschutzgesetz in seiner jetzigen Form zustimmungspflichtig

durch den Bundesrat?

Antwort:

2. Anhand welcher wissenschaftlichen Kriterien lassen sich die Abflussbereiche im Sinne von

Artikel 1, § 31b Absatz 3 Hochwasserschutzgesetz definieren?

Antwort:

3. Gewahrleisten die Vorgaben des Hochwasserschutzgesetzes eine einheitliche Handha-

bung der Definitionen durch die Lander bezuglich der Abflussbereiche?

Antwort:

4.  Welche Moglichkeiten zum Erosionsschutz bietet die Bodenschutzgesetzgebung von Bund

und Landern?

Antwort:

5.  Gibt es in anderen Mitgliedslandern der Europaischen Union (EU) Planungen, im Rahmen

der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie Ackerbauverbote zu verhangen?

Antwort:

6.  Welche Erfahrungen wurden mit freiwilligen Vereinbarungen auf dem Gebiet des Gewas-

serschutzes gesammelt?

Antwort:

7. Inwieweit kdnnten diese Vereinbarungen als Vorbild fir einen ,Vertragshochwasserschutz"

dienen?

Antwort:

8.  Wie wird die 5-Jahresfrist in Artikel 1, § 31 b Absatz 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs vor dem
Hintergrund bewertet, dass in diesem Zeitraum flachendeckend an allen Gewéassern Uber-
schwemmungsgebiete festgesetzt werden miissen und dabei nicht nur eine Offentlich-
keitsbeteiligung durchzuflihren ist, sondern auch eine Plan-Umweltvertraglichkeitspriifung

mit den hierfur erforderlichen Unterlagen?

Antwort: Praktisch nicht umsetzbar. Die Datenbasis reicht nicht aus, eine Offentlich-
keitsbeteiligung verlangert die Verfahrensablaufe. Zudem ist es nicht sinnvoll grund-
satzlich fir jedes FlieRgewasser ein Uberschwemmungsgebiet auszuweisen, da es
auch heute noch FlieRgewasser gibt, an denen nicht gesiedelt wird und auch zukunftig
keine Besiedlung stattfinden wird und damit eine Ausweisung eines USG sinnlos ist.
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,

Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjérnsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

10.

11.

12.

13.

14.

15.

Ist das Verbot in Artikel 1, § 31b Absatz 2 Satz 4 Nr. 1 des Gesetzentwurfs zur Errichtung
neuer Olheizungsanlagen in Uberschwemmungsgebieten notwendig? Wenn ja, warum?

Antwort: Nein, es gibt technische Lésungen zur Minderung von Schaden bei Hoch-
wasser.

Ist das in Artikel 1, § 31b Absatz 3 Satz 1 des Gesetzentwurfs enthaltene Verbot des
Ackerbaus im Bereich des hundertjahrlichen Hochwassers begriindet? Zu welchem Ver-
waltungsaufwand und zu welchen Entscheidungsfindungen kann diese Regelung fihren?

Antwort:

Ist das in Artikel 1, § 31b Absatz 4 Satz 1 vorgesehene absolute Verbot der Baulandaus-
weisung in Uberschwemmungsgebieten zu angemessen? Werden dabei die Interessen
der Kommunen, in denen keine anderweitigen Siedlungs-entwicklungsmaéglichkeiten be-
stehen, hinreichend berlcksichtigt?

Antwort: Grundsatzlich ist das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in Uber-
schwemmungsgebieten zu beflrworten. Es bedarf jedoch einer Ausnahmeregelung. Es
gibt Ortslagen an Flissen (z.B. Mittelrhein und Mosel) die hierdurch in ihrer Siedlungs-
entwicklung nachhaltig beeintrachtigt wiirden. Diese Ortslagen existieren seit Jahrhun-
derten, leben mit den Uberschwemmungen und praktizieren in der Regel Bau- und
Verhaltensvorsorge. Eine Ausnahme darf jedoch nur genehmigt werden, wenn keine
Alternative einer Siedlungsentwicklung besteht und das Abflussgeschehen nicht nega-
tiv beeinflusst wird (keine zusatzliche Gefahrdung von Ober- oder Unterlieger) und eine
Bebauung (z.B. SchlieBung von Baullicken oder Ersatz bestehender Bebauung) nicht
grundsétzlich dem Zweck der Uberschwemmungsgebietsausweisung widerspricht und
wenn Bauvorsorge sichergestellt wird.

Ist es notwendig, fiir bestehende Baugebiete in Uberschwemmungsgebieten per Gesetz
konkrete Anforderungen an beabsichtigte neue Bauvorhaben zur Vermeidung und Verrin-
gerung von Uberschwemmungsschaden zu stellen?

Antwort: In Ortslagen, die in Uberschwemmungsgebieten liegen wird heute bereits in
der Regel Bauvorsorge betrieben und es wird bei Neubebauung Bauvorsorge verlangt.
Es bedarf vielmehr der Diskussion Uber die Vorgaben/Empfehlungen fir eine Bauvor-
sorge in hochwassergefahrdeten Gebieten.

Ist es sinnvoll, im Interesse der Kommunen fiir eine verbesserte Ausgestaltung des
vorbeugenden Hochwasserschutzes ein Vorkaufsrecht gesetzlich zu verankern?

Antwort: Ja. Haben Kommunen und Lander hier Vorkaufsrechte kbnnen MaRnahmen
des vorbeugenden Hochwasserschutzes einfacher durchgesetzt werden.

In  welchen Fallen von Ackerbaubeschrankungen aufgrund des  Hoch-
wasserschutzgesetzes ist den betroffenen Landwirten eine Entschadigung zu zahlen, um
damit verfassungsrechtlichen Anforderungen gentige zu tun?

Antwort:

Welche Entschadigungen sind nach den derzeitigen bundes- und landesrechtlichen
Regelungen fiir die Bereitstellung von Polderflachen vorgesehen?
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,
Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjérnsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

Antwort: Bei den in Planung befindlichen gesteuerten Poldern am Oberrhein in
Rheinland-Pfalz ist fir den Fall des Einsatzes der Polder eine einmalige Entschadigung
der Landwirte vorgesehen.

Okonomische Fragen

16. Auf welche Weise lassen sich die neu entstehenden Grinflachen langfristig wirtschaftlich
sinnvoll nutzen?

Antwort:

17.  Wie groR ist der Anteil, der langfristig fur die Milchproduktion genutzt wird?
Antwort:

18. Besteht fir diese Nutzungen ein hinreichender Absatzmarkt?
Antwort:

19. Inwieweit lasst sich ein konservierender Ackerbau mit ganzjahriger Bodenbedeckung in
den einzelnen Abflussgebieten flachendeckend und wirtschaftlich betreiben?

Antwort:

20. Wie hoch ist der durch die Umwandlung von Ackerland in Grinland durchschnittlich zu
erwartende Wertverfall pro Hektar Land?

Antwort:

21. Welche wirtschaftlichen Auswirkungen flr die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe
sind hierdurch zu beflrchten, insbesondere in Hinblick auf Kredit-Rating, Grundschuld-
und Hypothekensicherung?

Antwort:

22. Fuhrt das Hochwasserschutzgesetz zu einer ungerechten Behandlung zwischen den zu
entschadigenden Bereitstellern von Polderflachen und den in Uberschwemmungsgebieten
tatigen Landwirten?

Antwort::

23. Wie bewerten sie die finanziellen Folgen des Ackerverbotes fur die Landwirtschaft und
welche Ausgleichsregelungen waren zu treffen?

Antwort:

24. Welche Konsequenzen hatte ein Ackerverbot fir die betroffenen Betriebe und fir die
Struktur der Landwirtschaft in den betroffenen Regionen?

Antwort:
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,

Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjornsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

Welche Probleme wiirde ein durch ein Ackerverbot hervorgerufenes Uberangebot an
Grinlandflachen in Deutschland bringen?

Antwort:

Welche Nutzungsalternativen von Grinland sind unter den aktuellen agrarpolitischen
Rahmenbedingungen und den Aussichten am Markt rentabel?

Antwort:

Wie viel Prozent der Betriebsflache landwirtschaftlicher Unternenmen kénnen vom Um-
wandlungsgebot erfasst werden?

Antwort:

Welche Auswirkungen hatte die Umwandlung von Ackerland in Grinland auf den Arbeits-
markt, auf Steuern und auf die Bruttowertschépfung?

Antwort:

Wie ist die Akzeptanz im landlichen Raum zu bewerten und wie breit ist die Betroffenheit
gestreut?

Antwort:

Wie kann sichergestellt werden, dem Problem des Hochwasserschutzes gerecht zu
werden, gleichfalls aber das Eigentum nicht durch zu restriktive MalRnahmen zu entwer-
ten?

Antwort:

Welche Moglichkeiten gibt es, um bei Einschrankungen in der Bewirtschaftung von rund
900000 Hektar betroffenem Ackerland, einen Ausgleich fir die Ertrags- und Vermoégens-
verlusten von rund 3,6 Mrd. Euro zu schaffen?

Antwort:
Wie kann kunftig die Eigenvorsorge von Kommunen und betroffenen Dritten gestarkt
werden und durch welche finanzielle Férderung sollten geeignete VorsorgemalRnahmen

unterstitzt werden?

Antwort:

Technisch/6kologische Fragen

33.

34.

Wie wird die Mdglichkeit bewertet, durch eine bessere Bauleitplanung in den Flussein-
zugsgebieten bei Hochwasser den Wasserabfluss zu verzégern?

Antwort:

Ist es sinnvoll, solche MalRnahmen in das Hochwasserschutzgesetz mit aufzunehmen?
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,

Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjérnsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44.

Antwort:

Wie hoch ist die zu erwartende FlachengrdRe aller Uberschwemmungsgebiete durch das
Hochwasserschutzgesetz?

Antwort:

Wie hoch ist die zu erwartende Flachengrofie aller Abflussgebiete durch das Hochwasser-
schutzgesetz?

Antwort:

Wie unterscheiden sich die Hochwasserereignisse in Gebieten mit Berg- beziehungsweise
Hanglagen von denen in Niederungen?

Antwort:
Welche Konsequenzen ergeben sich daraus fur den notwendigen Erosionsschutz?
Antwort:

Wie grof} ist die Ackerflache, die erwartungsgemalf nach Inkrafttreten des Hochwasser-
schutzgesetzes in Grinland umgewandelt wird?

Antwort:

Besteht die Gefahr, dass sich auf dem Griinland infolge von Uberschwemmungen Schad-
stoffe ansammeln und dieses zu Konflikten mit einer mdglichen Tierhaltung fuhrt?

Antwort:

Besteht die Gefahr, dass die Einschrankung von Dingung und Pflanzenschutz zu einer
Zunahme der Mycotoxinbelastung von Getreide fuhrt? Wenn ja, kommt es hierdurch zu
Zielkonflikten mit der Mycotoxinhéchstmengenverordnung? Welche wirtschaftlichen Folgen
sind hierdurch zu erwarten?

Antwort:

Gibt es wissenschaftliche Studien Uber die unterschiedliche Wasseraufnahmefahigkeit von
Grinflachen und Ackerland und der Erosionsgefahr von konventionell bewirtschafteten A-
ckerbauflachen? Wenn ja, zu welchen Ergebnis kommen diese Studien?

Antwort:

Besteht die Mdglichkeit, einen verlasslichen Erosionsschutz in Uberschwemmungsgebie-
ten durch Anpassung der Fruchtfolge an die 6rtlichen Bedingungen, Zwischenfriichte, Un-
ter- und Streifensaaten sowie durch Streifenanbau zu erreichen?

Antwort:

Gibt es in den Europaischen Nachbarlandern vergleichbare Ackerbaubeschrankungen in
Uberschwemmungsgebieten?
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,

Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjérnsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

45.

46.

47.

48.

49.

50.

51.

52.

53.

Antwort:

Wie bewerten Sie die Aussage einer Broschiire des Bundes flir Umwelt und Naturschutz in
Deutschland (BUND) zum 6kologischen Hochwasserschutz, die sich auf Daten des Baye-
rischen Landesamtes fiir Wasserwirtschaft stiitzt, dass die Abflusswerte von Odland we-
sentlich héher als von Ackern mit Hackfriichten, Getreide oder Futterpflanzen sind und
karge Weiden héhere Abflusswerte als Acker mit Hackfriichten aufweisen?

Antwort:

Wie grol ist bei weit ausladenden Uberschwemmungen und entsprechend langsamer
FlieRgeschwindigkeit, die Erosionsgefahr und ist ein Verbot des Ackerbaus ein geeignetes
Mittel, die Erosion zu mindern?

Antwort:

Wie ist die generelle Forderung nach einer ganzjahrigen Bodenbedeckung einschlief3lich
einer konservierenden Bodenbearbeitung zu bewerten?

Antwort:

Auf welche konkreten fachlichen Grundlagen wird die Forderung eines generellen Verbo-
tes von Ackerbau in Uberschwemmungsgebieten gestiitzt?

Antwort:

Auf welchen fachlichen Grundlagen beruhen Forderungen nach Sicherstellung einer
ganzjahrigen Bodenbedeckung einschliellich einer konservierenden Bodenbedeckung im
Falle der Ausnahme? Was sind die agrarstrukturellen und wirtschaftlichen Folgen dieser
Forderungen und wie werden diese bewertet?

Antwort:

Kann innerhalb von Uberschwemmungsgebieten zwischen Arealen mit versickerndem und
abflieRendem Hochwasser unterschieden werden und auf wie viel Prozent der Uber-
schwemmungsgebiete kann Hochwasser zur Versickerung gelangen?

Antwort:

Welche Wirkungen hat versickerndes Hochwasser auf Belange des Bodenschutzes und
der Gewasserreinhaltung?

Antwort:
Welche Infiltrationseffekte entstehen bei pflugloser Bodenbearbeitung?
Antwort:

Welche Moglichkeiten gibt es vor dem Hintergrund der extremen Hochwasserereignisse
vergangener Jahre, um die Schaden zukiinftig zu minimieren?

Antwort:
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,

Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjérnsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

54.

55.

56.

o7.

58.

59.

Ist ein Verbot der Errichtung von Olheizungen in Uberschwemmungsgebieten aus techni-
schen Grinden Gberhaupt notwendig?

Antwort:

Welche konkreten fachlichen Grundlagen machen das generelle Verbot des Ackerbaus in
maoglichen Uberschwemmungsgebieten erforderlich?

Antwort:

Ist es fachlich gegeben, eine ganzjahrige Bodenbedeckung in méglichen Uberschwem-
mungsgebieten sicherzustellen, und welche Auswirkungen ergeben sich flr eine gewollte
schnellere Versickerung?

Antwort:

Wie werden agrarstrukturelle und wirtschaftliche Folgen, die sich aus der Forderung eines
Verbots des Ackerbaus in mdglichen Uberschwemmungsgebieten ergeben, bewertet?

Antwort:

Sind die im Gesetzentwurf vorgesehenen generellen Regelungen zu unterschiedlichen
Groflen von Rickhalteflache im Unter-, Mittel- und Oberlauf von Fllissen ausreichend?

Antwort:

Muisste generell im vorbeugenden Hochwasserschutz nicht vorrangig ein effektives
Talsperrenmanagement verankert sein?

Antwort:
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Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,

Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjornsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

Fragen der Fraktion der FDP

Rechtliche Fragen

Ist das in Art. 1 Nr. 4 § 31b Abs. 3 geregelte grundsatzliche Ackerbauverbot verhaltnisma-
Rig?

Antwort:

Ist abschatzbar, wie viele Landwirte vom Ackerbauverbot betroffen sein werden und in
welcher Gesamthdhe diese werden Entschadigungsanspriiche geltend machen kénnen?

Antwort:

Ist das in Art. 1 Nr. 4 § 31b Abs. 4 S. 1 geregelte grundsatzliche Verbot der Ausweisung
neuer Baugebiete verhaltnismaRig?

Antwort:

Inwieweit wird der Hochwasserschutz durch dieses Gesetz gegeniber dem bestehenden
bundesgesetzlichen Instrumentarium verbessert werden (k6nnen)?

Antwort:

Trifft es zu, dass die Gemeinden insbesondere im Rahmen der Bauleitplanung bereits
nach geltendem Recht verpflichtet sind, den Hochwasserschutz (auch zugunsten der Un-
terliegergemeinden) in der planerischen Abwagung zu berlicksichtigen, auch wenn im Ein-
zelfall Uberschwemmungsgebiete nicht nach § 32 WHG férmlich ausgewiesen sind, und
wenn ja, werden sich insbesondere die Regelungen des Art. 2 Nr. 1 bis 3 des Gesetzent-
wurfs in der Praxis Uberhaupt auswirken?

Antwort:
Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund die VerhaltnismaBigkeit und Sinnhaftigkeit eines
Verbots von Olheizungen in Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten und welche Konse-

quenzen hatte ein solches Verbot?

Antwort:

Okonomische Fragen

Welche finanziellen bzw. finanzwirtschaftlichen Folgen sind absehbar fir die 6ffentlichen
Hande mit der Aufgabe verbunden, ein Gesamtsystem zur Hochwasserabwehr bzw.
Schadensabwehr zu entwickeln und wie beurteilen Sie damit verbundene Schwierigkeiten?

Antwort:
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Wie bewerten Sie den vorliegenden Gesetzentwurf im Kontext der kinftigen Fluss- und
Wasserstrallenpolitik insbesondere mit Blick auf die Potenziale der Binnenschifffahrt auf
die Belange der davon betroffenen Hafen?

Antwort:

Auf welche Weise kdnnen Versicherungsvertrdge einzel- und gesamtwirtschaftliche
Planungsgrundlagen beeinflussen, die fir einen wirksamen Hochwasserschutz relevant
sind (z. B. Standort- und Investitionsentscheidungen, MaRnahmen zur Schadenspraventi-
on, Planung 6ffentlicher Haushalte, Flachennutzungsplanung u.a.m.)?

Antwort:

10. Wo liegen besondere Leistungspotentiale sowie Schwierigkeiten und Grenzen von Versiche-

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

rungen als Instrument des Hochwasserschutzes?
Antwort:

Welche Voraussetzungen missen erfillt sein, damit Versicherungsarrangements als
Instrument der Hochwasserschutzpolitik genutzt werden kénnen?

Antwort:
Sind diese Voraussetzungen in Deutschland derzeit gegeben?
Antwort:

Wie ist die Versicherung von Hochwasserrisiken hierzulande geregelt und besteht politi-
scher bzw. legislativer Handlungsbedarf?

Antwort:

Sind Hochwasserschaden in Deutschland grundsatzlich auch in extrem gefahrdeten
Gebieten versicherbar?

Antwort:

Wird in Deutschland faktisch ein umfassender Versicherungsschutz gegen Elementar-
schaden angeboten und nachgefragt?

Antwort:

Wenn ja: In welchem (absoluten und relativen) Umfang werden Elementarschadensrisiken
in Deutschland auf der Grundlage freiwilliger Vertrage tatsachlich versichert?

Antwort:

Unter welchen Voraussetzungen ist mit einer freiwilligen Nachfrage nach Versicherungs-
leistungen zu rechnen?

Antwort:
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18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

Unter welchen Voraussetzungen ist mit einem freiwilligen Angebot von Versicherungsleis-
tungen zu rechnen?

Antwort:

Welche Argumente sprechen im Bereich des Hochwasserschutzes flr die Einfihrung einer
Versicherungspflicht?

Antwort:

Welche Argumente sprechen fur (bzw. gegen) eine — analog zur Fahrzeughaftpflicht —
privatwirtschaftlich-wettbewerblich zu erflllende Versicherungspflicht?

Antwort:

Welche Effekte werden durch einen Kontrahierungszwang im Vergleich zu freiwilligen
Versicherungsarrangements induziert?

Antwort:

Wie wirde ein Kontrahierungszwang die Pramienkalkulation bzw. die Rentabilitat von
Versicherungskontrakten beeinflussen und welche Konsequenzen waren aus einem Kont-
rahierungszwang ggf. zu erwarten?

Antwort:

Wie kénnte der Gebaude-Altbestand in eine Versicherungsldsung einbezogen werden?

Antwort:

Wie ist die Forderung nach kommunalen Risikokatastern fir alle hochwassergefahrdeten
Gebiete in Deutschland zu beurteilen?

Antwort:

Technische / Okologische Fragen

25.

Welche Eigenschaften kennzeichnen ,extreme” in Abgrenzung zu ,gewoéhnlichen® Hoch-
wasserereignissen?

Antwort: Hochwasser ist ein naturlicher Vorgang. Nach einem Niederschlagsereignis
entstehen durch die Abfliisse aus den verschiedenen Teilen eines Flusseinzugsgebie-
tes Hochwasser in den Flissen. Es ist zwischen gewohnlichen Hochwasserereignissen
und Extremhochwasser, welches selten bis sehr selten auftritt zu unterscheiden. Mal}3-
nahmen, wie Férderung der Versickerung von Niederschlagswasser, Renaturierung
von FlieRgewassern, Wiederaufforstung wirken sich positiv auf das Hochwasserge-
schehen gewdhnlicher Hochwasser aus, die Rickhaltung in der Flache des Einzugs-
gebietes vergleichmafigt den Wasserhaushalt. Bei Extremhochwasser ist die Wirkung
dieser Mallnahmen in der Regel ausgeschdpft. Die Pflanzen, der Boden ist wasserge-
sattigt und stehen fir einen Ruckhalt in der Flache nicht mehr zur Verfugung. Bei Ex-
tremhochwasser wirken sich im Wesentlichen das vorhandene Abflussprofil und der
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26.

27.

28.

Ruckhalteraum am FlieRgewasser auf den Hochwasserablauf aus. Sind Abflussprofil
und Rickhalteraum am Flieligewasser durch Extremhochwasser ausgeschopft bzw. G-
berlastet kommt es zu Schaden an anthropogenen Nutzungen in den Gebieten, die
dann vom Extremhochwasser uberflutet werden.

Gibt die vorgenannte Unterscheidung geeignete Hinweise darauf, in welcher Weise
grundsatzlich mit der Problematik Hochwasser staatlicherseits umgegangen werden sollte
und auf welche Art von Hochwasserereignissen sollte der Bundesgesetzgeber bei der
Formulierung eines Gesetzes zum vorbeugenden Hochwasserschutz vordringliches Inte-
resse konzentrieren?

Antwort: Fir die ,gewdhnlichen® Hochwasserereignisse reichen die derzeitigen ge-
setzlichen Regelungen durchaus aus. Die umfangreichen Schaden bei den Extrem-
hochwassern in der jingeren Vergangenheit in den Einzugsgebieten von Rhein, Oder,
Elbe und Donau, die haufig in Verbindung mit dem Versagen von Hochwasserschutz-
einrichtungen standen, zeigen deutlich, wo Handlungsbedarf gegeben ist.

Wie beurteilen Sie die Effektivitdt von Mallnahmen zur Rickhaltung von Wasser in der
Flache (z.B. Versickerung von Niederschlagswasser, Renaturierung von FlieRgewassern,
Wiederaufforstung) jeweils mit Blick auf die beiden genannten Kategorien und welche
Schlussfolgerungen sind daraus abzuleiten?

Antwort: Die genannten Malinahmen wirken sich positiv auf die gewdhnlichen Hoch-
wasser aus. Der Wellenablauf dieser Hochwasser wird in der Regel hierdurch zeitlich
gestreckt und die Scheitel werden reduziert. Die tatsachliche Wirksamkeit ist immer fiir
jedes Einzugsgebiet speziell zu untersuchen, da jedes Teileinzugsgebiet eine spezifi-
sche Abflussquarakteristik besitzt und die Uberlagerung der Abliisse aus den Teilein-
zugsgebieten letztlich zu dem Abfluss im jeweiligen Vorfluter fuhrt. Bei Extremhoch-
wasserereignissen sind alle natirlichen Ruckhaltemdglichkeiten (Interzeptionsspeicher
der Pflanzen, Bodenspeicher, Muldenspeicher) ausgeschdpft, der zu Boden fallende
Niederschlag kommt unmittelbar zum oberflachlichen Abfluss in den nachstgelegenen
Vorfluter.

Welche (statistischen) Sachverhalte sind beim Verstandnis und bei der Interpretation der
gelaufigen Angaben zur Eintrittswahrscheinlichkeit extremer Hochwasserereignisse (z.B.
100-jahrliches Hochwasser) zu bedenken, welche weiterfihrenden Informationen sind in
diesem Zusammenhang zu beachten und welche Konsequenzen ergeben sich daraus flr
einen vorausschauenden und effektiven Hochwasserschutz?

Antwort: Bei der Diskussion Uber Extremhochwasser wird tblicherweise von der Jahr-
hundertflut bzw. von dem Hochwasserereignis gesprochen, welches statistisch gese-
hen einmal in einhundert Jahren (so auch der Wortlaut im WHG) eintritt. Dies sugge-
riert schnell, dass ein solches Ereignis nur einmal innerhalb von 100 Jahren eintrifft.
Eine der tatsachlichen Gefahrdungssituation besser entsprechende Formulierung fir
ein 100-jahrliches Hochwasserereignis ist: das Hochwasserereignis, welches jedes
Jahr mit einer Eintretenswahrscheinlichkeit (Risiko) von 1:100 (1%) stattfinden kann.
Dies bedeutet, das die Gefahrdung durch Extremhochwasser jederzeit da ist. Die hier-
von potenziell Betroffenen missen dartber informiert und erinnert werden und es sind
Wege aufzuzeigen, wie mit dieser Gefahrdung bewusst umgegangen werden soll.

19



Antworten von Prof. Dr. Roland Boettcher,
Prokurist und Mitglied der Geschéftsleitung, Bjérnsen Beratende Ingenieure GmbH, Koblenz

29. Welche Zielvorstellungen sind bei der Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten im
Hinblick auf den vorbeugenden Hochwasserschutz besonders wirkungsvoll und wie beur-
teilen Sie in dieser Hinsicht Vorgaben insbesondere zu

— Erhalt bzw. Gewinnung (insbesondere Rickgewinnung) von Rickhalteflachen
— Regelung des Hochwasserabflusses

— Vermeidung und Verminderung von Schaden durch Hochwasser?

Antwort: Fur den vorbeugenden Hochwasserschutz gegen Extremhochwasser-
ereignisse ist die Ausweisung von Ruckhalterdaumen von ganz besonderer Bedeutung.
Da in Deutschland an vielen Gewassern die nattrlichen Ruckhalterdume durch Hoch-
wasserschutzmalinahmen (vor allem Deiche) nachhaltig reduziert wurden, sollte es o-
berstes Gebot sein, die noch vorhandenen natirlichen Rickhalteraume zu erhalten
und alle rickgewinnbaren Rickhalteraume zuriickzugewinnen. Dies ist heute auf
Grund der Flachennutzungen hinter den Deichen sehr schwierig umsetzbar. Nur ein
Bruchteil der ehemaligen natirlichen Ruickhalteflachen — wie z.B. die Oberrheinebene
— sind ruckgewinnbar. Die wenigen Flachen, die durch eine Deichrickverlegung zu-
rickgewonnen werden kénnen, haben potenziell eine relativ gute Wirkung auf Extrem-
hochwasser, wenn sie als gesteuerte Rickhalteraume eingesetzt werden kénnen. Ex-
tremniederschlagsereignisse, wie das im Einzugsgebiet der Elbe im August 2002, ha-
ben die Grenzen der Schutzsysteme (Deiche und Talsperren) deutlich gemacht. Es
bedarf also einer Uberlegung, welche Flachennutzungen in hochwassergefahrdeten
Gebieten hinter Schutzanlagen im Extremfall zuerst geflutet werden sollten, um die
Schaden durch Extremhochwasser deutlich zu minimieren. In der Praxis hat sich dies
schon prinzipiell bewehrt, wie die Sprengung von Deichabschnitten in Bereichen mit
geringerem Schadenspotenzial zum Schutze von Bereichen mit hdherem Schadenpo-
tenzial gezeigt hat. Im Rahmen der Raumordnung sollten diese Flachen als Hochwas-
servorsorgeflachen ausgewiesen werden und zur Minderung der Schaden durch
Hochwasser Bauvorsorgemal3nahmen vorgeschrieben werden.

30. Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Forderung der Europaischen Wasser-
rahmenrichtlinie nach Erhalt oder Verbesserung der 6kologischen Strukturen der Gewas-
ser und wie beurteilen Sie die Bedeutung dieser Forderung insbesondere im Hinblick auf
extreme Hochwasserereignisse?

Antwort: Renaturierung der Gewasser bzw. die Verbesserung der 6kologischen
Strukturen der Gewasser ist grundsatzlich eine gute und wichtige Aufgabe, die sich
auch in der Regel positiv auf den Wellenablauf ,gewohnlicher® Hochwasser auswirkt.
Im Hinblick auf Extremhochwasser sind hier sicher keine Entscharfungen zu erwarten.
Die ganz groRRen schadenbringenden Extremhochwasser, wie z.B. 1784 am Rhein oder
1342 in ganz Mitteleuropa zeigen deutlich, dass Gewassersysteme in ihrem natlrlichen
Zustand extreme Hochwasser zu Uberstehen hatten. Im Hinblick auf den Umgang mit
Extremhochwasser bedarf es also spezieller Malinahmen.

31. Wie beurteilen Sie das Verbot von ackerbaulicher Nutzung in Uberschwemmungsgebieten
und hatte ein solches Verbot einen signifikanten Einfluss auf den Wellenablauf von Ex-
tremhochwasser?

Antwort: Im Bezug auf den Wellenablauf von Extremhochwasser hat eine ackerbauli-

che Nutzung im Uberschwemmungsgebiet keine signifikante Wirkung. Ein Verbot mit
der Begriindung einer weitergehenden Hochwasservorsorge ist somit Uberflissig.
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32. Wie beurteilen Sie das Problem, dass durch die Uberflutung von Ackerland ggf. Sedimente
und Nahrstoffe in das FlieRgewasser eingetragen werden kdnnen, wirde dies erhebliche
und dauerhafte Schaden hinsichtlich der kiinftigen Nutzung der betroffenen Flachen er-
warten lassen und welche Schlussfolgerungen sind daraus abzuleiten?

Antwort: Grundséatzlich sind Erosion und Sedimentation von Boden, Sedimenten, Ge-
schiebe Bestandteile einer natlrlichen geomorphologischen Gewasserentwicklung. Bei
Hochwasser, insbesondere bei einem Extremhochwasser finden — je nach Gewasser-
typ — umfangreiche Bodenumlagerungen im Gewasserbett und in den Uberstrémten
Flachen statt. Die Nutzung als Ackerland in Uberschwemmungsgebieten findet heute in
der Regel nur dort statt, wo die Stromungskrafte nicht zu einer GUbermafigen Erosion
fiihren, sonst ware der Schaden durch die Uberflutung hoher als der Nutzen durch die
Bewirtschaftung. Diffuse Eintrage von Nahr- und Schadstoffen von (gedingten Acker-
flachen) kénnen die Wasserbeschaffenheit des Gewassers beeintrachtigen (Sauer-
stoffzehrung). Im Sinne des Gewasserschutzes sollten solche Eintrdge moglichst mi-
nimiert werden.

33. Durch welche Mallnahmengruppen lassen sich Schaden durch Hochwasser grundsatzlich
verringern und wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang insbesondere

— Malnahmen zur Beeinflussung des Hochwasserablaufs (Abflussprofil freihal-
ten, Retentionsraum erhalten und schaffen)

— Maflnahmen zur Reduzierung der Schadensempfindlichkeit von Nutzungen in
Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten (Bauvorsorge: hochwasserange-
passte Nutzungen in Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten; Verhaltens-
vorsorge)

— Sicherstellung eines funktionierenden technischen und organisatorischen
Hochwasserschutzes (Analyse der Standsicherheit vorhandener — alter — Dei-
che und Hochwasserschutzwande, Sanierung der Anlagen)?

Antwort: Ein nachhaltiger vorsorgender Hochwasserschutz lasst sich nur mit einem
Bindel von MalRnahmen sicherstellen. Ausfuhrlich werden diese MalRnahmen in den
Leitlinien fir einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz der Landerarbeitsgemein-
schaft Wasser (LAWA; 1995) aufgezeigt und beschrieben. Die genannten Maf3nahmen
sind besonders solche, die im Falle von Extremhochwasserereignissen wichtig sind.
Grundvoraussetzung fir einen funktionsfahigen Hochwasserschutz ist die Sicherstel-
lung der Standsicherheit und Funktionsfahigkeit der vorhandenen Hochwasserschutz-
anlagen (Deich, Schutzmauern, mobile Hochwasserschutzsysteme, Hochwasserrtick-
halteraume, Talsperren). Die Erfahrungen mit den Extremhochwassern der vergange-
nen Jahre zeigten deutlich, dass z.B. die vorhandenen Deiche an unseren Flissen
nicht alle dem heutigen Stand der Technik entsprechen. Um dies Sicherzustellen, sind
flachendeckend die Schutzanlagen zu analysieren und ggf. zu sanieren. In jedem Fall
einer Deichsanierung bzw. eines Deichneubaus sollte versucht werden, den neuen
Deich vom Gewasser zuriick zu verlegen um Retentionsraum zu schaffen. Mit Sicher-
stellung des heutigen technischen Standards an allen Schutzeinrichtungen ist ein wei-
test gehender Schutz gegen gewdhnliche und kleinere Extremhochwasserereignisse
gewahrleistet. Jedoch ist dieser Schutz immer nur als endlich zu betrachten. GroRiere
Extremereignisse kdénnen die Schutzanlagen Uberlasten. Hierfir ist eine weitergehende
Hochwasservorsorge erforderlich um die dann zu erwartenden enormen Schaden
durch Hochwasser weitestgehend zu minimieren. Eine Schadenminimierung lasst sich
dann erreichen, wenn man die ,Hochwasserkatastrophe” méglichst in solche Gebiete
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lenkt, in denen die Schaden madglichst gering sind (bevor Siedlungsgebiete wie Mann-
heim oder Ludwigshafen bei Deichuberstréomen/-bruch geflutet werden, sollten zuerst
die sudlich gelegeneren landwirtschaftlich genutzten Flachen und Naturschutzgebiete
hinter den Deichen geflutet werden. Hierzu bedarf es einer gezielten Anlage von Uber-
flutungsbauwerken innerhalb der Deichstrecken, u.U. Riegeldeiche im Deichhinterland
und in den hochwassergefahrdeten Gebieten Informationen Uber die potenzielle Ge-
fahrdung bei Extremhochwasser in Verbindung mit Hinweisen zur Bau- und Verhal-
tensvorsorge. Diese Hinweise finden sich in verschiedenen Broschiren vom BUND
und den Landern Rheinland-Pfalz und NRW: BUND: Hochwasserschutzfibel: Planen
und Bauen von Gebauden in hochwassergefahrdeten Gebieten, Bundesministerium flr
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Nov. 1999, in Uberarbeitung; Rheinland-Pfalz:
Hochwasserhandbuch: Leben, Wohnen und Bauen in hochwassergefahrdeten Gebie-
ten, Ministerium fir Umwelt und Forsten Rheinland-Pfalz et al., 1998; Nordrhein-
Westfalen: Hochwasserfibel: Bauvorsorge in hochwassergefahrdeten Gebieten, Minis-
terium fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen,
1999) und insbesondere in der neuen Richtlinie 6004 des VDI (Verein Deutscher Inge-
nieure) (VDI — E- 6004 ,Hochwasserangepasste Gebaudetechnbik®; Juni 2004).

34. Welche MalRnahmen zur Schadensminimierung in Uberschwemmungsgefahrdeten Gebie-
ten haben die gréflte Wirksamkeit?

Antwort: Die Internationale Kommission zum Schutz des Rheins hat diese Frage flr
das Rheineinzugsgebiet detailliert untersuchen lassen: siehe Hochwasservorsorge,
Massnahmen und ihre Wirksamkeit; IKSR 2002. Analysen vergangener Hochwasser-
ereignisse haben ergeben, dass Schaden im Zusammenhang mit Ol rund 50 % der
Gesamtschaden bei Hochwasserereignissen ausmachen kénnen. Dementsprechend
ist beim hochwasserangepassten Umgang mit Ol bzw. iberhaupt mit wassergefahr-
denden Stoffen eine deutliche Schadenminimierung zu erreichen.

35. Welche Bedeutung hat in Gberschwemmungsgefahrdeten Gebieten der Umgang mit Ol
bzw. mit wassergefahrdenden Stoffen im allgemeinen und wodurch zeichnet sich ein
hochwasserangepasster Umgang mit derartigen Stoffen aus?

Antwort: Wassergefahrdende Stoffe, insbesondere Ol kénnen einen groken Anteil an
den Schéaden bei Hochwasser haben, sofern sie nicht hochwasserangepasst gelagert
sind. Vorschriften zum Umgang mit wassergefahrlichen Stoffen sollten in hochwasser-
gefahrdeten Gebieten unbedingt eingehalten werden. Hinweise Uber die verschiedenen
technischen Mdglichkeiten finden sind in den genannten Hochwasserschutzfibeln und
der VDI-Norm 6004.

36. Sind diesbeziglich in Deutschland regionale Besonderheiten und Unterschiede zu beo-
bachten und welche Schlussfolgerungen sind daraus ggf. abzuleiten?

Antwort: In hochwassergefahrdeten Gebieten hinter Deichen ist es heute noch nicht
ubliche Praxis besondere Vorkehrung zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
im Hinblick auf die Gefahrdung durch Extremhochwasser vorzusehen.

37. Wie konnen Gefahren durch Okotoxische Prozesse im Rahmen von Hochwasser und
deren schwerwiegende Folgen flir Landwirtschaftsflachen, Fischereibetriebe und das Oko-
system durch gezielte Forschung und Entwicklung gebannt werden?

Antwort:
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38.

39.

40.

41.

Wie bewerten Sie das pauschale Verbot einer Ausweisung von Baugebieten in Uber-
schwemmungsgebieten im Hinblick auf eine Minderung von Hochwasserschadenspotenzi-
alen?

Antwort: Prinzipiell gibt es keinen Schaden durch Hochwasser, wenn keine anthropo-
gene, hochwasserempfindliche Nutzung in Uberschwemmungsgebieten statt findet.
Grundsatzlich ist also ein Verbot zu begrifRen, nur in Ausnahmefallen kann eine Be-
bauung in Uberschwemmungsgebieten unbedenklich sein.

Wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang die Aussage, dass insbesondere in Ortsla-
gen, die historisch bedingt in Uberschwemmungsgebieten entstanden sind und sich entwi-
ckelt haben, die Errichtung bzw. bauliche Veranderung von Geb&auden innerhalb von U-
berschwemmungsgebieten aus Grlinden eines verbesserten Hochwasserschutzes unum-
ganglich sein kann, wenn nicht die betreffende Ortslage in ihren Entwicklungsmdglichkei-
ten nachhaltig behindert werden soll?

Antwort: Es gibt Ortslagen, die historisch bedingt in Uberschwemmungsgebieten ent-
standen sind und sich entwickelt haben (siehe Mittelrhein, Saar und Mosel). In der Re-
gel sind diese Ortslagen auf ihre Gefahrdung durch Hochwasser durch MalRnahmen
der Bau- und der Verhaltensvorsorge vorbereitet. Entwicklungsmaoglichkeiten flr diese
Ortslagen kénnen sich z.B. beschranken auf den Ersatz baufélliger Gebaude und das
Schliessen von Bauliicken. Hier ist der Bau von Gebauden innerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten unumganglich, wenn nicht die Ortslage in ihren Entwicklungs-
maoglichkeiten nachhaltig behindert werden soll. Es ist also in jedem Einzelfall zu prifen
und abzuwégen, ob eine Bebauung im Uberschwemmungsgebiet ohne negative Aus-
wirkungen auf Andere zugelassen werden kann. Mit Auflagen der Bau- und Verhal-
tensvorsorge kann auch ohne generelles Bauverbot in Uberschwemmungsgebieten
das Schadenspotenzial in den Ausnahmefallen gleichgehalten oder verringert werden.

Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Aussage, dass mit Auflagen der Bau-
und Verhaltensvorsorge auch ohne generelles Bauverbot in Uberschwemmungsgebieten
das Schadenspotenzial gleichgehalten oder verringert werden kann?

Antwort: Es gibt inzwischen viele Beispiele von hochwasserangepassten Gebauden in
Uberschwemmungsgebieten bei denen es nicht zu einer Verscharfung der Abflussver-
haltnisse und damit einer zusatzlichen Gefahrdung durch Hochwasser von Ober- oder
Unterlieger kommt. In den genannten Hochwasserschutzfibeln sind solche MalRnah-
men aufgezeigt und erlautert.

Welches sind wesentliche Voraussetzungen und MafRnahmen um zu bewirken, dass
einzelne von Hochwasser Betroffene Aktivitdten der Bau- und Verhaltensvorsorge ergrei-
fen, welche geeignet sind, das Schadenpotenzial bei Hochwasserereignissen zu mindern
und welche Bedeutung haben in diesem Zusammenhang insbesondere

— die Darstellung und Erlauterung der Gefahrdung durch Hochwasser sowie
Hinweise, wie mit der Gefahrdung umgegangen werden kann

— die (kategorisierte bzw. klassifizierte) Kennzeichnung von Uberschwem-
mungsgebieten und Gberschwemmungsgefahrdeten Gebieten in den Bebau-
ungs- und Flachennutzungsplanen?

Antwort: Die von Hochwasser gefahrdeten Gebiet missen in Gefahrenkarten darge-
stellt und jedermann verfligbar gemacht werden (so wie es bereits teilweise flr Fluss-
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gebiete erfolgt ist: siehe [www.iksr.de| und www.gismosel.lu). Die Darstellung der
Hochwassergefahren alleine reicht jedoch nicht aus, es sollten zusatzlich Erlauterun-
gen gegeben werden, wie mit der Gefahrdung umzugehen ist.

42. Wie kann eine nachhaltige vorsorgende Hochwasserschutzstrategie ziugig umgesetzt
werden?

Antwort: Durch Kooperation aller potentiell von Hochwasser Betroffenen (Solidaritat).
Die Gefahrdung muss bekannt sein (Hochwassergefahrenkarten) und es miissen spe-
zifische Malinahmenpakete zur Verminderung der Schadenspotenziale in einem
Flusseinzugsgebiet erarbeitet und optimiert werden (Hochwasserschutzkonzepte). Der
Landwirtschaft kommt an Flissen eine ganz besondere Rolle zu. Innerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten gelegene landwirtschaftliche Nutzflachen bieten Potenziale flr
eine Auenregenerierung. Landwirtschaftliche Nutzflachen hinter Hochwasserschutzdei-
chen bieten haufig die einzigen Potenziale fur eine Deichruckverlegung (Schaffung von
Retentionsraum, Auenregenerierung) und fur die Anlage von technischen Hochwasser-
rickhaltebecken, die nur bei seltenen Hochwasserereignissen eingesetzt werden um
den Schutz fir die Unterlieger zu verbessern. In der Regel sind die Béden der (ehema-
ligen) Flussauen fir die landwirtschaftliche Nutzung besonders wertvoll und ertragreich
(wenn sie nicht durch hoch anstehendes Grundwasser beeintrachtigt sind). Im Sinne
einer nachhaltigen, umsetzungsorientierten vorsorgenden Hochwasserschutzstrategie
mussen Wege gemeinsam mit der Landwirtschaft gefunden werden, sogenannte
Hochwasserreserveraume fir die Flutung bei Extremhochwasser vorzuhalten um die
Flutung von Ortslagen zu verhindern.

43. Welche Rolle kommt der landwirtschaftlichen Flachennutzung an Flissen zu und was
waren die Kernelemente einer nachhaltigen, umsetzungsorientierten und vorsorgenden
Hochwasserschutzstrategie im Hinblick auf kooperative Losungen mit der Landwirtschaft?

Antwort: Die Landwirtschaft ist ein wesentlicher Partner bei der Sicherstellung einer
nachhaltigen Hochwasservorsorgestrategie und sollte nicht durch ein generelles Verbot
einer ackerbaulichen Nutzung in Uberschwemmungsgebieten (welches keinen signifi-
kanten Einfluss auf das Hochwassergeschehen hat) verprellt werden.

44. Auf welche Weise ist der Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Behorden einerseits
sowie zwischen den Landern andererseits organisiert bzw. gesichert?

Antwort: In der LAWA (Landerarbeitsgemeinschaft Wasser) sind die Wasserwirt-
schaftsverwaltungen aller Bundeslander miteinander verknipft, die LAWA dient dem
Wissensaustausch. Die Wasserwirtschaft im Allgemeinen ist in den Wasserwirtschaftli-
chen Fachverbanden: ATV-DVWK und BWK organisiert. Durch die Verbande werden
Konferenzen, Seminare und Expertengesprache durchgeflhrt und Merkblatter zu den
jeweiligen Themenkomplexen erarbeitet.

45. Welche Modelle und Szenarien fir Extremwetterereignisse gibt die Wissenschaft den
Entscheidungstragern an die Hand?

Antwort:

46. Welche Rolle spielt eine Niederschlagsvorhersage mit entsprechenden Modellierungen flr
bestimmte Gebiete in Deutschland im Rahmen langfristiger Aussagen fir die Nieder-
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47.

48.

49.

50.

schlagswasserverteilung auf Flachen, Rickhaltebecken, Kanalisation, Talsperren, Bach-
und Flusslaufe?

Antwort:

Reflektiert die moderne Wissenschaft ausreichend die kulturellen Sachverhalte als Ursa-
chen fur Schaden nach Extremwetterereignissen?

Antwort::

Welche hydrologischen und hydraulischen Simulationen fir bestimmte Flachen und
Landstriche sind derzeit verfigbar und werden in die Planungs- und Genehmigungspraxis
einbezogen?

Antwort:

Welche Bedeutung ist einem komplexen wissenschaftlich fundierten Flussmanegement in
Zukunft zuzuweisen?

Antwort:

Welche Fluss- bzw. Strombaumaflnahmen haben aufgrund welcher Sachverhalte positiven
oder negativen Einfluss auf ein Hochwasserereignis und kann generell davon ausgegan-
gen werden, dass ein Ausbau der Wasserstraflen die Hochwassergefahr erhéht?

Antwort. Abgrabungen des Flussbettes bzw. Aufweitungen des Abflussprofils fihren
zu einem lokalen Absenken von Hochwasserstanden. Einengungen des Abflussprofils
fihren lokal zu einer Anhebung von Hochwasserstanden. Einengungen des Abfluss-
profils als MaRnahme zur Verbesserung der Schiffbarkeit beschranken sich auf Mal3-
nahmen — Buhnenbau — in der Regel im Niedrigwasserbereich. Bei Niedrigwasser wird
durch Buhnen der Durchfluss zur Flussmitte hin gebindelt um den Niedrigwasserstand
anzuheben. Schon bei mittleren Wasserstanden sind die Buhnen Uberstromt und ha-
ben lediglich einen lokalen Einfluss auf die Strémung (Turbulenzen), der mit zuneh-
menden Wasserstand abnimmt. Bei Hochwasser in Flissen, die mit Buhnen zur
Niedrigwasseraufhéhung ausgebaut wurden (siehe Elbe, Rhein u.a.) ist der Quer-
schnittsverlust durch die Buhnen im Vergleich zum gesamten durchstromten Quer-
schnitt so gering, das eine Anhebung des Wasserspiegels durch die Buhnen praktisch
nicht stattfindet. Flussbegradigungen, Abtrennen von Flussschleifen mittels Durchsti-
chen verkirzen beschleunigen den Hochwasserablauf in Richtung Unterwasser. Trifft
der Hochwasserscheitel aus einem beschleunigten Abschnitt unterhalb auf Hochwas-
serscheitel von anderen Zuflissen so Uberlagern sie sich, sofern sie zeitgleich aufein-
ander treffen. Eine Beschleunigung kann dazu flhren, dass Teilwellen aufeinander
treffen oder dass sie voreinander her laufen. Uferbefestigungen stabilisieren die Ufer
und verhindern die Ufererosion. Je nach konstruktiver Gestaltung der Uferbefestigung
wirkt sie sich beschleunigend (wenn hydraulisch glatt: z.B. glattes Mauerwerk, Asphalt)
oder bremsend (wenn hydraulisch rau: z.B. Steinschittung) auf den Durchfluss aus.
Die Beschleunigung bzw. das Bremsen (Retention) des Durchflusses kann die Hoch-
wasserwelle unterhalb erh6hen oder absenken.

MafRnahmen an einem Fluss sind also immer im Zusammenhang mit seinem gesamten
Einzugsgebiet zu sehen und zu bewerten. Eine pauschale Aussage ist fachlich nicht
begriindet. Generell kann nicht gesagt werden, dass ein Wasserstrallenausbau zu ei-
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51.

52.

ner Erhdhung der Hochwassergefahr fuhrt. Insbesondere die flussbaulichen Mal3nah-
men durch Buhnen sind i.d.R. hochwasserneutral.

Ist ein Ausbaustopp ausgewahlter Wasserstralen bzw. ein grundsatzlicher Verzicht auf
FluBbaumalnahmen (z.B. Buhnenbau) durch das Hochwasserschutzanliegen hinreichend
gerechtfertigt und sinnvoll und welche Auswirkungen ergaben sich daraus hinsichtlich der
Wettbewerbsfahigkeit deutscher Unternehmen im europaischen und globalen Vergleich?

Antwort: Nein. Das Wasserstraliensystem in Deutschland ist gesamtverkehrspolitisch
im Zusammenspiel von Stral’e, Bahn und Wasserstralle zu betrachten. Im Vergleich
der Verkehrstrager (Strale, Bahn, Wasserstralie) ist die Wasserstralle die umweltver-
traglichste. Das Wasserstralensystem ist auf eine nachhaltige Nutzung mit einer opti-
malen Lage in Mitteleuropa konzipiert. Die geplanten AusbaumalRnahmen an Wasser-
stralden zielen auf die Optimierung dieses Wasserstrallensystems mit einem verbes-
serten Kombiverkehr hin um den Wirtschaftsstandort Deutschland innerhalb Europas
nachhaltig zu sichern. In Verbindung mit der Optimierung der Wasserstral’en werden
Hafenstandorte weiterentwickelt, die wiederum nachfolgende Betriebsansiedlungen
nach sich ziehen werden. Ein Ausbaustopp an deutschen Wasserstraf3en flihrt nicht zu
einer Verminderung der Hochwassergefahrdung sondern eher zu Wettbewerbs-
nachteilen deutscher Unternehmen.

Durch welche Eckpfeiler konnte ein Gesamtkonzept zu einem verbesserten Deichschutz
gekennzeichnet sein?

Antwort: Eckpfeiler fur einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz sind (LAWA,
1995): 1. Wasser zurlickhalten, 2. Hochwasser abwehren, 3. Schutzanlagen unterhal-
ten, 4. Grenzen erkennen, 5. Schadenspotenziale mindern, 6. Hochwassergefahren
bewusst machen, 7. Vor Hochwasser warnen, 8. Eigenvorsorge starken, 9. Solidaritat
Uben, 10. integriert Handeln.
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Fragen der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Rechtliche Fragen

1. Welche rechtliche Bedeutung messen Sie der allgemeinen Verpflichtung aller von Hoch-
wasser Betroffenen bei, geeignete MaBBnahmen zur Vorsorge und Schadensminderung zu
treffen (§ 31a Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 WHG)?

Antwort:

Die Vorschrift (Abs. 2) ist ein wichtiger Baustein im Katalog der Neuregelungen fur einen
umfassenden Hochwasserschutz, da sie klarmacht, dass auch der Einzelne Verantwortung
zur Hochwasservorsorge und zur Schadensminderung tragt. Dieser Verantwortung kann der
Einzelne aber nur nachkommen, wenn er auch Uber die Hochwassergefahren und mégliche
Vorsorgemafinahmen informiert ist. Dem tragt § 31a Abs. 3 Rechnung.

Sog. Jedermanns-Pflichten sind im Wasserrecht nicht ungewoéhnlich (vgl. § 1a Abs. 2
WHG). Sie sind Ausdruck des Vorsorgeprinzips und des Minimierungsgebotes. Sie haben
nicht nur Appell-Funktion, sondern sind unmittelbar geltende wasserrechtliche Verhaltens-
pflichten, die insbesondere im wasserrechtlichen Vorfeld auch von den Behdérden eingefor-
dert werden kénnen.

Die Verpflichtung des §31 a Abs. 2 WHG kann zum einen als Verpflichtung zum Schutz ei-
gener Interessen, vergleichbar dem Gedanken des § 254 BGB, interpretiert werden, wobei
ein Unterschied zu dem sog. ,Verschulden gegen sich selbst insofern gegeben ist, als fur
Schaden durch héhere Gewalt keine Haftungsgrundlage gegeben ist (casum sentit domi-
nus), der Geschadigte also nach geltendem Recht Hochwasserschaden an eigenen Rechts-
gutern (ungeachtet eventueller Versicherungsleistungen) selbst tragen muisste. Die Ver-
pflichtung ist demnach nur insofern von Bedeutung, als es um die Gewahrung freiwilliger
Hochwasserhilfen geht. Hier hat sie durchaus eine Berechtigung, da unterlassene Schutz-
maflinahmen des einzelnen nicht ohne weiteres zu Lasten der Gemeinschaft gehen sollten.
Trotz des programmsatzahnlichen Charakters der Vorschrift lassen sich, insbesondere im
Falle von Informations- und Warnhinweisen der Lander gem. Abs. 3, Rechtsfolgen i.S. z.B.
der Bildung von Kriterien flr HilfsmaRnahmen, daraus ableiten.

Es ist zu beachten, dass die drei Pflichten (Vorsorgemalinahmen gegen Hochwasser, Mal}-
nahmen zur Schadensminimierung, angepasste Nutzung von Grundstlicken) sich auch an
Betreiber von Anlagen zum Umgang mit Gefahrstoffen richten.

Die Regelung schafft damit erstens auch bundeseinheitliche Grundpflichten fiir Betreiber von
Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen in Uberschwemmungsgebieten und
uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten, die bislang im Wasserrecht der Lander materiell
und systematisch dufRerst unterschiedlich enthalten sind.

Die Regelung geht zweitens Uiber das entsprechende Landesrecht hinaus, da die Pflichten
sich auch an Betreiber von Anlagen zum Umgang mit nicht wassergefahrdenden Gefahr-
stoffen (z.B. Flussiggas, Sauerstoff, Wasserstoff, Fettsduren) richten, die im Falle von Hoch-
wasser zwar nicht die Gewasser, wohl aber Personen und Sachen gefahrden kénnen.

Die Regelung erganzt drittens die Pflicht von Betreibern von Betriebsbereichen und Anlagen
nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 Storfall-Verordnung, die erforderlichen Vorkehrungen gegen umge-
bungsbedingte Gefahrenquellen zu treffen, in Bezug auf Hochwasser.
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2. Wie beurteilen Sie die Einfuhrung einer Elementarschadenspflichtversicherung? Sehen
Sie hier verfassungsrechtliche und anderweitige juristische Bedenken bzw. grundsatzli-
che volkswirtschaftliche und versicherungstechnische Einwande? Welche Versicherungs-
gegenstande und Risiken sollten durch eine Elementarschadenshaftpflichtversicherung
abgedeckt werden? Welches Versicherungsmodell (obligatorische Einbindung in Sach-
versicherungsvertrage, grundsatzliche Versicherungspflicht flir Elementarschaden oder
Zwangsmitgliedschaft in einem o&ffentlich-rechtlichen Verband als Trager der Versiche-
rung) halten Sie fir sinnvoll?

Antwort:

Das Umweltbundesamt befirwortet die Einfihrung einer bundesweiten Pflichtversicherung
fur private Grundstlickseigentiimer zur Absicherung gegen Elementarschaden, wenn ge-
wahrleistet werden kann, dass die Versicherungstarife risikodifferenziert kalkuliert und nach
Schadenspotentialen und Praventionsmalinahmen gestaffelt werden.

Bei Uberschwemmungsschaden handelt es sich im Prinzip (selbst in den hdchstgeféhrdeten
Regionen) um ein zufélliges und nicht beeinflussbares Schadenereignis, das somit generell
versicherbar ist. Nur ca. 6% der besiedelten Flachen gelten wegen extremer Gefahrdung als
nicht versicherbar, wohingegen rund 94% gegen Elementarschaden abgesichert werden
konnten.

In der Bundesrepublik Deutschland existiert bisher kein funktionierender Markt fur Versiche-
rungsschutz gegen Hochwasserschaden, obwohl einige Versicherer derartige Policen an-
bieten. Private Haushalte haben lediglich bei 3,5% der Wohngebaudeversicherungen und
ca. 10% der Hausrah/ersicherungen freiwillig eine zusatzliche Elementarschadenversiche-
rung abgeschlossen™

Die Ursachen fur die geringe Verbreitung des Hochwasserversicherungsschutzes sind vor-
wiegend auf der Nachfrageseite zu finden.

Erstens ist das Risikobewusstsein in der Bevélkerung zu gering ausgepragt, was teilweise
auf eine psychisch bedingte Gefahrenunterschatzung zurtickzufuhren ist. Auch mangelnde
Informationen Uber das individuelle Gefahrdungsrisiko spielen hierbei eine Rolle.

Zum Zweiten sind die Versicherungspramien gerade in den gefahrdeten Gebieten nach Ein-
schatzung vieler Gebaudeeigentimer zu hoch. Dies korreliert mit dem vergleichsweise ge-
ringen Risikobewusstsein der Betroffenen und ist auch auf die Intransparenz und Unvoll-
standigkeit des Marktes zurlickzufiihren.

Drittens verlassen sich die Hausbesitzer und Anwohner — ob bewusst oder unbewusst — auf
die HilfsmaRnahmen im Schadenfall. Wegen des Flrsorgeprinzips und des Solidaritatsef-
fekts kommen Personen, die sich in akuter Notlage befinden, in den Genuss staatlicher Hil-
fen und privater Unterstlitzungen aller Art. Da sie ihr Risiko nicht versichern missen und zu
geringe Praventionsmalnahmen treffen, werden die Schadenskosten zum Teil der Allge-
meinheit angelastet.

Zunachst ist eine Hochwasserpflichtversicherung ein gut geeignetes Mittel zur Absicherung
materieller Hochwasserschaden, weil sie der Uberwindung des Marktversagens auf der
Nachfrageseite dient.

Mit einer hohen Zahl an abgeschlossenen Vertragen kann die Unterentwicklung des Mark-
tes durchbrochen und kénnen risikogerechte Prdmien erhoben werden. Letztere bieten auch
im Vorfeld von Uberschwemmungen Anreize zu kollektiver und individueller Pravention so

' Ohne Gebdudeversicherung in Baden-Wiirttemberg und sog. ,,Haushalts-Policen* in Ostdeutschland.
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wie zu einer hochwasserangepassten Besiedelung. Das Problem sehr hoher jahrlicher Ver-
sicherungspramien in stark iberschwemmungsgefahrdeten Gebieten kénnte zum Beispiel
gemildert werden, indem die Selbstbehalte angemessen hoch gesetzt werden oder indem
nur Uberschwemmungen ab einer bestimmten Wasserstandshéhe als Versicherungsfall
gelten.

Im Schadenfall hat jeder einzelne Betroffene einen privatrechtlichen Anspruch auf Entscha-
digung in einer bestimmten Hohe, und es entfallt fir ihn ein groRer, belastender Unsicher-
heitsfaktor. Zur Schadenabwicklung kann die vorhandene Infrastruktur der privaten Versiche-
rungswirtschaft genutzt werden.

Anstatt ausschlieBlich auf nationale (und bedingt europaische) 6ffentliche Budgets zurtick-
zugreifen, kann zur Schadensbeseitigung privates Kapital aus weltweiten Rickversiche-
rungsmarkten mobilisiert werden.

Sowohl aus 6konomischen als auch aus verfassungsrechtlichen Grinden (Art. 2 1 und 3 |
GG) musste eine reine Hochwasserpflichtversicherung raumlich auf die Gebiete beschrankt
werden, die tatsachlich - und sei es nur mit geringer Wahrscheinlichkeit — tiberschwem-
mungsgefahrdet sind. Zudem bedarf es einer Staffelung nach Schadenswahrscheinlichkei-
ten und Praventionsmallnahmen.

Im Zuge des Klimawandels und der damit verbundenen Zunahme extremer, unvorhersehba-
rer Wetterereignisse ist jedoch nicht nur mit steigender Hochwassergefahr, sondern auch
mit zunehmenden Elementarschadensfallen durch Starkregen, Rickstau, Sturm, Hagel,
Blitzschlag, Sturmflut, Erdrutsch, Erdsenkung, Lawinen und Schneedruck zu rechnen. Dar-
Uber hinaus zahlen auch Erdbeben und Vulkanausbriche zu den Elementarschadensursa-
chen. Von den meisten dieser Ereignisse kann in der Zukunft grundsatzlich jeder betroffen
werden und die gefahrdeten Regionen lassen sich kaum noch eingrenzen. Aus diesem
Grund ist es sinnvoll, nicht nur eine singulare Hochwasserversicherung, sondern eine um-
fassendere Elementarschadenpflichtversicherung einzufihren, in der mehrere Schadensur-
sachen zusammengefasst sind und von der niemand auszunehmen ist. Fir eine verfas-
sungskonforme Gestaltung ist es allerdings auch hier wieder notwendig, eine ausreichend
dezidierte Staffelung nach Schadensgruppen und -wahrscheinlichkeiten vorzunehmen.

Versicherungsgegenstand sollten Grundstlicke einschlie3lich ihrer Bestandteile wie Ge-
baude, Zubehdr und Hausrat sein, wobei man sich an dem Hypothekenverbund nach

§§ 1120 ff. BGB orientieren kdnnte. Personenschaden sollten Gber die Krankenkassen und
Kfz-Schaden uber die individuellen Kfz-Versicherungen abgedeckt werden. Elementarscha-
den an Betriebsvermdgen sowie auf land- und forstwirtschaftlichen Flachen kénnen freiwillig
versichert werden.

Die private Versicherungswirtschaft ist grundsatzlich in der Lage, Grundstiickseigentimern
Tarife mit risikodifferenzierten Pramien anzubieten. Die dort vorhandenen Kapazitaten und
Infrastrukturen sowie die Vorteile des Versicherungsmarktes sollten genutzt und auf die In-
anspruchnahme eines 6ffentlich-rechtlichen Versicherungstragers verzichtet werden. Fol-
gende Eckdaten zur Tarifgestaltung sind denkbar:

Die Jahrespramie fur die Versicherung eines Gebaudes im Wert von 300.000 € gegen samt-
liche Elementarrisiken (aufder Sturm) kdnnte in der giinstigsten Zone ca. 75 €, in der un-
gunstigsten Zone ca. 520 € betragen. Der Selbstbehalt kdnnte zwischen 0,5% und 5% der
Versicherungssumme liegen, also bei einem Gebaudewert von 300.000 € in der unglns-
tigsten Zone ca. 15.000 € betragen.

Ob eine derartige Pflichtversicherung flr die einzelnen Blrger zumutbar ware und ob mit
zahlreichen Rechtsstreitigkeiten zu rechnen sein wird, ist eine offene Frage. Ebenso sind
aus Sicht der Versicherungswirtschaft die Probleme der Riickversicherbarkeit und die Vor-
aussetzungen fiir GrofRrisikenrtickstellungen klarungsbedirftig.
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Die mit der Einfiihrung einer Pflichtversicherung einhergehende Beeintrachtigung der Nie-
derlassungs- und Dienstleistungsfreiheit (Art. 43 ff. und 49 ff.EGV) der Versicherungsunter-
nehmen aus anderen Mitgliedstaaten durfte aus Griinden des Gemeinwohls gerechtfertigt
sein.

Halten Sie die im Gesetzentwurf vorgesehene Frist fiir die Festsetzung von Uber-
schwemmungsgebieten innerhalb von finf Jahren fur verfassungswidrig, wie es im Bun-
desratsbeschluss behauptet wird?

Antwort:

Nach Art. 75 Abs. 3 GG kann der Bund bei Rahmengesetzen (hier WHG) die Lander ver-
pflichten, innerhalb bestimmter angemessener Fristen die erforderlichen Landesgesetze zu
erlassen. Dies gilt auch fiir einzelne Vorschriften, wie hier fir die Festsetzung von Uber-
schwemmungsgebieten. An die Festsetzung der Uberschwemmungsgebiete sind viele
wichtige Rechtsfolgen geknipft. Die Fristsetzung ist deshalb erforderlich, um eine zugige
und koharente Umsetzung der Neuregelungen zu gewahrleisten. Sie ist auch angemessen,
da den Landern die entsprechenden fachlichen Informationen und die rechtlichen Instru-
mente zur Festsetzung (z.B. durch Gesetz) zur Verfiigung stehen.

Sollte durch Landesrecht bundesweit einheitlich vorgeschrieben werden, dass bei der
Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten die Offentlichkeit zu beteiligen ist?

Antwort:

Die Einbindung der Offentlichkeit ist fir die Sensibilisierung der Bevélkerung fiir Hochwas-
sergefahren so friihzeitig wie moglich erforderlich. Gerade die Informationsdefizite bei der
Bevolkerung und das fehlende Gefahrenbewusstsein haben in der Vergangenheit zu den
hohen Schaden bei Hochwéssern beigetragen. Die Einbindung der Offentlichkeit bei der
Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten ist bisher nur in wenigen Landeswasserge-
setzen geregelt. Hier ist eine bundeseinheitliche Regelung erforderlich und zwar unabhan-
gig von der Umsetzung der EG-Richtlinie 2000/41/EG. Der Entwurf fir ein ,Gesetz zur Ein-
fihrung einer Strategischen Umweltprifung und zur Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG
(SUPG)* (Umsetzungsfrist fur die RL: 20.07.2004) sieht in Anlage 3 Nrn. 1.4 und 1.5 zwar
vor, dass die Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten und die Aufstellung von Hoch-
wasserschutzplanen zu den SUP-pflichtigen Planen und Programmen gehdren. Entspre-
chend ist eine Offentlichkeitsbeteiligung vorgesehen. Die Lander lehnen eine Aufnahme der
Uberschwemmungsgebiete in diesen Gesetzentwurf aber ab, so dass eine Beteiligung der
Offentlichkeit in diesem Fall nicht sichergestellt ist.

In welchen Fallen stellt das Ackerbauverbot nach § 31b Abs. 3 Satz 1 WHG eine unzumut-
bare Harte dar, so dass Ausgleich nach § 31b Abs. 3 Satz 3 WHG zu zahlen ist?

Antwort:

Von derartigen Fallen ist dann auszugehen, wenn der wesentliche Teil der Anbauflachen
eines Landwirts in den Abflussbereichen liegt, wo ausnahmslos das Ackerbauverbot gilt und
die Weiternutzung der Flache als Grinland wirtschaftliche Einbuf3en bringt, etwa dadurch
dass reine Marktfruchtbetriebe ihre Produktionsrichtung vollig umstellen mussen. Dies ist in
aller Regel mit finanziellen Verlusten und zuséatzlichen Investitionskosten verbunden.
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6.

In welcher Art und Weise kénnen die Lander rechtlich Ausnahmen vom Ackerbauverbot
auBerhalb der Abflussbereiche nach § 31b Abs. 3 Satz 2 WHG zulassen (im Einzelfall
und/oder generell durch Rechtsnorm)?

Antwort.

Die Abgrenzung der Gebiete ist nach dem Gesetz Landersache. Die Lander kdnnen Aus-
nahmen vom Ackerbauverbot am sinnvollsten durch parzellenscharfe Abgrenzung der Ge-
biete in den Uberschwemmungsgebietskarten der Uberschwemmungsgebietsverordnungen
regeln. Dann sind keine Einzelfallentscheidungen fur jeden Landwirt erforderlich

Aus fachlicher Sicht sinnvoll und der Problemlage angemessen erscheint es, das strikte A-
ckerbauverbot, so wie es der Gesetzesvorschlag vorsieht, mindestens in den unmittelbaren
Abflussbereichen einzuhalten, da dort mit einem erheblichen Erosionsrisiko zu rechnen ist.
Auf den sonstigen Flachen innerhalb des HQ 100 ist sowohl mit Sedimentation als auch mit
Erosion zu rechnen. In diesen Gebieten reicht ein geringerer Erosionsschutz aus, erganzt
durch MafRnahmen zur Verbesserung der Infiltration und damit zur Erhéhung der Wasser-
rickhaltefahigkeit der Boden. Dies ist gewahrleistet durch die konservierende Bodenbear-
beitung und vor allem durch den 6kologische Landbau (E. Schnug und S. Haneklaus:
,Landwirtschaftliche Produktionstechnik und Infiltration von Béden — Beitrag des dkologi-
schen Landbaus zum vorbeugenden Hochwasserschutz®“. Landbauforschung Vélkenrode
4/2002: 197-203). Insbesondere durch glinstigere Bedingungen fir die Bildung von ,Biopo-
ren* (Regenwurmgange, Wurzelkanale) weisen (nach diesen Autoren) dkologisch bewirt-
schaftete Ackerbdden unter ansonsten gleichen Bedingungen etwa doppelt so hohe Infiltra-
tionsraten auf wie konventionell bewirtschaftete Vergleichsflachen. Im Falle der Ablagerung
belasteter Sedimente ware die Einarbeitung in den Boden sogar eine Mallhahme zum Aus-
schluss oder zumindest zur erheblichen Minderung einer direkten Ingestion durch Weide-
tiere oder durch dem Grinfutter anhaftende Bodenpartikel, d. h. zur Risikominderung. Die-
ser Effekt ware auch mit einem Grinlandumbruch und Neueinsaat erzielbar, was sich aber
aus Grinden der dabei extrem auftretenden Nitratauswaschung und Erosionsgefahr in die-
sen Gebieten verbietet. Eine vorlibergehende Sperrung der Flachen ware die einzig umwelt-
gerechte Malinahme.

Sehen Sie die Regelungen zu den ackerbaulichen Beschrankungen in einem Kontext mit
anderen nationalen und europaischen Regelungen, insbesondere mit der EG-
Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) und deren Zielsetzungen bzw. zeitlichen
Vorgaben?

Antwort:

Die Wasserrahmenrichtlinie sieht keine Ackerbauverbote oder sonstige ackerbaulichen Be-
schrankungen vor. Fir das Erreichen des von der Wasserrahmenrichtlinie geforderten guten
Gewasserzustands ist allerdings die Befolgung einer guten landwirtschaftlichen Praxis er-
forderlich. Gegebenfalls, d.h. bei der Verfehlung der Ziele der Richtlinie infolge von Eintra-
gen aus der Landwirtschaft, sind auch weitergehende MalRnahmen in Erwagung zu ziehen.
Dies wird auch von den anderen Mitgliedstaaten so gesehen. Insofern leisten die vom
Hochwasserartikelgesetz vorgesehenen Einschrankungen auch einen Beitrag zum Errei-
chen der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie. Da die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie bis En-
de 2015 zu erreichen sind, ist die in § 31b Abs. 3 S. 1 fir die ackerbaulichen Beschrankun-
gen vorgesehene Frist (31.12.2012) gut gewahlt, damit die MalRnahmen noch greifen kén-
nen. Die Wasserrahmenrichtlinie sieht vor, dass die Malnahmen der Malihahmenprogram-
me zur Verbesserung des Gewasserzustands bis Ende 2012 umgesetzt sein missen.

Die Zielsetzung, den Eintrag von Stoffen in Gewasser zu minimieren (was mit den acker-
baulichen Beschrankungen in Uberschwemmungsgebieten angestrebt wird), wird auch mit
einer ganzen Reihe anderer Regelungen angestrebt. Zu nennen sind z. B. die Dlingever-
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ordnung, das Bundesbodenschutzgesetz und die Bundesbodenschutz- und Altlastenverord-
nung, das Pflanzenschutzgesetz mit Verordnungen sowie weitere Regelungen zur guten
fachlichen Praxis.

Halten Sie es flr sinnvoll und rechtlich durchsetzbar, dass eine Gemeinde, die ein Be-
bauungsgebiet in einem Uberschwemmungsgebiet neu ausweist, fir die Schaden, die
durch ein Hochwasserereignis an den sich dort befindlichen Gebauden entstanden sind,
haftet?

Antwort:

Das vorgelegte Hochwasserartikelgesetz ist sinnvollerweise auf den vorsorgenden Hoch-
wasserschutz und die Schadensminimierung ausgerichtet. Insofern kdnnen Haftungsfragen
bei eingetretenen Schaden nicht Regelungsgegenstand des Gesetzes sein. Der neue § 31b
Abs. 4 WHG tragt dementsprechend dem Beduirfnis nach noch konsequenterer Umsetzung
und Befolgung des Neubebauungsverbots in Uberschwemmungsgebieten Rechnung. Die
bisherige Regelung des § 32 WHG hatte hier noch zu viele Spielrdume gelassen. Die Neu-
regelung zielt deshalb darauf, dass ein Haftungsfall erst gar nicht eintritt. Die dort geregelten
Verpflichtungen der Gemeinden zur Freihaltung von Uberschwemmungsgebieten vor Neu-
bebauungen sind von den Burgern auch gerichtlich einklagbar.

Sollten dennoch VerstéRRe gegen das Bebauungsverbot mit der Folge von Hochwasser-
schaden vorkommen, gibt schon das geltende Staatshaftungsrecht unter bestimmten Vor-
aussetzungen eine Handhabe gegen die jeweilige Gemeinde. Dabei wird zu berilicksichtigen
sein, inwiefern der jeweilige Bauherr vor Errichtung des Gebaudes Kenntnis von der Lage
seines Grundstiicks im Uberschwemmungsgebiet hatte oder haben konnte.

. Teilen Sie die Auffassung der Bundesregierung, dass die Einschrankungen fir die Er-
richtung und Erweiterung einer baulichen Anlage nach § 31b Abs. 4 WHG die Sozialbin-
dung des Eigentums konkretisieren und keinen verfassungsrechtlichen Anspruch auf
Entschadigung oder Ausgleich begriinden?

Antwort:

Gemal Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG werden Inhalt und Schranken des Eigentums durch Gesetz
bestimmt. Um eine derartige Regelung handelt es sich bei § 31b Abs. 4 WHG. Der Gesetz-
geber hat hier seine Aufgabe, dien Freiheitsraum des einzelnen im Bereich der Eigentums-
ordnung und die Belange der Allgemeinheit in einen gerechten Ausgleich zu bringen, erfiillt.
Das Wohl der Allgemeinheit ist Orientierungspunkt und Grenze fir die Eigentumsbeschran-
kung. (BVerfG 70, 111; 79, 40 f.) Die in § 31b Abs. 4 vorgesehenen Eingriffe dienen dem
Schutz von Leben und Sachwerten (im Ubrigen auch von Sachwerten der Betroffenen
selbst) sowie dem Schutz von Natur und Umwelt. Das Bauen wird auch nicht grundsatzlich
verboten, sondern nur aus unabweisbaren Griinden des Hochwasserschutzes einge-
schrankt. Die sog. Situationsgebundenheit der Grundstiicke erfordert, dass alle Arten seiner
Nutzung und Benutzung der jeweiligen Lage des Grundstlicks und der sich daraus im all-
gemeinen Interesse ergebenden Bindungen entsprechen missen. Bei Grundstticken, die in
Uberschwemmungsgebieten liegen, fiihrt dies grundsétzlich dazu, dass zukiinftig eine aus
den o.a. Grinden festgelegte Nutzungsbeschrankung keine Enteignung, sondern lediglich
Ausdruck ihrer Sozialbindung ist.
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10.

Der Gesetzentwurf sieht in der Kooperationsverpflichtung nach dem neuen § 32 WHG
ein geeignetes Instrument, die beim Hochwasserschutz im Verhaltnis von Oberlieger und
Unterlieger in Betracht kommenden Problemlésungen umzusetzen. Halten Sie den Ent-
wurf insofern flir notwendig und ausreichend oder beflirworten Sie andere Regelungen,
wenn ja welche?"

Antwort:

Eine Regelung, die zum Interessensausgleich zwischen Ober- und Unterliegern flihrt, ist
grundsatzlich erforderlich. Die vorgeschlagenen Bestimmung des § 32 WHG verpflichtet die
Lander zur Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz in den Flusseinzugsgebieten, insbe-
sondere zur Abstimmung der Hochwasserschutzplane und der Schutzmaflinahmen. Bei
Konflikten ist auf Antrag eines Landes eine vermittelnde Rolle des Bundes vorgesehen.
Durch diese Regelungen wird wenigstens ein Mindestmal} an Koordination und Interessen-
sausgleich bundesrechtlich eingefordert. Aulerdem ist die Zusammenarbeit in den Fluss-
einzugsgebieten auch von der EG-Wasserrahmenrichtlinie flr die sonstige (qualitative) Ge-
wasserbewirtschaftung gefordert, so dass sich hier Synergieeffekte ergeben kénnen.
Sicherlich waren weitergehende Regelungen, insbesondere zum (finanziellen) Ausgleich der
durch die jeweiligen Schutzmalnahmen dem Oberlieger entstehenden Kosten und dem
Unterlieger zukommenden Nutzen sinnvoll. Diese sind aber auf der Grundlage der gegen-
wartigen verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung im GG nicht mdglich.

Okonomische Fragen

11. Welche Kosten entstehen durch den Gesetzentwurf vor allem fiir die Ladnder und Kom-

12.

13.

munen?

Antwort:

Uns liegen Uber die in der Gesetzesbegrindung auf den Seiten 10 und 11 (BT-Ds.
15/3168) genannten Kostenschatzungen hinaus keine weiteren Informationen zu den vor-
aussichtlichen Kosten vor.

Wie sind diese Kosten unter Beriicksichtigung der Reduzierung der Schadenspotentiale
und unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu beurteilen?

Antwort:

Wir halten die dort (s.0.11) genannten Kosten angesichts der hohen Schadenspotentiale
fur volkswirtschaftlich vertretbar.

Wie hoch sind die Schaden bei den gréBeren Hochwasserereignissen in den letzten
Jahren zu beziffern und wie kdnnten diese Schaden vermieden werden?

Antwort:

Bei den groRen Hochwasserereignissen der letzen Jahre war der Verlust von Menschen-

leben zu beklagen, es entstanden hohe materielle Schaden:

- Hochwasser 1993/95 an Rhein; Mosel, Saar und Maas = mehrere Mrd. Euro
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- Hochwasser 1997 im Odergebiet - Deutschland 331 Mio. € (647 Mio. DM), Republik
Polen 2,56 Mrd. € (5 Mrd. DM), firr die Tschechische Republik rund 500 Mio. €., 74 Tote

- Hochwasser 2002 an Elbe und Mulde - 9,1 Mrd. € fir alle betroffenen Bundeslander,
Sachsen erhohte seine Schadensangaben im September 2003 von 6,2 Mrd. € auf 8,6
Mrd. €

Die Schaden in Sachsen verteilen sich folgendermalden:

- Wohngebaude - 28 %

- Gewerbliche Unternehmen 2 22,9 %

- Kommunale Infrastruktur > 21 %

- Vom Elbehochwasser im August 2002 waren in Deutschland ca. 370.000 Menschen di-
rekt betroffen, 21 Tote

Zur Vermeidung von Hochwasserschaden sind ein Vielzahl von Ma3nahmen maéglich, vgl.
hierzu Frage CDU/CSU 53.

Wie hoch sind die Kosten fiir eine hochwassersichere Nachriistung von bestehenden
Olheizungsanlagen und in welchem Verhdltnis stehen diese Kosten zu mdglichen Scha-
den am Gewasser und an den Gebduden selbst?

Antwort::

Zu betrachten ist die gesamte Olheizungsanlage, die aus einem Lager fir wassergefahr-
dende Mineralble, Rohrleitungen und einer Feuerungsanlage besteht, da aus allen Teilen
durch Hochwasser wassergefahrdende Mineral6le austreten kdnnen. Naturgemal sind die
Kosten von der GréRe bzw. der Leistung der Anlage und der Art der Nachriistung abhan-
gig. So sind unter den fir Uberschwemmungsgebiete zugelassenen Tanks oberirdische a-
ber auch unterirdische Ausflihrungen.

Von den Behdrden wird in der Regel nur eine Nachristung des Lagers verlangt, die jedoch
praktisch nur durch einen Ersatz gegen einen fir Uberschwemmungsgebiete zugelasse-
nen Tank moglich ist. Die Tanks mussen gegen Auftrieb gesichert und gegen Auf3endruck
stabil sein.

Die Kosten flr einen zugelassenen unterirdischen Tank von 3.500 | Nutzvolumen fir Heiz-
ol EL, der max. 1,5 m Uberstaut werden darf, betragen in einem Beispiel ca. 5.100 € incl.
MWSt. zzgl. ca. 1.500 € fur den Einbau.

Die Kosten fiir einen zugelassenen, kellermontierten, oberirdischen Tank von 3.300 | Nutz-
volumen fir Heizél EL, der max. 1,3 m Uberstaut werden darf, betragen in einem Beispiel
ca. 3.800 € incl. MWSt. zzgl. ca. 800 € fir die Montage.

Von den Wasserbehérden bislang i.d.R. nicht verlangt wird die Nachristung kleiner Feue-
rungsanlagen fur Ole, jedoch werden diese bei Flutung in der Regel zerstort und setzen
geringe Mengen an Olen frei. Ein Versetzen dieser Feuerungsanlagen an einen héheren
Ort ist jedoch sinnvoll und wirde nach der Formulierung des Gesetzentwurfes ebenfalls
verlangt.

Die Kosten fur dieses Versetzen werden stark von dem Aufwand fur den Umbau der Hei-
zungs- und Brauchwasserrohrleitungen bestimmt. Rechnet man hierfir noch einmal 1.000
bis 2.000 € und 400 € fur die Entsorgung des alten Tanks so betragen die vollstdndigen
Nachristungskosten fir ein Ein- bis Zweifamilienhaus 6.000 bis 9.000 €.

Eine monetare Quantifizierung der Schaden an Gewassern, Pflanzen, Tieren und Bdden
ist nicht moéglich, da insbesondere flr deren nicht dkonomischen Nutzungen die notwendi-
gen Bewertungsgrundlagen fehlen.

Die Schaden an Gebauden werden stark davon bestimmt, wie viel Mineral6l ausgetreten
ist und wie lange dieses im Gebaude Kontakt zum Mauerwerk hatte. Bei Einstauzeiten von
mehreren Tagen kann das Ol soweit in die Grundmauern eines Gebaudes eingedrungen
sein, dass eine Entfernung der Kontamination und ein Ersatz nicht mehr mdéglich ist. D.h.
das Gebaude muss abgebrochen und wiedererrichtet werden. Bei dem obengenannten
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16.

17.

Bereich entsprechenden Gebauden wiirde dies einen Schaden von 150.000 bis 300.000 €
bedeuten.

Von Baden-Wirttemberg wurde in einer Sitzung eines LAWA Ausschusses im April 2003
berichtet, dass nach dortigen Untersuchungen nach einem Hochwasser 75 % der Kosten
durch Sachschaden an Gebauden in Verbindung mit ausgetretenem Heizél standen.

Wie groB sind die Flachen, die unter die Regelungen zu den ackerbaulichen Be-
schrankungen nach § 31b Abs. 3 WHG fallen (festzusetzende Uberschwem-
mungsgebiete)?

Antwort:

Es gibt in Deutschland 11,7 Mio. ha Ackerflache. Nach Hochrechnungen der Agrar- und
Wasserwirtschaftsverwaltung liegen davon in den Uberschwemmungsgebieten zwischen
ca. 360.000 bzw. maximal ca. 700.000 Hektar. Das sind 3,1 bis maximal 6 % der Ackerfla-
che, wobei berlicksichtigt werden muss, dass § 31b Abs. 3 WHG im tGberwiegenden Tell
dieser Gebiete weiterhin Ackerbau unter den Auflagen ganzjahriger Bodenbedeckung und
reduzierter Dlnge- und Pflanzenschutzmittelausbringung zulasst (s.u. Antwort zu Frage
16).

Wie groB ist der Anteil der Abflussbereiche festgesetzter Uberschwemmungsgebiete, in
denen ein generelles Ackerbauverbot gelten soll?

Antwort.

Die Abflussbereiche dirften in den meisten Landschaften nur einen geringen Teil der U-
berschwemmungsgebiete ausmachen. Insbesondere im Flachland und in weit ausladen-
den Muldentélern des Mittelgebirges tberstauen Hochwasser grofiere Flachen. Eine hohe
Abflussgeschwindigkeit ist aber nur in zusammenhangenden Mulden z. B. den Verlaufen
alter Flussbetten zu beobachten. Daher lassen sich Gelandebeobachtungen, tradierte
Kenntnisse und alte Karten zur Ermittlung von Abflussbereichen nutzen.

Welche Kosten fiir die offentlichen Haushalte erwarten Sie, wenn die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung der Flichen in den kompletten Uberschwemmungsgebieten
bzw. nur in den Abflussbereichen Uber freiwillige AgrarumweltmaBnahmen (z. B: KU-
LAP-Férderung flir Mulchsaat und Winterbegriinung) oder andere Férderprogramme fi-
nanziert wirde?

Antwort:

Hier wird aus fachlicher Sicht in erster Linie das Instrument der Flachenstillegung als
geeignet angesehen, die dann allerdings raumlich gezielt eingesetzt werden misste. Bei
ca. 12 Mio. ha Ackerflache in Deutschland lagen die oben geschatzten 360.000 — 700.000
ha Uberschwemmungsflachen im Bereich von 3 — 6 %. Bei Stillegungsverpflichtungen von
10% wie in der Vergangenheit lief3e sich die Umwandlung prinzipiell kostenneutral gestal-
ten (die Stillegung muss ohnehin bezahlt werden; der Hochwasserschutz ware ein — will-
kommener - Nebeneffekt); bei 5% Stillegungsverpflichtung wie derzeit bliebe mdglicher-
weise ein gewisser Kostenanteil tbrig, der aber mit den kiinftig steigenden Modulations-
geldern (derzeit 2%; 1995: 3%; 1996 4%; ab 1997 5%) abzudecken sein muisste. Beim O-
der-Hochwasser 1997 wurde ein analoger Weg bereits beschritten: Die Gberschwemmten
Flachen, auf denen keine Ernte mehr eingefahren werden konnte, wurden nachtraglich zur
Flachenstillegung angemeldet, was die EU-Kommission akzeptiert hat.
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19.

Welche Entwicklung ist flir das Einkommen der Landwirte durch das komplette Acker-
bauverbot in Uberschwemmungsgebieten bzw. nur in den Abflussbereichen (GroBen-
ordnung der Flachen, s. Fragen 5 und 6) ist zu erwarten, wenn man einerseits bertck-
sichtigt, dass diese Regelung erst ab Anfang 2013 gelten soll und dass im Jahr 2012
die Pramie flr Griinland genauso hoch sein soll wie die Pramie flir Ackerflachen, dass
die Umwandlung von Ackerland in Griinland durch die GAK geférdert wird und dass der
vorbeugende Hochwasserschutz tiber die EU-Strukturférderung 2007 — 2012 gefdrdert
wird und andererseits beriicksichtigt, dass der Gewinn durch die verdanderte Bewirt-
schaftung evtl. verringert wird?

Antwort:

Die Umstellung eines reinen Marktfruchtbetriebs auf eine Betriebsform, die ihre Wert-
schopfung ausschliel3lich aus Griinland bezieht, ist in aller Regel mit Einkommens-
verlusten verbunden. 1.d.R. fallen Investitionskosten (andere Maschinen und Gebaude
(ggf. auch Milchkontingente) an, es wird auch knowhow seitens der Betriebsleiter bendtigt.
Fraglich ist auch , ob der Markt Produkte aus den Produktionsumstellungen aufnehmen
wird. Insgesamt ist mit einem beschleunigtem Strukturwandel zu rechnen, moderne, leis-
tungsstarke Betriebe werden sich durchsetzten.

Die lange Ubergangsfrist raumt zusétzlichen Spielraum fiir Anpassungen ein.

Entlastend wirkt aber, dass die einheitlichen Flachenpramien zukilnftig zu einer Gleichset-
zung mit Ackerland, und damit zu einer Aufwertung des Grinlands flihren werden. (Siehe
auch SPD/Grune 17 und CDU/CSU 31)

Wie schatzen Sie die Hohe des Schadenspotentials in den tGberschwemmungsge-
fahrdeten Gebieten (§ 31c WHG) und welche MaBnahmen halten Sie insbesondere bei
Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen fiir erforderlich?

Antwort:

Richtungsweisend flr die Abschatzung von Schadenspotenzialen sind die Arbeiten der
Internationalen Kommission zum Schutz des Rheines (IKSR). In anderen Flussgebieten
stehen entsprechende Erhebungen noch aus. Die IKSR verdéffentlichte im Jahr 2001 den
IKSR-Atlas zur Uberschwemmungsgefahrdung und zu den méglichen Schaden bei einem
extremen Hochwasserereignis am Rhein. Anhand von Schadensfunktionen, die die Ab-
hangigkeit zwischen Wassertiefe und dem Grad der Schadigung mathematisch erfassen,
sowie durch die Zusammenfassung von Schadensfunktionen verschiedener Nutzungen
konnte die IKSR die folgende Hohe an moéglichen Sachschaden entlang des Rheins er-
mitteln:

Rheinabschnitt Summe in Mio. €
Hochrhein 38,3
Oberrhein 11.978,0
Mittelrhein 1.687,4
Niederrhein 20.333,0
Rheindelta 130.866,4
Summe 164.903,1

Zu bertcksichtigen ist, dass dieser Abschatzung ein sehr seltenes Hochwasserereignis,
dass z.B. das Versagen von Schutzeinrichtungen impliziert, mit einem bisher nicht beo-
bachteten Wasserstand zugrunde gelegt wurde. In der angegebenen Schadenssumme
sind bisher nur Sachschaden enthalten. Nicht einbezogen sind bspw. die Kosten fiir Pro-
duktionsausfalle, die Kosten fiur den Einsatz von Feuerwehr und Katastrophenschutz
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(Hochwasser am Rhein 1995 und an der Oder 1997 haben Kosten in diesem Bereich von
mehreren Mio. € verursacht) sowie die Schaden an Hochwasserschutzeinrichtungen. Auch
weitere Kosten im 6kologischen (z.B. Eintrag wassergefahrdender Stoffe) und sozialen
(z.B. Kosten fir arztliche Behandlungen, Verlust an Kulturgltern) Kontext finden in der ge-
nannten Schadensumme keine Berlicksichtigung.

Bezuglich Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen aber auch sonstigen
Gefahrstoffen fehlt es - wie bereits oben (Fragen 14, 32, 33) dargestellt - an bundesein-
heitlichen auch im Bestand den Betreiber direkt verpflichtenden Regelungen. In Abhangig-
keit vom Uberschwemmungsrisiko kann eine Anwendung der technischen Empfehlungen
der IKSE fiur Anlagen in Uberschwemmungsgebieten auf Anlagen in (iberschwemmungs-
gefahrdeten Gebieten sinnvoll sein. Der Gesetzentwurf ermdglicht derartige Regelungen
durch Landesrecht. Betriebsbereiche und Anlagen nach Stérfallverordnung sollten auch in
diesen Gebieten ausreichend gegen Uberschwemmungsgefahren geschiitzt werden.

Kdnnen die Ziele des vorbeugenden Hochwasserschutzes auch ohne rechtliche Vorga-
ben durch Lenkung mittels 6konomischer Instrumente, z.B. liber Versicherungspramien
erreicht werden?

Antwort:

Wir halten es fur erforderlich, dass ein ordnungsrechtlicher Rahmen gesetzt wird, innerhalb
dessen die Versicherungswirtschaft mittels Pramien zusatzliche Lenkungs-, d.h. Vorsor-
gefunktionen erfiillen kann. Ohne die Festsetzung des Rahmens (insbesondere Bemes-
sungshochwasser) wirden wichtige Schutzziele undefiniert bleiben und eine Lenkungswir-
kung kénnte nicht eintreten.

Mit Hilfe 6konomischer Instrumente wie risikodifferenzierter Versicherungspramien ist es
maoglich, Lenkungseffekte bei der Nutzung und Besiedelung zu erzielen. Um einen abso-
luten Ausschluss neuer Nutzungen von Uberschwemmungsgebieten zu erreichen, stoRen
die 6konomischen Instrumente jedoch naturgeman an ihre Grenzen. Daher kommen fur
Neunutzungen eher die Lenkungsmoglichkeiten des Planungsrechts, insbesondere der
Raumordnung und der Bauleitplanung, des Wasserrechts und des Bundesnaturschutz-
rechts in Frage.

Um géanzlich zu verhindern, dass auf Uberschwemmungsgebieten neue Nutzungen statt-
finden, missten die Versicherungspramien prohibitiv hoch sein, so dass sich die geplante
Flacheninanspruchnahme fir keine Nutzungsart und keinen Nutzer lohnt. Allerdings ist
niemals vollig auszuschlief3en, dass sich nicht doch potentielle Nutzer mit einer sehr hohen
Zahlungsbereitschaft finden, die ein bestimmtes Grundstiick im Uberschwemmungsgebiet
trotz einer sehr hohen Versicherungspramie nutzen mdchten, ,koste es, was es wolle®.

Welche Kosten wirden den privaten Haushalten schatzungsweise durch eine Versi-
cherungspflicht flir Hochwasserschaden entstehen?

Antwort:
Zur Beurteilung der Kosten flir eine reine Hochwasserpflichtversicherung werden die
Haushalte in Gefahrdungsklassen nach dem Zonierungssystem fiir Uberschwemmung,
Riickstau und Starkregen (ZURS) eingruppiert:
e Geféhrdungsklasse 1, schwach hochwassergefahrdete Regionen:
Weniger als ein Schadenereignis in 50 Jahren, Schadenswahrscheinlichkeit < 2%
Jahrespramie 10-20 ct. je 1000 € Versicherungssumme,
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Jahrliche Pramie fir ein typisches Einfamilienhaus mit einer Versicherungssumme von
300.000 €: 30 - 60 €.

o Gefahrdungsklasse 2, mittelmaRig hochwassergefahrdete Regionen:
Weniger als ein Schadenereignis in 10 Jahren, Schadenswahrscheinlichkeit zwischen 2%
und 10% Jahrespramie 15-20 ct. je 1000 € Versicherungssumme,
Jahrliche Pramie fir ein typisches Einfamilienhaus mit einer Versicherungssumme von
300.000 €: 45 - 60 €.

o Gefahrdungsklasse 3, stark hochwassergefahrdete Regionen:
Mehr als ein Schadenereignis in 10 Jahren, Schadenswahrscheinlichkeit > 10%
Jahrespramie ca. 1 € je 1000 € Versicherungssumme,
Jahrliche Pramie fur ein typisches Einfamilienhaus mit einer Versicherungssumme von
300.000 €: ca. 300 €.

Wichtige Tarifelemente neben der Pramie sind gerade in den stark hochwassergefahrde-
ten Regionen individuelle Schutzmalinahmen und der Selbstbehalt. Er betragt derzeit von
0,1 bis 1% der Versicherungssumme, bei einer Mindestbeteiligung ab ca. 250 € bis zu ei-
ner Obergrenze von ca. 5.000 €. Bei Einflihrung einer Pflichtversicherung rechnet der Ge-
samtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) allerdings mit hdheren
Selbstbehalten von bis zu 5 % des Gebaudewertes. Das wiirde bedeuten, dass der Ei-
gentiimer eines typischen Einfamilienhauses (Versicherungssumme 300.000 €) im Uber-
schwemmungsfall 15.000 € selbst zu tragen héatte.

Die Spannbreiten und Uberschneidungen der Versicherungspramien in den einzelnen
Gefahrdungsklassen sind ein Beleg fur die Intransparenz und Unvollstandigkeit des Mark-
tes.

Okologische Fragen

22,

Welche Auswirkungen auf die Wasser- und Bodenqualitdt haben freigesetzte wasser-
geféhrdende Stoffe, die durch beschadigte Anlagen zum Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen, z. B. Heizdlverbraucheranlagen freigesetzt werden?

Antwort.

Grundsatzlich kann sowohl die Besorgnis einer schadlichen Bodenveranderung als auch
direkt eine schadliche Bodenveranderung entstehen, wenn aus beschadigten Anlagen
Stoffe austreten. In der BBodSchV sind fir verschiedene Stoffe Vorsorge, - Prif- und
MaRnahmewerte genannt. U.a. sind fir Mineralélkohlenwasserstoffe (MKW) Prifwerte flr
den Pfad Boden-Grundwasser genannt. Werden diese uberschritten, liegen Anhaltspunkte
fur das Vorliegen einer schadlichen Bodenveranderung vor, die im Rahmen einer Einzel-
fallprifung MaRnahmen zur Gefahrenabwehr nach sich ziehen kénnen. Vorsorgewerte fiir
MKW werden in der BBodSchV nicht genannt.

Jeglicher Austritt wassergefahrdender Stoffe kann in Gewassern verschieden schwere
Folgen von Qualitatszieliberschreitungen bis zu verédenden Vergiftungen (siehe z.B.
SANDOZ-Unfall) haben. Die Schwere der Folgen ist von der Toxizitat des Stoffes, der frei-
gesetzten Stoffmenge, dem Wasservolumen, in der sie vermischt wird und der Mischungs-
geschwindigkeit abhangig und kann nur im Einzelfall geprift werden. Offensichtliche und
einfache bauliche Vorsorgemaflinahmen (wie z.B. aufschwimmsichere Heizdltanks) sollten
daher unbedingt vorgesehen werden.
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25.

Welche Auswirkungen hétten die ackerbaulichen Beschrankungen in festgesetzten U-
berschwemmungsgebieten auf den Natur- und Gewasserschutz in den Flussauen?

Antwort:
Die ackerbaulichen Beschrankungen wiirden zu einer bedeutenden Reduzierung der Ge-
wasserbelastungen aus Auengebieten und zur Verbesserung der Naturschutzbedingungen
dort flhren.
Der Ackerbau gehért nach Siedlungs- und Industriegebieten sowie landwirtschaftlichen
Sonderkulturen zu den intensiven Landnutzungsformen, von denen die héchsten Gefahr-
dungen von Gewasser- und Naturschutzbelange ausgehen. Folgende Gewasserbelastun-
gen wiirden durch die im Gesetz vorgesehen ackerbaulichen Beschrankungen in Uber-
schwemmungsgebieten vermindert:

o Bedeutende Verringerung der Erosion und der Abschwemmung von Bodenpartikeln

mit Phosphat und Pflanzenschutzmitteln

e Verringerung der Auswaschung von Nitrat.
Die standige Bodenbedeckung mit reduzierter Bodenbearbeitung fiihrt zu lockereren Bo-
den mit einem hdheren Bestand an Organismen im Boden und in der aufliegenden Mulch-
schicht. Solche Ackerbauflachen bieten eher Lebensraume fiir seltene und schitzenswerte
Arten und werden eher als Biotopverbundflachen angenommen als konventionell bewirt-
schaftete.

Welche dkologischen Nachteile entstehen insbesondere an kleineren und mittleren
Gewassern bei Hochwasser durch Bodenerosion und Abschwemmung von Schadstoffen
fur die Artenvielfalt?

Antwort:

Unnaturlich erhéhte Bodenerosion und Abschwemmung von Schadstoffen fihrt zu unna-
turlichen, artenverarmten Gewasserokosystemen.

Durch Bodenerosion kénnen die Lebensraume in kleineren Gewassern vollig abgedeckt
und umgelagert werden. Abschwemmung von Schadstoffen kann in kleineren und mittle-
ren Gewassern zu regelmafigen Vergiftungen flhren, die vollig unnattrliche Pflanzen- und
Tiergesellschaften hinterlassen. In kleinen Gewassern an die konventionell bewirtschaftete
Flachen angrenzen, auf denen Pflanzenschutzmittel angewandt werden, wird z.B. regel-
malig folgendes beobachtet: Die Abschwemmung von Insektiziden, die im Frihsommer
ausgebracht wurden, flhrt zur Vergiftung oder zum Abwandern einer Vielzahl von Gewas-
serinsekten (Makrozoobenthos). Eine Uberlebenschance haben in solchen Gewassern nur
solche Arten, die sich mehrfach innerhalb eines Jahres vermehren kdnnen. Diejenigen, die
sich nur einmal vermehren, sterben infolge dieser Insektizidabschwemmungen nahezu
aus. (siehe Liess u.a., Univ. Braunschweig, Pflanzenschutzmittel-Belastung und Lebens-
gemeinschaften in Flielgewassern mit landwirtschaftlich genutztem Umland, UBA-Texte
65/01).

Welche dkologisch sinnvollen MaBnahmen kdnnten im Rahmen von Landes- und
Staatsgrenzen Uberschreitenden Hochwasserschutzpldnen vorgesehen werden?

Antwort:

Die Erarbeitung von grenzuberschreitenden Hochwasserschutzplanen entspricht der
Forderung einer nachhaltigen Hochwasservorsorge unter Berticksichtigung des ge-
samten Einzugsgebietes eines Flusses, dabei ist das Prinzip der Solidaritat zwischen
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Ober- und Unterliegern zu beriicksichtigen. Okologisch sinnvolle Manahmen, die in

grenziiberschreitenden Hochwasseraktionsplanen vorgesehen werden kénnen, sind:

- Deichrtickverlegung, Schutz und Wiederherstellung von Auen, dadurch Schaffung von
natirlichen Retentionsrdumen,

- Renaturierung von FlieRgewassern, Anbindung von Altarmen, dadurch Verzégerung und
Abflachung der abflieRenden Hochwasserwelle,

- Dezentrale Regenwasserbewirtschaftung, Versickerung von Niederschlag am Ort des
Entstehens, dadurch Entlastung der Kanalisation und der Gewasser,

- Angepasste Land und Forstwirtschaft i.S.d. guten fachlichen Praxis (z.B. Verzicht auf A-
ckerbau, Verwendung von MaRnahmen der konservierenden Bodenbearbeitung, Auf-
forstung) dadurch Einschrankung der Erosion und Reduzierung des Schadstoffeintrages
(Dinge- und Pflanzenschutzmittel, sowie Sedimente) in die Gewasser sowie Verbesse-
rung des Bodenwasserhaushalts (Versickerungsfahigkeit, Wasserspeichervermdgen)
und Verbesserung der Gefligestruktur des Bodens.

Im Rahmen des Hochwassers vom August 2002 waren Betreiber von Betriebsbereichen

z.T. nur unzureichend Uber Hochwassergefahren informiert und im allgemeinen nicht in

Warn- und Alarmierungsketten eingebunden. Die Einsatzleitungen kannten z.T. die von

diesen Betriebsbereichen bei Flutungen ausgehenden Gefahren nicht oder beachteten sie

nicht. Es ist daher zu empfehlen, dass in Hochwasserschutzplanen die Gefahren von An-

lagen zum Umgang mit Gefahrstoffen berlcksichtigt und Erforderlichkeiten eingearbeitet

werden. Hierzu sollte unter anderem gehoren:

e Angaben zu Betriebsbereichen und Anlagen nach Stérfall-Verordnung, wie Betreiber,
Stoffe, Stoffmengen etc.

o Weiterleitung von Meldungen in Warn- und Alarmierungsketten an die Notfallmanager
dieser Betreiber

e Abstimmung der Hochwasserschutzplane mit den Katastrophenschutzplanen der tan-
gierten Kreise

Technische Fragen

26. Wie wird ein Uberschwemmungsgebiet fiir ein 100-jdhrliches Hochwasserereignis
fachtechnisch abgegrenzt?

Antwort:

Als Basis werden langjahrige kontinuierliche Wasserstandsbeobachtungen an Messpegeln
benutzt. Wenn die hdchsten Wasserstande jedes Jahr der Grofie nach geordnet werden,
kénnen relativ leicht die Hochwasser abgelesen werden, deren Wiederkehrintervall geringer
ist als die Beobachtungsdauer. Da die Beobachtungsdauer haufig geringer ist als 100 Jah-
re, mussen erganzende Informationen herangezogen werden. Hierzu eignen sich ins-
besondere historische Hochwéasser, deren Hochststande oft als Hochwassermarken an
Gebauden dokumentiert sind. Geeignet sind aber auch vergleichende Betrachtungen zu
anderen, langer beobachteten Pegeln am gleichen Fluss. Zur Erhéhung der Genauigkeit
werden verschiedene statistische Ausgleichs- und Extrapolationsverfahren benutzt. Wenn
man nun die Hohen der so an verschiedenen Pegeln von Flissen erhaltenen Wasser-
stande 100-jahrlicher Wiederkehr in Hohenkarten der Flusstaler Gbertragt, kann man das
dazu gehorige Uberschwemmungsgebiet ermitteln. Da das 100-jahrliche Hochwasser
Grundlage fir Hochwasserschutzbauten ist, liegen solche Karten vielfach vor. Wo Deiche
danach gebaut worden sind, grenzen sie das Uberschwemmungsgebiet des 100-jahrlichen
Hochwassers ab.
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27.

28.

29.

An Fliissen ohne Wasserstandsbeobachtungen werden die Abflussmengen pro km? Ein-
zugsgebietsflache benachbarter Gebiete benutzt, um Wassermengen zu berechnen, die bei
einem 100-jahrlichen Hochwasser abflieRen. Hieraus kdnnen Wasserstande ermittelt wer-
den.

Die Ausdehnung des Uberschwemmungsgebietes eines 100jahrlichen Hochwassers ist ab-
hangig von der Topografie, dem Gewasser, der Wassermenge im Gewasser und im Uber-
schwemmungsgebiet.

Hydrologische EingangsgréfRen werden z.B. aus der Pegelstatistik, aus Niederschlags-
Abfluss-Modellen oder auch durch die Simulation von WasserbilanzgréRen ermittelt.
Geodatische Eingangsgréfien sind die geometrischen Daten des Gewasserbettes, die
Uber terrestrische Vermessung und Begehung des Gewassers (zur Ermittlung der
Struktur/des Zustandes des Ufers, der Sohle, Bestimmung der Rauheit etc.) bestimmt
werden. Fur die Topografie des angrenzenden Gebietes kénnen digitale Gelandemo-
delle aus Daten, die z.B. Uber Laserscann-Befliegungen aufgebaut sind, genutzt wer-
den.

Aus diesen GrofRen kénnen Uber Modelle die Wasserspiegellagen berechnet werden.
Die Grenzen des Uberschwemmungsgebietes ergeben sich aus der Verschneidung des
digitalen Gelandemodells mit den berechneten Wasserspiegellagen

Wie werden die Abflussbereiche in Uberschwemmungsgebieten ermittelt?

Antwort:
Siehe Antwort zu SPD/Griine Nr. 16

Kann in erster Naherung des 10-jahrliche Hochwasserereignis als MaBstab fiir die Be-
stimmung der Abflussbereiche verwandt werden?

Antwort:

Fachlich sind die beiden Bereiche nicht vergleichbar. Allerdings kénnte es zu einer Voll-
zugs- und Verwaltungsvereinfachung beitragen, wenn man statt der Abflussbereiche das
HQ 10 als die maRRgebliche Bemessungsgrundlage fuir das Ackerbauverbot zugrunde le-
gen wirde.

Halten Sie das im Gesetzentwurf vorgesehene Ackerbauverbot einschlieBlich der Aus-
nahmeregelungen in den kompletten Uberschwemmungsgebieten als MaBnahme zur

Verhinderung von Bodenerosion und von Schadstoffeintragen in Gewasser fir sinnvoll
oder sollten die im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen nur fiir die Abflussberei-
che gelten?

Antwort: )
Vgl. Frage 6 SPD/GRUNE

Die Erosivitat von Bdden in Uberschwemmungsgebieten ist abhangig von der Hangneigung
und/oder von der kinetischen Energie des abflieRenden Wassers. Zunachst sollten i.A. alle
ackerbaulichen Minderungsmaoglichkeiten (Verschlammungs- Erosions- und Verdichtungs-
risiko, Risiko des Stoffeintrags in Gewasser) durch Férderung von Malinahmen der guten
fachlichen Praxis genutzt werden
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Bezuglich Bodenerosion ist anzumerken, dass sie hauptsachlich in Abflussgebieten auftritt

und dort auch durch die vorgesehenen Ausnahmen (Ackerbau mit ganzjahriger Bodenbe-

deckung einschlief3lich konservierender Bodenbearbeitung) nicht wirksam verhindert wer-
den konnte. In den tbrigen Uberschwemmungsgebieten ist Bodenerosion von frei liegen-
den Ackerbdden bei Deichbriichen und zuriickgehendem Wasserstand des abflieRenden

Hochwassers ebenfalls zu erwarten, da sich das Wasser in bevorzugten Abflussbahnen

sammelt und diese erodiert.

Hinsichtlich der Schadstoffeintrage in die Gewasser wirkt neben der Bodenerosion ein

weiterer, sehr viel haufiger auftretender Prozess: Die Abschwemmung von feinen Boden-

partikeln und aus dem Boden gel6ste Schadstoffe. An feinen Bodenpartikeln haften beson-
ders viele Schadstoffe, die, bezogen auf ihr Gewicht, eine sehr hohe Oberflache haben.

Dies flihrt dazu, dass der groRte Anteil der Pflanzenschutzmittel- und Phosphoreintrage in

die Gewasser mit der Abschwemmung feiner Bodenpartikel erfolgt. Die Abschwemmung

kann nur durch eine ganzjahrige Bodenbedeckung, also Griinland oder entsprechende A-

ckerbewirtschaftung, verhindert werden.

Der Verzicht von Ackernutzung in ausgewiesenen Uberschwemmungsgebieten wirkt auch

unterstutzend fur folgende Falle:

e Rilckgewinnung von Auen: Regelmalfig Uberstaute Flachen in Flussauen sollten generell
wieder in extensive Grinlandstandorte zurtickverwandelt und entsprechend wiederver-
nasst werden.

o Erhalt und Wiederherstellung funktionsfahiger Niedermoorbdden (ggf. Wiedervernassung)
durch Umwandlung in Griindlandflachen.

o Ruickbau meliorativer Malnahmen in Feuchtgebieten.

o Erosionsgefahrdete Hanglagen, bei denen nicht durch standortangepasste Bodenbearbei-
tung das Erosionsrisiko gemindert werden kann.
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30.

31.

Warum ist die Bodenbeschaffenheit bei der Griinlandbewirtschaftung im Vergleich zum
Ackerbau in Uberschwemmungsgebieten vorteilhafter?

Antwort:

Der Boden ist ganzjahrig durchwurzelt, es ist von einer héheren biologischen Aktivitat und
damit einem hdéheren Porenvolumen auszugehen. Insofern ist die Infiltrationsrate héher.
Das Erosionsrisiko ist wesentlich geringer.

Durch die Mechanisierung der Landwirtschaft besteht die Gefahr der physikalischen De-
gradierung landwirtschaftlich genutzter Boden. In Untersuchungen wird insbesondere unter
konventionell genutzten Ackerflachen eine Verdichtung des Unterbodens festgestellt. Des
weiteren wird ein Rickgang der Stabilitat der Bodenaggregate beobachtet, so dass es bei
Starkregenereignissen zur Verschlammung der Oberflache kommt. Die Verschlammung
der Oberflache und insbesondere die Abnahme der Anzahl an Makroporen (Siehe Tabelle)
schrankt die Wasserinfiltration in den Boden ein. Dies hat Auswirkungen auf die Abfluss-
bildung tber der Ackerflache. Durch eine pfluglose Bewirtschaftung (Griinlandbewirt-
schaftung oder konservierende Bodenbearbeitung) wird in Uberschwemmungsgebieten ei-
ne die Versickerung férdernde Bodenstruktur erhalten. Weitere wichtige Aspekte sind der
Einsatz von Dlnge- und Pflanzenschutzmitteln, der bei einer Abschwemmung im Hoch-
wasserfall zu einer Beeintrachtigung der Gewasserqualitat fihren kann.

(Quelle: S4chsische Landesanstalt fiir Landwirtschaft)

Konventionelle Landwirtschaft | Dauerhaft konservierende Boden-
bearbeitung (pfluglos)

Tiefe [Poren * m?]

Makroporen >1 mm in 10| 264 493

Tiefe [Poren * m?]

Makroporen >1 mm in 30| 317 864

Welchen Beitrag kénnte die Landwirtschaft in Uberschwemmungsgebieten im Hinblick
auf die Art der Bewirtschaftung, den Anbau bestimmter Nutzpflanzen, die Bodenbear-
beitung etc. leisten, um Erosionen, Schadstoffeintrage in die Gewasser sowie einen
schnellen Abfluss des Hochwassers zu verhindern?

Antwort:

Die Landwirtschaft kann einen grof3en Beitrag zur Hochwasservorsorge leisten. Hier sind

insbesondere Malinahmen relevant, die die Aspekte Eindammung von Erosion, Reduzie-

rung des Schadstoffeintrages in die Gewasser und Férderung des Bodenwasserhaushalts
(Versickerung, Wasserspeichervermdgen) bei der Bewirtschaftung beriicksichtigen. Kon-

krete MalRnahmen im einzelnen sind:

Forderung des Bodenwasserhaushalts - Pfluglose — konservierende Bodenbearbei-
tung oder Umwandlung in Griinland. Bei Dauer-Grinlandwirtschaft ist der Boden das
ganze Jahr Uber mit einer dichten Pflanzendecke bedeckt und durchwurzelt. Beides
fuhrt zu einer Herabsetzung der Erosionsanfalligkeit und schitzt damit sowohl Boden
als auch Wasser.

Einschrankung von Erosion - Gewahrleistung einer angemessenen ganzjahrigen Bo-
denbedeckung durch Mulchsaatverfahren, Zwischenfruchtanbau oder Umwandlung in
Grinland, insbesondere auf spatschlieliende Reihenfriichte, z.B. Kartoffeln, Rlben,
Mais, sollte verzichtet werden, in Abflussbereichen Verzicht auf Ackerbau
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32.

Reduzierung des Einsatzes von Dlinge- und Pflanzenschutzmitteln, insbesondere auf
Maisanbau ist aufgrund des hohen erforderlichen Pestizideinsatzes zu verzichten
Umsetzung von § 17 BBodSchG: Gute fachliche Praxis einhalten - MalRnahmen sind
z.B.:

1. die Bodenbearbeitung unter Berlcksichtigung der Witterung hat grundsatzlich
standortangepasst zu erfolgen,

2. die Bodenstruktur wird erhalten oder verbessert,

3. Bodenverdichtungen, insbesondere durch Berlicksichtigung der Bodenart,
Bodenfeuchtigkeit und des von den zur landwirtschaftlichen Bodennutzung
eingesetzten Geraten verursachten Bodendrucks werden soweit wie mdglich
vermieden,

4. Bodenabtrage durch eine standortangepasste Nutzung, insbesondere durch
Berlcksichtigung der Hangneigung, der Wasser- und Windverhaltnisse sowie der
Bodenbedeckung werden moglichst vermieden,

5. die naturbetonten Strukturelemente der Feldflur, insbesondere Hecken, Feldge-
hoélze, Feldraine und Ackerterrassen, die zum Schutz des Bodens notwendig sind,
werden erhalten.

Besonders effizient, um die Rickhaltefahigkeit des Bodens zu erhéhen, ware die Umstel-
lung von konventioneller Landwirtschaft auf den Okolandbau (Schnug und Haneklaus 2002,
siehe oben). Durch den Anbau von mehrjahrigem Ackerfutter (z.B. Kleegras) und Zwi-
schenfrichten, sowie optimaler Zufuhr organischer Dlinger ist der Humusgehalt in der Re-
gel hoéher als in konventionell bewirtschafteten Béden. Durch Vermeidung mechanischer
Eingriffe in den Boden werden die Regulationsfunktionen dkologisch bewirtschafteter Bo-
den relativ kurzfristig verbessert (erhdhte Wasserinfiltration in das Bodenprofil) Die Bundes-
regierung strebt in ihrer Nachhaltigkeitsstrategie einen Flachenanteil fir den Okolandbau
von 20% bis zum Jahr 2010 an. Es ware zu priifen, inwieweit bereits vorhandene Forderin-
strumente fiir den Okolandbau gezielt auf die Uberschwemmungsgebiete konzentriert wer-
den konnten.

Der effektivste Beitrag der Landwirtschaft zum Hochwasserschutz ist aber die Bereitstel-
lung von Polder-Flachen, die nach den oben genannten Regeln erosionsmindernd zu be-
wirtschaften waren.

Welche technischen Mdglichkeiten sehen Sie, Schaden an Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen zu reduzieren, insbesondere vor dem Hintergrund des
hohen Vollzugsdefizits in der Praxis?

Antwort:

Fir den Fall von Uberschwemmungen kénnen Sicherheitsmassnahmen gegen das Ein-
dringen von Wasser durch C")ffnungen, den Wasserdruck, den Auftrieb, den Druck durch
die Wasserstromung, den Aufprall von Treibgut und den Druck durch Eisschichten erfor-
derlich sein. Technisch sind diese Gefahrenquellen bei der Lagerung von Mineralélen fir
Olheizungsanlagen beherrschbar, jedoch stellt sich bei der Ausfiihrung immer die Frage,
bis zu welcher Grenze die Gefahr von der Anlage beherrscht werden soll, also z.B. welche
Uberstauhohe unterstellt wird, welche maximale Stromungsgeschwindigkeit unterstellt
wird, welche maximale Masse eines treibenden Gegenstandes unterstellt wird.
Einschlagig sind diesbeziglich die Empfehlungen der IKSE zu ,,Anforderungen an Anlagen
zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen in Hochwassergebieten oder einstauge-
fahrdeten Bereichen®, die jedoch nur teilweise Eingang in das Wasserrecht der Lander
gefunden haben.

In Bezug auf Vollzugsdefizite ist zunachst zu beachten, dass die Wassergesetze und Ver-
ordnungen uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen der Lander ge-
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33.

rade in Bezug auf Anforderungen an Anlagen in Uberschwemmungsgebieten oder Gebie-
ten, die im Falle eines Deichbruchs tiberschwemmt wiirden, durch extreme systematische
und materielle Unterschiede gepragt sind. Die Bandbreite reicht vom generellen Verbot der
Lagerung wassergefahrdender Stoffe in Uberschwemmungsgebieten in § 79 Abs. 1 des
Wassergesetzes in Mecklenburg-Vorpommern bis hin zur Konkretisierung der allgemeinen
Grundanforderungen in Bezug auf Hochwasserschutz durch Verwaltungsvorschriften
(Bremen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein). Nicht in allen Verordnungen werden
Sicherheitsmassnahmen gegen alle genannten Gefahrenquellen gefordert.

Positiv wirkt sich in der Praxis die Anordnung der wiederkehrenden Prifung durch Sach-
verstandige bei Anlagen der Gefahrdungsstufe B (hierunter fallen die meisten Heizol-
verbraucheranlagen) in Uberschwemmungsgebieten in einigen Landervorschriften aus
(z.B. Bayern, Hessen).

Weiter ist zu beachten, dass die Verordnungen der Lander in der Regel vorsehen, dass
Nachriistungen an Anlagen zur Lagerung wassergefahrdenden Stoffen in Uberschwem-
mungsgebieten nur aufgrund von Anordnungen der zustandigen Behdrden in jedem Ein-
zelfall erforderlich sind und eine Stillegung oder Beseitigung der Anlagen von diesen nicht
verlangt werden kann.

Die Kombination insbesondere des Vollzugs durch Einzelanordnungen mit den bekannten
Defiziten bei der Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten muss zu materiell unbefrie-
digenden Defiziten im Hinblick auf die Hochwassersicherheit von Anlagen zum Umgang
mit wassergefahrdenden Stoffen fuhren.

Eine Harmonisierung der Anforderungen der Lander in diesem Bereich ware sehr hilfreich,
sowohl um eine Einheitlichkeit der Lebensverhaltnisse herzustellen als auch bundesweit
tatigen Betreibern von Anlagen noch einen Uberblick (iber die jeweils geltenden Anforde-
rungen zu ermoglichen.

Wie kénnen Olheizungsanlagen hochwassersicher nachgeriistet werden? Halten Sie die
+hochwassersichere Nachriistung" von Olheizungsanlagen in Uber-
schwemmungsgebieten fiir ,technisch sicher" und die Kontrollen dieser Hei-
zungsanlagen fiir ausreichend? Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang, Olhei-
zungsanlagen in Uberschwemmungsgebieten zu verbieten?

Antwort:

Wie bereits angeflhrt (s.o. Fragen 14 und 32), ist eine sichere Ausflihrung von Tanks und
Feuerungsanlagen immer nur bis zu einer bestimmten Uberstauhdhe méglich. Wird diese
Uberschritten, so wird der ,hochwassersichere” Tank durch den Wasserdruck zerstort bzw.
durch die Entliiftung eindringendes Wasser Ol aus dem Tank gedriickt. Da in Uber-
schwemmungsgebieten das Uberschreiten der tiblichen Auslegungshdhe von 1,3 m haufig
nicht ausgeschlossen werden kann, ist hier das im Gesetzentwurf enthaltene Verbot bei
Vorliegen der drei genannten Voraussetzungen sinnvoll. Da - wie oben dargestellt - die
,hochwassersichere“ Ausfiihrung von Olheizungsanlagen zusétzliche Kosten verursacht,
dirfte die vorgesehene Nutzung von anderen Energietragern wie z.B. Erdgas i.d.R. auch
wirtschaftlich sein.

Bedenken sind zu dulern, wenn statt Ol Fliissiggas genutzt werden soll. Insbesondere bei
Fehlen leitungsgebundener Versorgung mit Erdgas, z.B. in lIandlichen Gebieten, ist Flus-
siggas haufig die einzige Alternative zum Mineraldl. Das Hauptproblem liegt in der sowohl
beim Transport als auch bei der Lagerung im Verhaltnis zu Mineraldl gréReren Gefahrlich-
keit aufgrund seiner Explosionsfahigkeit.

Da Flissiggas nicht wassergefahrdend im Sinne der ,Verwaltungsvorschrift wassergefahr-
dende Stoffe” ist, unterliegt die Lagerung nicht den Gberwiegend vorhandenen Anforde-
rungen zur hochwassersicheren Ausfilhrung in Uberschwemmungsgebieten aus den Ver-
ordnungen Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen der Lander.
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34.

35.

Zwar sind ein Teil der entsprechenden Anforderungen in der Ziffer 3.6 der Technischen
Regel Behalter 600 enthalten, jedoch befindet sich dieses Regelwerk aufgrund der neuen
Betriebssicherheitsverordnung in der systematischen Umstrukturierung, so dass das Fort-
bestehen der darin enthaltenen Anforderungen derzeit nicht sicher ist. Zudem verlangt die
TRB 600 keine SicherheitsmalRnahmen gegen Treibgut und Eis, so dass bei Hochwasser
Druckbehalter fur die Lagerung von Flussiggas gleichwohl zerstért oder beschadigt werden
konnten.

Insgesamt ware es wiinschenswert, wenn die technischen Anforderungen an die ,hoch-
wassersichere“ Ausfiihrung der Lagerung von Energietragern in Uberschwemmungsge-
bieten auch zwischen den Energietragern harmonisiert waren.

Welche Méglichkeiten bestehen fiir ein hochwasserangepasstes Bauen in Uberschwem-
mungsgebieten?

Antwort:
Grundsétzlich sollten ausgewiesene Uberschwemmungsgebiete von Neubebauung frei-
gehalten werden. Fir bereits bestehende Siedlungen gibt es eine Reihe von Moéglichkeiten,
Anpassungen vorzunehmen.
Bei einem Hochwasserereignis werden Geb&ude nicht nur durch die Uberschwemmung an
sich gefahrdet, sondern dartiber hinaus durch den erhéhten Wasserdruck aufgrund des an-
steigenden Grundwasserspiegels. Daher sind insbesondere folgende Gefahrdung, zu un-
terscheiden:
Gebaudestandsicherheit: Auftriebskrafte, Wasserdricke, Stromungskrafte beanspru-
chen Sohle und Grundmauern, sie konnen zu einem Aufschwimmen des Hauses oder
zu einem Durchbruch fiihren.
MalRnahmen:
Bertcksichtigung der Hochwassergefahr bei der Bemessung aller Gebaudeteile, Ver-
wendung von Stahlbeton, Mdglichkeiten flir eine Flutung des Kellers im Notfall vorse-
hen
Eindringen von Wasser; Oberflachenwasser, Grundwasser. Rickstauwasser aus der
Kanalisation kann ins Gebaude eindringen. Es entstehen Wasserschaden an der Bau-
substanz und der Inneneinrichtung
Malnahmen:
Verzicht auf Untergeschosse, Stelzenbauweise, wasserdichte Ausflihrung des Unter-
geschosses, Abdichtung von Fenster- und Tlren mit mobilen Wanden, Dammbalken
etc., Verwendung von wasserbestandigen Baustoffen fir Wande, Bodenbelage usw.,
Hausentwasserung zur Vermeidung von Riickstau aus der Kanalisation vorsehen, e-
lektrische Installationen und wertvolle Gegenstande in die oberen Stockwerke anbrin-
gen bzw. lagern, auf leicht zu transportierende Einrichtungsgegenstande achten etc.

Nicht ausreichend verankerte Gegenstande im Aul3enbereich, z.B. Milltonnen rechtzei-
tig vor einem Hochwasser sichern
Verzicht auf Olheizungen bzw. die Sicherung gegen Auftrieb nachristen

(vgl. im Gbrigen: Antwort zu Frage 14 SPD/Grlne und Frage 41 FDP)
Wie beurteilen Sie das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in Uber-
schwemmungsgebieten? Ist es realistisch, davon auszugehen, dass eine Kommune

keine andere Méglichkeit der Siedlungsentwicklung auBerhalb eines Uberschwem-
mungsgebietes hat?
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36.

37.

Antwort:

Das Verbot ist sinnvoll. Es ist eines der wichtigsten Anliegen des Artikelgesetzes, da es
neue Schadenspotentiale vermeiden und Flachen fir den Wasserriickhalt freihalten will. In
der Regel haben die Gemeinden andere Mdglichkeiten der Ausweisung von Baugebieten.
In den sich ggf. ergebenden Ausnahmefallen, sollten die Gemeinden die interkommunalen
Kooperationsmaoglichkeiten nutzen.

Wie beurteilen Sie das Zusammenspiel zwischen dauerhaften (Deiche) und mobilen
(Schutzwande) Losungen im Hochwasserschutz in bezug auf Effizienz und Kosten?

Antwort:

Mobile Schutzeinrichtungen sollten wegen ihres hohen Kostenaufwands, des notwendigen
umfangreichen Unterhaltungsaufwands und des sehr personalintensiven Arbeiten beim
Aufbau im Katastrophenfall so wenig wie méglich eingesetzt werden. Sie sind gut geeignet
bestehende wertvolle Bausubstanz zu schiitzen. Die notwendigen Malinahmen kénnen nur
im Einzelfall bewertet werden.

Der Einsatz mobiler Einrichtungen setzt ausreichende Alarmierungszeiten voraus, die nicht
immer gegeben sind. Zudem muss auf eine Auslegung und Qualitat geachtet werden, die
eine Standsicherheit (auch gegen Treibgut) bis zur Uberstrémung gewahrleistet. Andern-
falls kann eine mobile Schutzeinrichtung bei Versagen zusatzliche Gefahren durch plotzli-
che Flutwellen verursachen.

Sehen Sie durch die Regelung, BundeswasserstraBen hochwasserneutral zu unterhal-
ten, auszubauen oder neu zu bauen eine negative Beeintrachtigung der Binnenschiff-
fahrt?

Antwort:

Die Hochwasserereignisse an Rhein, Oder, Donau und Elbe haben nachdricklich gezeigt,
dass nicht nur mit Gefahrdungen der Menschen in den ehemaligen Uberflutungsfléachen zu
rechnen ist, sondern auch mit weitreichenden sozialen und volkswirtschaftlichen Konse-
quenzen. Die Hochwasserneutralitat von Ausbaumafnahmen und in ihren Auswirkungen
vergleichbaren UnterhaltungsmafRnahmen dient der Gefahrenabwehr. Darlber hinaus sind
auch 6kologische Anforderungen auf der Grundlage bestehender EG-Richtlinien zu be-
ricksichtigen (FFH, Wasserrahmenrichtlinie). Um die Funktionsfahigkeit der Wasserstra-
Ren 6kologisch vertraglich zu sichern, wird in 2004 ein Unterhaltungskonzept fur die Elbe
und Ende 2005 ein Gesamtkonzept fir alle Bundeswasserstral’en vorgelegt. Unterhal-
tungsmaflinahmen an der Elbe sollen mit dem Ziel durchgefiihrt werden, den Status Quo
ante (Hochwasser 2002) zu erreichen, d.h. es soll zu keiner Verschlechterung der Fahrrin-
nentiefe kommen. Mit diesem Vorgehen soll eine einheitliche Bewirtschaftung der Bun-
deswasserstralien unter Bericksichtigung der Belange der einschlagigen EG-Richtlinien
gewahrleistet werden. Die Binnenschifffahrt wird durch diese MaRnahmen nicht beein-
trachtigt, sondern 6kologisch vertraglich geférdert.
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Fragen der Fraktion der CDU/CSU

Rechtliche Fragen

1.  Ist das geplante Hochwasserschutzgesetz in seiner jetzigen Form zustimmungspflichtig
durch den Bundesrat?

Antwort:

Das Gesetz ist nicht zustimmungsbediirftig, da keiner der dafiir im GG abschlieRend gere-
gelten Falle vorliegt. So ist weder die Verwaltungs-, Verfahrens- oder Organisationshoheit
der Lander betroffen (z.B. Art. 84 GG) noch deren Finanz- und Haushaltswirtschaft. Ein-
zelne Vorschriften, die das Verwaltungsverfahren zum Gegenstand haben, wie z.B. die
Ermittlung, Darstellung und vorlaufige Sicherung noch nicht festgesetzter Uberschwem-
mungsgebiete (§ 31b Abs. 5 WHG), sind als Regelungsauftrage an den Landesgesetzge-
ber ausgestaltet, wodurch noch keine Zustimmungsbedirftigkeit ausgeldst wird.

2.  Anhand welcher wissenschaftlichen Kriterien lassen sich die Abflussbereiche im Sinne
von Artikel 1, § 31b Absatz 3 Hochwasserschutzgesetz definieren?

Antwort:

Die Abflussbereiche diirfen in den meisten Landschaften nur einen geringen Teil der Uber-
schwemmungsgebiete ausmachen. Insbesondere im Flachland und in weit ausladenden
Muldentalern des Mittelgebirges Uberstauen Hochwasser gréRere Flachen. Eine hohe Ab-
flussgeschwindigkeit ist aber nur in zusammenhangenden Mulden z. B. den Verlaufen alter
Flussbetten zu beobachten. Daher lassen sich Gelandebeobachtungen, tradierte Kennt-
nisse und alte Karten zur Ermittlung von Abflussbereichen nutzen.

3.  Gewahrleisten die Vorgaben des Hochwasserschutzgesetzes eine einheitliche Handha-
bung der Definitionen durch die Lander beziiglich der Abflussbereiche?

Antwort:

Eine vollstandig einheitliche Handhabung dieser Regelung erscheint nicht moglich, da bei
der Bestimmung der Abflussbereiche viele gelandespezifische Faktoren einfliel3en (s.o.
CDU/CSU Frage 2). Deshalb ist auch eine bundesrechtlich noch prazisere Definition we-
der mdglich noch sinnvoll. Den Landern soll erméglicht werden, den aus ihrer fachlichen
Sicht erforderlichen Bereich fiir die einzelnen Flussgebiete zu ermitteln, um die Gewasser
vor Schadstoffeintragen zu schitzen. Damit gibt die Rahmengesetzgebung des Bundes
den Landern auf der einen Seite ein Mindestmalf’ von Schutzniveau vor, ohne sie auf der
anderen Seite hinsichtlich der regionalen Belange unangemessen auf bestimmte Kriterien
festzulegen.

4.  Welche Mdglichkeiten zum Erosionsschutz bietet die Bodenschutzgesetzgebung von
Bund und Landern?
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Antwort:

Nach § 7 BBodSchG hat sich jeder auf seinem Grundstiick so zu verhalten, dass die Be-
sorgnis einer schadlichen Bodenveranderung nicht entsteht. In Verbindung mit § 17
BBodSchG, ergibt sich daraus eine allgemeine Vorsorgepflicht, die rechtlich jedoch nicht
konkretisiert ist. Es wird ausschlief3lich auf die Einhaltung der ,Guten fachlichen Praxis® ab-
gehoben. Nach § 4 Abs. 3 i.V.m. § 8 BBodSchG wurden Anforderungen zur Gefahrenab-
wehr in der BBodSchV formuliert. Uber das Bundesrecht hinausgehende Léndergesetze
zum Bodenschutz mit der Festlegung entsprechender Anforderungen gibt es nicht.

Ackerbauliche Moglichkeiten zur Minderung des Verschlammungs- und Erosionsrisikos und

des Risikos von Stoffeintragen in Gewasser bestehen

a) durch die Umsetzung von §17 BBodSchG. Nach §17 BBodSchG sind die Grundsatze
der guten fachlichen Praxis der landwirtschaftlichen Bodennutzung die nachhaltige Si-
cherung der Bodenfruchtbarkeit und der Leistungsfahigkeit des Bodens als natirliche
Ressource. Zu den Grundsatzen gehéren u.a., dass die Bodenbearbeitung unter Be-
ricksichtigung der Witterung grundsatzlich standortangepasst zu erfolgen hat, die Bo-
denstruktur erhalten oder verbessert wird und Bodenverdichtungen und Bodenabtrage
durch eine standortangepasste Nutzung méglichst vermieden werden und

b) durch die Einhaltung/ Férderung von MaRnahmen der guten fachlichen Praxis zur Vor-

sorge gegen Bodenschadverdichtungen und Bodenerosion (BMVEL (2001) Bundesministe-

rium flr Verbraucherschutz, Erndhrung und Landwirtschaft (Hrsg.): Gute fachliche Praxis

zur Vorsorge gegen Bodenschadverdichtungen und Erosion. Bonn.).

Gibt es in anderen Mitgliedslandern der Europaischen Union (EU) Planungen, im Rah-
men der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie Ackerbauverbote zu verhangen?

Antwort:

Die Wasserrahmenrichtlinie sieht keine Ackerbauverbote vor. Fur die Erreichung des guten
Gewasserzustands ist allerdings die Befolgung einer guten landwirtschaftlichen Praxis er-
forderlich. Dies wird auch von den anderen Mitgliedstaaten so gesehen.

Welche Erfahrungen wurden mit freiwilligen Vereinbarungen auf dem Gebiet des Ge-
wasserschutzes gesammelt?

Antwort:

Die allgemeine Erfahrung zeigt, dass freiwillige Vereinbarungen immer dann funktionieren,
wenn finanzielle Anreize mit einer Kontrolle gekoppelt sind oder zumindest eine ge-
setzliche Regelung droht. Freiwillige Vereinbarungen auf dem Gebiet des Gewasserschut-
zes funktionieren relativ gut zwischen der Landwirtschaft und den Wasserwerksbetreibern,
die auch die verwaltungsmafige Abwicklung tbernehmen.

Inwieweit kbnnten diese Vereinbarungen als Vorbild flir einen ,Vertragshochwas-
serschutz" dienen?
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Antwort:

Auf den Hochwasserschutz ist ein solches Modell kaum Ubertragbar, da es keinen direkt
finanziell Beglnstigten gibt, der die Ausgleichszahlung Gbernehmen kdnnte. Zudem ware
der Verwaltungsaufwand sehr hoch.

Wie wird die 5-Jahresfrist in Artikel 1, § 31 b Absatz 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs vor
dem Hintergrund bewertet, dass in diesem Zeitraum flachendeckend an allen Gewas-
sern Uberschwemmungsgebiete festgesetzt werden miissen und dabei nicht nur eine
Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren ist, sondern auch eine Plan-
Umweltvertraglichkeitspriifung mit den hierfiir erforderlichen Unterlagen?

Antwort:

Die Fristsetzung ist erforderlich, um eine zligige und koharente Umsetzung der Neurege-
lungen zu gewahrleisten. Sie ist auch angemessen, da den Landern die entsprechenden
fachlichen Informationen und die rechtlichen Instrumente zur Festsetzung (z.B. durch Ge-
setz) zur Verfugung stehen. So gibt es z.B. fur das Rheineinzugsgebiet den Rheinatlas der
IKSR. U.a. ist Bayern bei der Festsetzung schon beispielhaft vorangegangen und hat seine
Uberschwemmungsgebiete auf der Basis des im Gesetzesentwurfs angestrebten HQ1qoim
Internet verfligbar gemacht (vgl. http://www.bayern.de/LFW/iug/index.html|)

Die Einbindung der Offentlichkeit ist fiir die Sensibilisierung der Bevélkerung fiir Hochwas-
sergefahren so frihzeitig wie moglich erforderlich. Gerade die Informationsdefizite bei der
Bevdlkerung und das fehlende Gefahrenbewusstsein haben in der Vergangenheit zu den
hohen Schaden bei Hochwéssern beigetragen. Die Einbindung der Offentlichkeit bei der
Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten ist bisher nur in wenigen Landeswasserge-
setzen geregelt. Hier ist eine bundeseinheitliche Regelung erforderlich und zwar unabhan-
gig von der Umsetzung der EG-Richtlinie 2000/41/EG.

Der bisherige Entwurf fir ein ,Gesetz zur Einflhrung einer Strategischen Umweltprifung
und zur Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG (SUPG)* sieht in Anlage 3 Nrn. 1.4 und 1.5
vor, dass die Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten und die Aufstellung von Hoch-
wasserschutzplanen zu den SUP-pflichtigen Planen und Programmen gehdren. Entspre-
chend ist eine Offentlichkeitsbeteiligung vorgesehen. Die Léander lehnen eine Aufnahme der
Uberschwemmungsgebiete in diesen Gesetzentwurf aber ab, so dass eine Beteiligung der
Offentlichkeit in diesem Fall nicht sichergestellt ist.

Eine nennenswerte Verzégerung des Ausweisungsprozesses wird durch diese Verpflich-
tungen nicht erwartet, da die fachlichen Grundlagen, die in den notwendigen Umweltbericht
einflieBen missen, haufig bereits vorliegen (s.0.) und die zeitlichen Vorgaben fir die Of-
fentlichkeitsbeteiligung sich in Monaten beziffern lassen. Auch insofern halten wir die Frist-
setzung flr angemessen.

Ist das Verbot in Artikel 1, § 31b Absatz 2 Satz 4 Nr. 1 des Gesetzentwurfs zur Errich-
tung neuer Olheizungsanlagen in Uberschwemmungsgebieten notwendig? Wenn ja,
warum?

Antwort:
(Vgl. auch Antworten zu: SPD Fragen 14, 32 und 33, CDU/CSU Fragen 9 und 54, FDP
Frage 6)

Bestimmte Betriebe und Anlagen sind auf eine Nahe zu Gewassern angewiesen. Deshalb
enthalt § 31b Abs. 4 des Gesetzentwurfs die Mdglichkeit von Ausnahmegenehmigungen
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10.

11.

unter dort genannten Voraussetzungen. Die notwendige Sicherung gegen Schadstoffaus-
trage ist dort nicht genannt. Angesichts dieser Tatsache und den bereits in Zusammenhang
mit den Fragen 14, 32 und 33 der Fraktionen SPD und B"90/Die Griinen genannten Ein-
schréankungen bei der technischen Auslegung von Olheizungsanlagen gegen Hochwasser
sowie den festgestellten Héhen von Schaden durch Olaustritte bei Hochwasser besteht ein
Bedarf an dem in § 31b Abs. 2 des Gesetzentwurfes enthaltenen Auftrag an die Lander, ein
Verbot von neuen Olheizungsanlagen unter Beachtung der dort genannten Voraussetzun-
gen zu regeln.

Gemal Gesetzentwurf kbnnen die Bundeslander bei der Ausflihrung dieses Regelungs-
auftrages noch in erheblichem Male auf ihre landesspezifischen Notwendigkeiten einge-
hen. Ist die Lagerung von wassergefahrdenden Stoffen in Uberschwemmungsgebieten
durch Gesetz bereits generell verboten, wie z.B. in Mecklenburg-Vorpommern, so bedarf es
einer weiteren, fiir Olheizungsanlagen spezifischen Verbotsregelung nicht mehr.

Ist das in Artikel 1, § 31b Absatz 3 Satz 1 des Gesetzentwurfs enthaltene Verbot des
Ackerbaus im Bereich des hundertjéhrlichen Hochwassers begriindet? Zu welchem
Verwaltungsaufwand und zu welchen Entscheidungsfindungen kann diese Regelung
fuhren?

Antwort:

Zur ersten Frage siehe Antwort zu SPD/Griine Nr. 29.

Zur zweiten Frage:

Das Ackerbauverbot ist durch das erhéhte Erosionsrisiko im Abflussbereich begriindet, das
zu erhéhten Stoffeintragen in die Gewasser fuhren wirde und damit sowohl zu Bodenver-
lusten als auch zur Gefahrdung aquatischer Okosysteme. Es ist daher sowohl vom Boden-
als auch vom Gewasserschutz her geboten. Der Verwaltungsaufwand besteht darin, die
HQ 100-Flachen abzugrenzen sowie innerhalb dieser Flachen diejenigen, auf denen ein
strenges Ackerbau-Verbot gelten soll (Abflussbereiche).

Da die Ausweisung nur einmal vorgenommen werden muss, ist der Verwaltungsaufwand
zur Ermittlung der Uberschwemmungsgebiete lediglich am Anfang relativ hoch, da eine
Vielzahl von Flachen betroffen ist. An Flissen, wo Hochwasserschutz-MalRnahmen getrof-
fen werden, begrenzen Deiche haufig diese Gebiete bzw. es liegen Karten vor, die sie
ausweisen. Dies erleichtert die Ausweisung. Details zum Vorgehen bei der Ermittlung von
Abflussbereichen enthalt die Antwort zu SPD/Griine Nr. 26.

Ist das in Artikel 1, § 31b Absatz 4 Satz 1 vorgesehene absolute Verbot der Bau-
landausweisung in Uberschwemmungsgebieten zu angemessen? Werden dabei die In-
teressen der Kommunen, in denen keine anderweitigen Siedlungsentwicklungs-
moglichkeiten bestehen, hinreichend beriicksichtigt?

Antwort:

Das Freihalten von Flachen in Uberschwemmungsgebieten erfiillt eine doppelte Funktion:
Erstens werden unbebaute Retentionsflachen erhalten, die zur Hochwasservorsorge drin-
gend benétigt werden. Zweitens werden keine weiteren Sachwerte in den Uberschwem-
mungsgebieten aufgebaut, die das dortige Schadenspotential erhéhen wirden. Deshalb ist
das absolute Verbot fir Neuausweisungen angemessen. Beispiele in Brandenburg (Oder-
hochwasser 1997) und in Sachsen (Augusthochwasser 2002) belegen dies eindeutig. Fir
Bauen im Bestand nach §§ 39 und 34 BauGB bestehen Ausnahmemaoglichkeiten, die die
Gemeinden unter Berlcksichtigung des hochwasserangepassten Bauens und passiver
Hochwasserschutzmallnahmen nutzen kénnen.
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12.

13.

14.

15.

Ist es notwendig, fiir bestehende Baugebiete in Uberschwemmungsgebieten per Ge-
setz konkrete Anforderungen an beabsichtigte neue Bauvorhaben zur Vermeidung und
Verringerung von Uberschwemmungsschaden zu stellen?

Antwort:

Die Griinde fur diese Regelung sind dieselben wie bei Frage 11 (CDU/CSU). Auch bereits
ausgewiesene, aber noch nicht bebaute Baugebiete missen einen Beitrag zur Hochwas-
servorsorge leisten. Die klare Definition der Genehmigungsvoraussetzungen im Gesetz
stellt dafur die notwendigen Kriterien auf, die eine Klarstellung fur alle Beteiligten (Gemein-
den und Blurger), erhdhte Planungssicherheit und eine Reduzierung des Vollzugsdefizits
bewirken soll. AuRerdem kdnnen interkommunale Konkurrenzen bei der Bebauung von
Siedlungs- und Gewerbeflachen vermieden werden.

Ist es sinnvoll, im Interesse der Kommunen fiir eine verbesserte Ausgestaltung des
vorbeugenden Hochwasserschutzes ein Vorkaufsrecht gesetzlich zu verankern?

Antwort:

Ein Vorkaufsrecht kann bereits jetzt durch das generell im § 24 BauGB verankerte Recht
der Gemeinde begriindet werden, da Hochwasserschutz im Interesse der Allgemeinheit
liegt. Eine explizite Benennung des Hochwasserschutzes im Gesetz verschafft zusatzliche
Klarheit und kann besonders nach langen hochwasserfreien Perioden hilfreich sein.

In welchen Fallen von Ackerbaubeschrankungen aufgrund des Hochwasser-
schutzgesetzes ist den betroffenen Landwirten eine Entschadigung zu zahlen, um da-
mit verfassungsrechtlichen Anforderungen gentlige zu tun?

Antwort:

Fir eine Entschadigung kommen grundsatzlich diejenigen Falle in Betracht, in denen es
sich um unzumutbare Harten handelt, z.B. weil ein Landwirt durch die Umstellung von A-
ckerbau auf Griinland in seiner Existenz bedroht ist, weil er mehrheitlich oder alle seine
Flachen in Abflussbereichen hat. Vorzuziehen ware aus fachlicher Sicht die Einbeziehung
der Flachen in die Flachenstillegung oder (wenn dort gesellschaftlich gewlinschte 6kologi-
sche Leistungen erbracht werden, etwa fur den Naturschutz) in die Agrar-Umweltpro-
gramme. Aus diesen kdnnte auch die konservierende Bodenbearbeitung sowie die Um-
stellung auf den Okolandbau zur Verbesserung der Infiltration geférdert werden.

Welche Entschadigungen sind nach den derzeitigen bundes- und landesrechtlichen
Regelungen fiir die Bereitstellung von Polderflachen vorgesehen?

Antwort:

Bundesrechtliche Regelungen zur Entschadigung fur die Bereitstellung von Polderfla-
chen gibt es nach unserer Kenntnis nicht. Landesrechtliche Regelungen betreffen in
der Regel den Fall, dass den betroffenen Landwirten der Ertragsausfall (Ernteausfall)
finanziell ausgeglichen wird, der durch eine konkrete Flutung von Poldern bewirkt wur-
de.
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Okonomische Fragen

16.

17.

18.

19.

Auf welche Weise lassen sich die neu entstehenden Griinflachen langfristig wirt-
schaftlich sinnvoll nutzen?

Antwort:

Eine langfristig wirtschaftliche Nutzung von neu entstehenden Grinflachen erscheint der-
zeit kaum oder nur in auferst geringem Umfang (Nischenproduktion) gegeben. Konkur-
renzfahige (unter Weltmarkt- und EU-Rahmenbedingungen, d. h. subventionierte) Milch-
viehhaltung findet heute Uberwiegend im high-tech-Stall statt, ebenso die Bullenmast. Im
Einzelfall ware (geférderte) extensive Viehwirtschaft und Landschaftspflege durch Wander-
schafhaltung (Agrar-Umweltprogramm) mit regionaler Vermarktung der Produkte denkbar
(siehe das Beispiel Rhon). Zur Nutzung von Grinlandaufwuchs auf3erhalb der Landwirt-
schaft (etwa im Energiesektor oder bei den Feinchemikalien) gibt es Forschungsarbeiten,
die technische Mdglichkeiten aufzeigen, allerdings die Wirtschaftlichkeitsschwelle in der
Regel nicht erreichen. Wie sich die Wirtschaftlichkeitsbedingungen langfristig andern unter
den Randbedingungen einer einheitlichen Flachenpramie unter gleichberechtigter Einbe-
ziehung des Griinlandes (ab 2013) sowie eines auslaufenden Milchkontingents, ist derzeit
im UBA nicht bekannt. In jedem Falle tragt die einheitliche Flachenpréamie zur Aufwertung
des Grinlandes im Vergleich zum Acker bei.

Daruber hinaus sind diese Flachen fur touristische Aktivitaten attraktiver.

Wie groB ist der Anteil, der langfristig fur die Milchproduktion genutzt wird?

Antwort:

Derzeit wird ein Uberangebot auf dem Milchmarkt gesehen, so dass fiir zusétzliche Pro-
duktionskapazitaten wenig Absatzmaoglichkeiten bestehen, zumal bei Neueinsteigern die
Frage des Kontingents wirtschaftlich befriedigend zu klaren ware (wenn ein ausreichendes
Kontingent erst zusammengekauft bzw. gepachtet werden musste, ist Wirtschaftlichkeit
voraussichtlich nicht erreichbar).

Besteht fiir diese Nutzungen ein hinreichender Absatzmarkt?

Antwort:

Die zusatzliche Anlieferung von Milch auf einen bereits heute gesattigten Absatzmarkt
kann nur zu einem weiterem Preisverfall fiihren, was die Wirtschaftlichkeit der Milchpro-
duktion weiter sinken lasst und damit den Strukturwandel zuséatzlich beschleunigt.

Inwieweit lasst sich ein konservierender Ackerbau mit ganzjahriger Bodenbedeckung in
den einzelnen Abflussgebieten flachendeckend und wirtschaftlich betreiben?

Antwort:

In Abflussbereichen soll der Ackerbau ganzlich unterbleiben. Auch die konservierende Bo-
denbearbeitung reicht dort nicht aus.

Zur Wirtschaftlichkeit konservierender Bodenbearbeitung: s. Antwort auf Frage 49
Ccbu/CSuU
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20.

21.

22,

23.

24,

Wie hoch ist der durch die Umwandlung von Ackerland in Griinland durchschnittlich zu
erwartende Wertverfall pro Hektar Land?

Antwort:
Diese Frage kann nicht pauschal beantwortet werden, da sie von einer von Vielzahl von
Faktoren abhangig ist.

Welche wirtschaftlichen Auswirkungen fir die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe
sind hierdurch zu befiirchten, insbesondere in Hinblick auf Kredit-Rating, Grundschuld-
und Hypothekensicherung?

Antwort:

Die Betriebsumstellung von einer Produktionsrichtung auf eine andere erfordert in der Re-
gel zusatzliche Investitionen. Die Ablosung bestehender Kredite ist genauso wie im Pri-
vatsektor mit zusatzlichen Kosten verbunden. Allerdings ist auch eine Kompensation der
Kosten durch Agrarumweltprogramme zu erwarten (s.u. Antwort auf Frage 31 CDU/CSU).
Deshalb ist nicht abzuschatzen, in wie vielen Fallen tatsachlich wirtschaftliche Verluste ein-
treten werden.

Flhrt das Hochwasserschutzgesetz zu einer ungerechten Behandlung zwischen den zu
entschadigenden Bereitstellern von Polderflachen und den in Uberschwemmungsge-
bieten tatigen Landwirten?

Antwort:

Die unterschiedliche Behandlung der beiden Tatbestande ist angebracht, da sie nicht ver-
gleichbar sind. Polder werden in der Regel zielgerichtet und regelmafiger (auch bei kleine-
ren Hochwassern) geflutet als Uberschwemmungsgebiete im HQ100-Bereich. Ein finan-
zieller Ausgleich wird dort nur flir den konkreten durch eine Flutung hervorgerufenen Er-
tragsausfall gewahrt (s.0. CDU/CSU Frage 15), wahrend flr die landwirtschaftlichen Fla-
chen in Uberschwemmungsgebieten eine generelle Umstellung der Bewirtschaftung vor-
gesehen ist.

Wie bewerten sie die finanziellen Folgen des Ackerverbotes fiir die Landwirtschaft und
welche Ausgleichsregelungen waren zu treffen?

Antwort:
siehe Antworten zu Fragen 14, 16, 20, 21, 31 CDU/CSU.

Welche Konsequenzen hatte ein Ackerverbot fiir die betroffenen Betriebe und fir die
Struktur der Landwirtschaft in den betroffenen Regionen?

Antwort:

Die vom Ackerbauverbot betroffenen Flachen missten entweder in die Flachenstillegung
einbezogen werden (dann ware kinftig nur noch ihre Erhaltung in gutem land-
wirtschaftlichem und gutem 6kologischem Zustand sicher zu stellen) oder es misste eine
Umstellung auf Grunlandwirtschaft erfolgen. Grinland tragt in aller Regel zu einer 6kologi-
schen und touristischen Aufwertung der betroffenen Region bei. Die wirtschaftlichen
Probleme sind in den vorangehenden Fragen (16, 17, 18) ausreichend erwahnt worden.
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25.

26.

27.

28.

29.

30.

Welche Probleme wiirde ein durch ein Ackerverbot hervorgerufenes Uberangebot an
Grinlandflachen in Deutschland bringen?

Antwort:
Siehe Antworten auf Fragen 16 und 24 CDU/CSU.

Welche Nutzungsalternativen von Griinland sind unter den aktuellen agrarpolitischen
Rahmenbedingungen und den Aussichten am Markt rentabel?

Antwort:
Siehe Antworten zu Fragen 16 und folgende CDU/CSU

Wie viel Prozent der Betriebsflache landwirtschaftlicher Unternehmen kénnen vom
Umwandlungsgebot erfasst werden?

Antwort:
Das hangt ganz davon ab, wie die Flachen des Betriebes verteilt sind (Abflussbereich; HQ
100; aufderhalb HQ 100).

Welche Auswirkungen hatte die Umwandlung von Ackerland in Griinland auf den Ar-
beitsmarkt, auf Steuern und auf die Bruttowertschépfung?

Antwort:

Da die Landwirtschaft in Deutschland nur einen geringen Anteil zum Bruttoinlandsprodukt
beitragt, ist von der angesprochenen Anderung gesamtwirtschaftlich nur mit marginalen
Anderungen zu rechnen. Regional kann die Bedeutung jedoch héher sein.

Wie ist die Akzeptanz im landlichen Raum zu bewerten und wie breit ist die Betrof-
fenheit gestreut?

Antwort:

Hochwasserschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Bei gerechter und transpa-
renter Lastenverteilung ist von einer hohen Akzeptanz auszugehen, darauf deutet auch die
hohe Solidaritat hin, die die deutsche Bevolkerung wahrend der vergangenen Hochwas-
serkatastrophen an Oder und Elbe eindrucksvoll unter Beweis gestellt hat. Dabei spielten
die in der Landwirtschaft zu verzeichnende Schaden nur eine untergeordnete Rolle.

Wie kann sichergestellt werden, dem Problem des Hochwasserschutzes gerecht zu
werden, gleichfalls aber das Eigentum nicht durch zu restriktive MaBnahmen zu ent-
werten?

Antwort:

Zunachst ist festzuhalten, dass das hundertjahrliche Hochwasser eine fachlich vernunftige
Planungs- und Gestaltungsgrundlage flr einen im Allgemeininteresse liegenden und nicht
Uberzogenen Hochwasserschutz darstellt. Bei der Abwagung der individuellen mit den all-
gemeinen Belangen muss der Gesetzgeber das Schadenspotential (= potentielle Kosten
fur die Allgemeinheit) und die Wirksamkeit der MaRnahmen auf der einen Seite der Ein-
griffsintensitat in private Rechte auf der anderen Seite gegentberstellen.
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31.

32.

Angesichts der enormen Kosten, die dem Staat bereits durch die letzten Hochwasser ent-
standen sind, sind auch weitgehende Eingriffe in private Rechte dann gerechtfertigt, wenn
die vorgeschlagenen Mallnahmen eine Reduzierung des Schadensrisikos erwarten las-
sen. Das halten wir bei den Regelungen des Hochwasser-Artikelgesetzes fir gegeben.

Welche Mdglichkeiten gibt es, um bei Einschrankungen in der Bewirtschaftung von
rund 900000 Hektar betroffenem Ackerland, einen Ausgleich fiir die Ertrags- und Ver-
mogensverlusten von rund 3,6 Mrd. Euro zu schaffen?

Antwort:

Sowohl die in der Frage genannte Flachengrofie (900.000 ha) als auch die davon abgelei-
teten Ertragsverluste sind zweifelhaft und missten zumindest naher begrindet werden (s.
Frage 15 SPD/Grune). Darlber hinaus ist folgendes zu bertcksichtigen:

Die Einstellung des Ackerbaus in den Abflussbereichen ist in einer sehr langen Ubergangs-
zeit bis zum 31.12.2012 vorgesehen, so dass eine schrittweise Umstellung der Bewirt-
schaftung der betroffenen Flachen erfolgen kann. Bis dahin kdnnen Landwirte Férde-
rungsmaoglichkeiten aus der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kistenschutzes" in Anspruch nehmen. Hier wird u.a. die Umwandlung von Ackerfla-
chen in extensiv zu nutzendes Griinland in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ge-
fordert. Fur die nachste Forderperiode der Férderung der landlichen Entwicklung 2007-
2012 werden neue Bedingungen gelten. Mit Blick auf die Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie und die NATURA-2000-Richtlinie ist zu erwarten, dass die Férderbedingungen flr
MafRnahmen die mit den genannten Richtlinien in Bezug stehen, weiter verbessert werden.
Unabhangig davon ist ab 01.01.2005 auch die Einbeziehung von Griinland in das System
der Direktzahlungen an Landwirte im Rahmen der Reform der Gemeinsamen EU-Agrarpo-
litik vorgesehen. Bis 2012 sollen die Pramien dann so hoch sein, wie die Pramien fir A-
ckerflachen. Die wirtschaftlichen Folgen der Einschrankung der ackerbaulichen Nutzung in
Uberschwemmungsgebieten relativieren sich dadurch.

Wie kann kiinftig die Eigenvorsorge von Kommunen und betroffenen Dritten gestarkt
werden und durch welche finanzielle Forderung sollten geeignete VorsorgemaBnahmen
unterstutzt werden?

Antwort:

Die Wahrnehmung von eigenverantwortlichen Vorsorgemalinahmen setzt zunachst immer
voraus, dass geeignete Informationen Uber die relevanten Einflussfaktoren bei den betrof-
fenen Kommunen und Birgern vorliegen. Auf der Grundlage dieser Informationen kann
dann die einzelne Kommune/der einzelne Blrger ihre/seine spezifischen Belange definie-
ren und durch konkrete Malinahmen umsetzen. Es ist durchaus sinnvoll, diese Initiativen
durch anteilige Finanzierung (z.B. durch besondere Landerprogramme) zu unterstitzen.

Technisch/okologische Fragen

33.

Wie wird die Méglichkeit bewertet, durch eine bessere Bauleitplanung in den Flussein-
zugsgebieten bei Hochwasser den Wasserabfluss zu verzogern?

Antwort:

Dasin § 31b Abs. 4 S. 1 vorgesehene Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete ist zu-
sammen mit den vorgeschlagenen Anderungen zum BauGB eine wichtige Regelung, um
eine weitere Versiegelung von tatsachlichen und potentiellen Rickhalteflachen zu verhin-
dern. Hier werden der Bauleitplanung enge Grenzen gesetzt, was zumindest einer weite-
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35.
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37.

38.

ren Beschleunigung des Wasserabflusses entgegenwirkt. Uber die Bebauungsplanung
kénnen aullerdem die Anteile der versiegelten und nicht versiegelten Flachen festgelegt
werden.

Ist es sinnvoll, solche MaBnahmen in das Hochwasserschutzgesetz mit aufzunehmen?

Antwort:
Ja, diese Mallnahmen sind dringend erforderlich, nicht nur um Schadenspotentiale zu re-
duzieren, sondern um den Wasserabfluss positiv zu beeinflussen.

Wie hoch ist die zu erwartende FlichengréBe aller Uberschwemmungsgebiete durch
das Hochwasserschutzgesetz?

Antwort:

Da die Flachen noch nicht bundesweit ausgewiesen sind, liegen dartber noch keine Er-
kenntnisse, auch keine bundesweiten Schatzungen vor. Fir einzelne Gebiete (z.B. Elbe-
raum: 100.000 ha., Sachsen-Anhalt: 100.000 ha.) wurden indes grobe Schatzungen abge-
geben.

Wie hoch ist die zu erwartende FlachengrdBe aller Abflussgebiete durch das Hochwas-
serschutzgesetz?

Antwort:
Da diese einen starken regionalen Bezug haben, ist deren bundesweite Gréfienordnung
derzeit nicht quantifizierbar. (vgl. auch Antwort auf Frage 16 SPD/Griine)

Wie unterscheiden sich die Hochwasserereignisse in Gebieten mit Berg- beziehungsweise
Hanglagen von denen in Niederungen?

Antwort:

Hochwasserereignisse in Berg- und Hanglagen sind durch eine sehr hohe FlieRgeschwin-
digkeit und damit durch ein extrem hohes Zerstorungspotential gekennzeichnet. Die kineti-
sche Energie des schnell abflieRenden Wassers bei extremen Hochwasserereignissen ist
dort eher in der Lage, groRe Mengen an Bodenmaterial zu verlagern. Darlber hinaus steigt
das Wasser sehr schnell an, so dass es nur eine sehr kurze Vorwarnzeit gibt. Man spricht
in diesem Zusammenhang auch von Sturzfluten. In den Niederungen (weiter flussab) hin-
gegen ist die Vorwarnzeit deutlich langer, die FlieRgeschwindigkeit nimmt ab. Es treten z.T.
lang andauernde groRflachige Uberflutungen auf.

Welche Konsequenzen ergeben sich daraus fur den notwendigen Erosionsschutz?

Antwort:

Vorsorgender Hochwasserschutz beginnt beim Bodenschutz. Erosionsschutz muss in den
Einzugsgebieten stattfinden, indem durch standortangepasste Nutzungen und Bewirt-
schaftung unter Berlicksichtigung von Forstwirtschaft- und Siedlungsgebieten der Wasser-
haushalt der Béden soweit optimiert wird, dass es mdglichst zu keinen gesteigerten Abflis-
sen von Oberflachengewassern kommt. Anforderungen ergeben sich aus dem Boden-
schutzrecht. Die Optimierung des Rickhaltevermégens von landwirtschaftlich genutzten
Bdden mit entsprechender Hangneigung und die Vermeidung von Bodenabtrag erfolgt vor
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40.

41.

Ort, mit lokal angepassten Verfahren, im Rahmen der Beratung. MaRnahmen zur Vorsorge
gegen Verdichtung, Verkrustung und Bodenerosion sind flir die Bundesrepublik weitgehend
bekannt und finden regional auch Anwendung. In diesem Zusammenhang sei auf die Ver-
offentlichung des BMVEL (2001) "Gute fachliche Praxis zur Vorsorge gegen Bodenschad-
verdichtungen und Bodenerosion" verwiesen.

Wie groB ist die Ackerflache, die erwartungsgemaB nach Inkrafttreten des Hochwasser-
schutzgesetzes in Griinland umgewandelt wird?

Antwort:

Weniger als 1 % der Ackerflache (sofern die Lander umfassend von der Mdglichkeit
Gebrauch machen, Abflussgebiete auszuweisen und das Ackerbauverbot auf diese zu
beschranken) bis 3 bzw. max. 6 % der Ackerflache.

(siehe Antwort zu SPD/Griine Nr. 15 und 16)

Besteht die Gefahr, dass sich auf dem Griinland infolge von Uberschwemmungen
Schadstoffe ansammeln und dieses zu Konflikten mit einer méglichen Tierhaltung
fuhrt?

Antwort:

Prinzipiell besteht diese Mdglichkeit, sofern die Schwebstoffe in dem vom Hochwasser
betroffenen Gewasser Ubermafig mit schwer abbaubaren Schadstoffen belastet sind.
Ein Vorhaben zur Ermittlung und Bewertung der Folgen des Elbehochwassers 2002
hat flr das Mulde-, Elbeeinzugsgebiet ergeben, dass keine oder nur geringe Belas-
tungen eingetreten sind, aus denen sich keine langfristigen Folgen ergeben haben
(BMBF-Ad-hoc-Verbundprojekt ,Schadstoffbelastung im Mulde- und Elbe-Einzugsge-
biet nach dem Augusthochwasser 2002%). Kurzfristig waren jedoch nach dem Elbe-
hochwasser 2002 Maf3nahmen erforderlich. So wurden bspw. im Landkreis Stendal
123 ha Wiesen/Weiden futtermittelrechtlich aufgrund der vereinzelten Uberschreitung
von Hoéchstwerten fir Schwermetalle und/oder organische Schadstoffe fir die landwirt-
schaftliche Nutzung gesperrt. Aufgrund der im Jahr 2003 erhobenen Daten konnten
diese Sperrungen wieder aufgehoben werden.

Es sind also theoretisch lang- und kurzfristige Folgen denkbar. Langfristig kbnnen sich
Schadstoffe anreichern und Uber die Aufnahme in die Futterpflanzen in die Nahrungs-
kette gelangen. Kurz nach dem Hochwasser kénnen schadstoffhaltige Schlamme auf
den Flachen lagern, die von weidenden Tieren mit gefressen werden kénnen.

Besteht die Gefahr, dass die Einschrankung von Diingung und Pflanzenschutz zu einer
Zunahme der Mycotoxinbelastung von Getreide flihrt? Wenn ja, kommt es hierdurch zu
Zielkonflikten mit der Mycotoxinhdchstmengenverordnung? Welche wirtschaftlichen
Folgen sind hierdurch zu erwarten?

Antwort:

Eine suboptimale Diingung und der Verzicht auf Pilzbekampfungsmittel kénnen im Prinzip
die Gefahr eines Pilzbefalls und von Mykotoxinkonzentrationen in Getreide erhéhen. Die
geforderten Einschrankungen in Uberschwemmungsgebieten haben dies nicht zwingend
zur Folge. Es liegen uns keine Informationen vor, dass es durch das Ausmal der Ein-
schrankungen zur Uberschreitung der Mykotoxingrenzwerte in Getreide und damit zu Ein-
kommenseinbuRen kommt.
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Gibt es wissenschaftliche Studien lber die unterschiedliche Wasseraufnahmefahigkeit
von Griinflachen und Ackerland und der Erosionsgefahr von konventionell bewirt-
schafteten Ackerbauflachen? Wenn ja, zu welchen Ergebnis kommen diese Studien?

Antwort:

Solche Studien sind Gegenstand langjahriger Forschung, die in Lehrblichern zusammen-
gefasst ist. Die Wasseraufnahmefahigkeit wird seit etwa 100 Jahren untersucht. Wahrend
eines Hochwassers versickert auf Griinland mehr Wasser, weil die Pflanzendecke fiir eine
lockerere Bodenstruktur sorgt. Ackerbdden neigen zur Verdichtung durch den héheren Ma-
schineneinsatz und die Verschlammung. Die Wasseraufnahme und Versickerung sind da-
durch geringer. Verschlammung entsteht, wenn sich erste Pfiitzen bilden. Dort sammelt das
Wasser dann feine Bodenteilchen, die mit einer diinnen Schicht die Bodenoberflache ab-
dichten. Beispielhaft soll hier das DBU-Projekt "Vorbeugender Hochwasserschutz im Ein-
zugsgebiet der Lausitzer Neil3e" genannt werden. Die Untersuchungen zum Wasserriick-
halt in der landwirtschaftlichen Flache wurden von Schmidt/Zimmerling/Nitzsche (Sachsi-
sche Landesamt fir Landwirtschaft) durchgefuhrt.

Als ein weiteres Beispiel sind etwa sind etwa Schnug und Haneklaus (FAL; 2002) (s.o. Fra-
ge 6 SPD/Griine) zu nennen. Ergebnis: Die gréfte Infiltration erzielt man mit schonender
Bodenbearbeitung und vor allem mit dem Okolandbau. Die Bundesregierung strebt eine
Ausweitung des Okolandbaus bis zum Jahr 2010 auf 20% der landwirtschaftlich genutzten
Flache an. Zu priifen ware, inwiefern das Férderprogramm Okolandbau in die Hochwasser-
schutz-Aktivitaten sinnvoll zu integrieren ware.

(Zur Auswirkung von maschineller Bearbeitung auf die Versickerungsfahigkeit von Béden
vgl. Frage 30 SPD, vgl. auch Frage 45 CDU/CSU).

Freiliegender Boden an Hangen oder in Abflussgebieten gilt danach in unseren Ge-
bieten als einziges wesentliches Erosionsrisiko. Freiliegende Bdden gibt es bei uns na-
hezu ausschliel3lich im konventionellen Ackerbau in der kulturfreien Zeit (besonders im
Winterhalbjahr) und in den Hackfrlichten Zuckerribe, Kartoffeln und Mais.

Die Ursachen fir die lokal festgestellte Zunahme der tatsachlichen Erosionsrisiken und
Erosionsschaden liegen in der Regel in nicht standortangepasster Bewirtschaftung und
Nutzung der Flachen, die eine naturliche Disposition fur Bodenerosion aufweisen.

Die geringere Erosionsanfalligkeit von Grunland gegenuber Acker (auch bei konser-
vierender Bodenbearbeitung) ist allgemein bekannt und wird von niemandem ernsthaft
in Frage gestellt (bei konservierender Bodenbearbeitung auf dem Acker ist der Unter-
schied zum Grunland im Hinblick auf die Erosionsanfalligkeit allerdings erheblich ge-
ringer).

Besteht die Méglichkeit, einen verlésslichen Erosionsschutz in Uberschwem-
mungsgebieten durch Anpassung der Fruchtfolge an die értlichen Bedingungen, Zwi-
schenfriichte, Unter- und Streifensaaten sowie durch Streifenanbau zu erreichen?

Antwort:

In den Abflussbereichen ist mit der Umwandlung in Griinland ein besserer Erosions-
schutz zu erreichen als mit den genannten MaRnahmen. Die Anpassung der Frucht-
folge an die Standortbedingungen sollte im Zuge der guten fachlichen Praxis ohnehin
erfolgen. Die anderen genannten MafRnahmen sind in anders gelagerten Problemfallen
mit der Bodenerosion zweifellos erwagenswert, werden aber bisher von den Landwir-
ten zu wenig durchgeflhrt (vgl. auch Antworten auf Fragen 29 und 31 CDU/CSU).
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Gibt es in den Europdischen Nachbarlandern vergleichbare Ackerbaubeschrdnkungen in
Uberschwemmungsgebieten?

Antwort:
Darlber liegen uns keine Erkenntnisse vor.

Wie bewerten Sie die Aussage einer Broschiire des Bundes fir Umwelt und Naturschutz in
Deutschland (BUND) zum 6kologischen Hochwasserschutz, die sich auf Daten des Bayeri-
schen Landesamtes fiir Wasserwirtschaft stiitzt, dass die Abflusswerte von Odland wesent-
lich héher als von Ackern mit Hackfriichten, Getreide oder Futterpflanzen sind und karge
Weiden héhere Abflusswerte als Acker mit Hackfriichten aufweisen?

Antwort:

Unter dem Begriff "Odland" werden ungenutzte Flachen zusammengefasst, die haufig
durch eine verminderte Bodenfruchtbarkeit gekennzeichnet sind. Heute wird dieser Begriff
oft auch fir Brachen, v.a. Industriebrachen verwendet. Verstandlicherweise zeigen diese
Flachen nur eine geringe Wasseraufnahme und die Bildung hoher Abfliisse. Odland wird im
Rahmen des Hochwasserschutzes nicht angestrebt. Auch stillgelegte Flachen sind im
Rahmen der so genannten anderweitigen Verpflichtungen (Cross Compliance) kiinftig in ei-
nem guten landwirtschaftlichen und guten 6kologischen Zustand zu halten

"Karge Weiden" treten in vor allem in unfruchtbaren Gebieten (z.B. Hochlagen) auf. Sie
sind u.a. durch eine geringe Machtigkeit der Béden tber einem steinigen Untergrund und
lickenhaften Pflanzenbewuchs gekennzeichnet. Sofern Reste von Feinbdden vorhanden
sind, kdnnen Verschlammungen auftreten, die zusatzlich die Fahigkeit der Wasserauf-
nahme einschranken. Es also verstandlich, dass "karge Weiden" eine hohe Abflussneigung
zeigen.

"Karge Weiden" sind in Flusstalern/Auengebieten nicht zu finden. Fur die Aufgabe des A-
ckerbaus und die Umwandlung in Grinland sprechen, wie in der Broschiire des BUND dar-
gestellt, die guten Infiltrationseigenschaften von "Weide (normal)" und "Dauerwiese".

Wie groB ist bei weit ausladenden Uberschwemmungen und entsprechend langsamer
FlieBgeschwindigkeit, die Erosionsgefahr und ist ein Verbot des Ackerbaus ein geeig-
netes Mittel, die Erosion zu mindern?

Antwort:
Siehe Antworten auf Fragen 6 und 29 SPD/Griine

Wie ist die generelle Forderung nach einer ganzjahrigen Bodenbedeckung ein-
schlieBlich einer konservierenden Bodenbearbeitung zu bewerten?

Antwort:
Diese Forderung ist richtig, vgl. Antworten zu Fragen 30 und 31 SPD/Griine

Eine ganzjahrige, hydrologisch sichere Bodenbedeckung ist nur mit Griinland zu erreichen.
Sie ist auf solchen Flachen erforderlich, wo ein relevantes Erosionsrisiko infolge des Hoch-
wasserabflusses besteht, um stoffliche Eintrage in die Gewasser zu minimieren. Die kon-
servierende Bodenbearbeitung bietet etwas geringeren Erosionsschutz und dient aber auch
der Verbesserung der Infiltration und damit der Wasserrtickhaltung. Durch Optimierung der
Infiltrationskapazitat der landwirtschaftlich genutzten Flache durch MalRnahmen nach § 17
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BBodSchG i.S. der guten fachlichen Praxis bzw. optimale Nutzung der Landwirtschaftsfla-
che mit dem Ziel der Verzégerung von Gebietsabflissen und dadurch der Abflachung von
Hochwasserspitzen kann ein wesentlicher Beitrag zum vorsorgenden Hochwasserschutz
geleistet werden. So konnte in Untersuchungen eine Zunahme von bis zu 12% mehr Nie-
derschlag in den Boden infiltrieren (38mm in 20min. simulierter Niederschlag). DBU Projekt
15877, 2002.

Nichtsdestotrotz soll in diesem Zusammenhang auf einige Probleme im Rahmen der kon-
servierenden Bodenbearbeitung hingewiesen werden. Teilweise wird von einem erhdhten
Auftreten der Fusarienproblematik und typischer Fruchtfolgekrankheiten berichtet. Darliber
hinaus ist zur Zeit der erhdhte Einsatz von Herbiziden fir Wachstumsvorteile der Kulturar-
ten gegentber der Beikrautvegetation notwendig, dies ist insbesondere im biologischen
Landbau problematisch.

Auf welche konkreten fachlichen Grundlagen wird die Forderung eines generellen Ver-
botes von Ackerbau in Uberschwemmungsgebieten gestiitzt?

Antwort:
Siehe Antworten zu Fragen 6, 29, 30,31 SPD/Grlne

Auf welchen fachlichen Grundlagen beruhen Forderungen nach Sicherstellung einer
ganzjahrigen Bodenbedeckung einschlieBlich einer konservierenden Bodenbedeckung
im Falle der Ausnahme? Was sind die agrarstrukturellen und wirtschaftlichen Folgen
dieser Forderungen und wie werden diese bewertet?

Antwort:
Zur Frage nach den fachlichen Grundlagen: vgl. Antwort auf Frage 29 SPD/Grine

Zur Frage nach den agrarstrukturellen und wirtschaftlichen Folgen:

Konservierende Bodenbearbeitung wird derzeit in der Regel im Rahmen der Agrar-Umwelt-
programme gefordert. Klinftig soll die sog. Zweite Saule der Gemeinsamen Agrarpolitik (d.
h. die landliche Entwicklung, wozu auch die Agrar-Umweltprogramme gehoéren) starker
ausgebaut werden. Dazu dirften nicht zuletzt auch die WTO-Verhandlungen beitragen (Zu-
rickfahren der blue box, Beibehaltung der green box), so dass kiinftig mit wachsenden
verfigbaren Mitteln fir die Férderung gerechnet werden kann (Umtopfen von Agrarhaus-
haltsmitteln aus der blue box in die green box). Gute Erfahrung mit Programmen zur kon-
servierenden Bodenbearbeitung (grof3flachige Anwendung) gerade mit ,kritischen® Kulturen
wie Zuckerriiben bestehen bereits (s. beispielsweise Sachsen). Da hierflr ein gegenlber
konventioneller Bewirtschaftung anderes Betriebsmanagement und neue Kenntnisse erfor-
derlich sind, wurde die Umstellung geférdert. Nach der Umstellung arbeiten diese Betriebe
mit annahernd gleichem Gewinn wie vorher. Inzwischen liegen auch umfangreiche Erfah-
rungen vor, die anderen die Umstellung erleichtern sollten. Die hohen Vorteile fir den Ero-
sionsschutz und ubrigens auch fur den Schutz des Grundwassers vor Nitrateintragen
rechtfertigen die Aufwendungen zur Umstellung und deren Fdrderung.

Kann innerhalb von Uberschwemmungsgebieten zwischen Arealen mit versickerndem
und abflieBendem Hochwasser unterschieden werden und auf wie viel Prozent der U-
berschwemmungsgebiete kann Hochwasser zur Versickerung gelangen?

Antwort:

Hochwasser entstehen, weil Boden, Grundwasserleiter, Walder und Pflanzendecke eines
Einzugsgebietes soweit wassergesattigt sind, dass eine weitere Wasseraufnahme nur sehr
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eingeschrankt moglich ist. Insbesondere ist dann die Niederschlagsmenge (viel) groRer als
die Wasseraufnahmefahigkeit. In den Uberschwemmungsbieten werden im allgemeinen die
gleichen Verhaltnisse herrschen. Versickerung wird es wahrend des Hochwassers also dort
praktisch nicht geben, es sei denn, dass die Uberschwemmungsgebiete von den Nieder-
schlagen selbst nicht betroffen waren.

Nach dem Hochwasser flieRen die Wassermassen aus dem Uberschwemmungsgebiet zum
Fluss ab. Das kann oberirdisch oder unterirdisch nach meist kurzer Versickerungsphase
geschehen. Daneben verdunstet mindestens im Sommer ein grofer Anteil.

FluBRauen haben wegen der vielen durch Hochwasser ausgeldsten Ablagerungs- und Um-
lagerungsprozesse haufig variablen Untergriinde, in denen sich sandig/kiesige mit Auen-
lehmgebieten abwechseln. Erstere werden an den Versickerungen beteiligt sein; letztere
eher nicht. Flachenanteile lassen sich nicht angeben.

Welche Wirkungen hat versickerndes Hochwasser auf Belange des Bodenschutzes und
der Gewadsserreinhaltung?

Antwort:

Schadstoffe, die aus dem Gewasser in Boden versickern, kdnnen sich in den Bdéden der
Uberschwemmungsgebiete akkumulieren oder in das anliegende Grundwasser ausgetra-
gen werden und zur Besorgnis einer oder zu einer schadlichen Bodenveranderung im Sin-
ne des Bodenschutzrechtes flihren.

Welche Infiltrationseffekte entstehen bei pflugloser Bodenbearbeitung?

Antwort:
s. Antworten zu Fragen 30 und 31 SPD/Grine, Frage 47 CDU/CSU.

Welche Mdglichkeiten gibt es vor dem Hintergrund der extremen Hochwasserereignisse
vergangener Jahre, um die Schaden zukiinftig zu minimieren?

Antwort:
Strategien zur Vermeidung von Hochwasserschaden zielen auf die Abschwachung der
Hochwasserwelle sowie auf die Reduzierung des Schadenspotenzials. Ein Biindel ver-
schiedenster MalRnahmen sind geeignet, hier einen Beitrag zu leisten. Bei der Planung von
Hochwasserschutzmaflnahmen ist ein integrierter Ansatz zu verfolgen, der neben der Ein-
beziehung verschiedener Fachbereiche (Wasserwirtschaft, Regionalplanung, Naturschutz
etc.) eine flusseinzugsgebietsweite Betrachtung Uber administrative Grenzen hinaus erfor-
dert. Im folgenden werden die verschiedenen MafRnahmenkategorien kurz genannt:
e Flachenvorsorge ("mehr Raum fir den Fluss"):
Freihaltung von Uberschwemmungsflachen, zu erreichen durch die Ausweisung von
Uberschwemmungsgebieten;
Schutz und Wiederherstellung von naturlichen Retentionsraumen (Auen).
e Wasserrickhalt in der Flache:
Angepasste Land- und Forstwirtschaft zum Erhalt der Versickerungsfahigkeit von
Boden;
Entsieglungsmaflnahmen;
dezentrale Regenwasserbewirtschaftung.
e Bauvorsorge
angepasste Bauweise, z.B. Anlagenausristung nicht in Kellerrdumen unterbrin-
gen;
Verzicht auf Oltanks.
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e Verhaltensvorsorge:
Hochwasservorhersage, rechtzeitige Hochwasserwarnung;
Erarbeitung von Hochwassergefahrenkarten;
Erarbeitung von Alarm- und Einsatzplanen fiir den Ereignisfall;
Aufklarung der Offentlichkeit — Schaffung eines Hochwasserbewusstseins.
e Risikovorsorge:
Versicherungen und die Bildung von eigenen Rucklagen.
e Technischer Hochwasserschutz:
Hochwasserneutralitdt von Ausbau- und UnterhaltungsmalRnahmen an Fliel3ge-
wassern unter Berlcksichtigung von ékologischen Kriterien;
Bau, Nachristung und Unterhaltung von Deichen und Dammen;
Hochwasserrlickhaltebecken, Talsperrenmanagement, gesteuerte Polder;
Mobile Wande.

Ist ein Verbot der Errichtung von Olheizungen in Uberschwemmungsgebieten aus
technischen Griinden Uberhaupt notwendig?

Antwort: i
s. Antworten auf Fragen 14, 32, 33 (SPD/GRUNE)
Zur VerhaltnismaRigkeit: s. Antwort auf Frage 6 (FDP)

Welche konkreten fachlichen Grundlagen machen das generelle Verbot des Ackerbaus
in moglichen Uberschwemmungsgebieten erforderlich?

Antwort:
s. Antworten zu Fragen 6, 29,30,31 SPD/griine, Frage 48 CDU/CSU

Ist es fachlich gegeben, eine ganzjihrige Bodenbedeckung in méglichen Uber-
schwemmungsgebieten sicherzustellen, und welche Auswirkungen ergeben sich fur ei-
ne gewollte schnellere Versickerung?

Antwort:
Vgl. zunachst Antworten zu Fragen 4, 19, 47, 49 CDU/CSU

Die ganzjahrige Bodenbedeckung ist méglich. In Gebieten mit einer erhdhten tatsachlichen
Erosionsgefahrdung ist eine ganzjahrige Bodenbedeckung geboten (Hanglagen und Ab-
flussgebiete). Deshalb werden entsprechende Wirtschaftssysteme vielfach angewandt. lhre
Wirtschaftlichkeit ist nachgewiesen.(s. Antwort zu CDU/CSU Nr. 49). Flachen mit ganzjah-
riger Bodenbedeckung weisen eine héhere Versickerung auf (Siehe Antwort zu CDU/CSU
Nr. 42).

Wie werden agrarstrukturelle und wirtschaftliche Folgen, die sich aus der Forderung
eines Verbots des Ackerbaus in mdglichen Uberschwemmungsgebieten ergeben, be-
wertet?
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58.

59.

Antwort:

In den betroffenen Gebieten dirfte der anhaltende Prozess des landwirtschaftlichen Struk-
turwandel beschleunigt werden, auf Bundesebene aber eher marginal. Einzelbetriebswirt-
schaftlich gesehen kdnnte es in Abhangigkeit von der Hohe der Ausgleichzahlungen nega-
tive Auswirkungen geben, auf gesamtwirtschaftlicher Ebene dirften die Wirkungen aber e-
her marginal bleiben.

Sind die im Gesetzentwurf vorgesehenen generellen Regelungen zu unterschiedlichen
GroBen von Riickhalteflache im Unter-, Mittel- und Oberlauf von Fliissen ausreichend?

Antwort:

Der Gesetzentwurf differenziert nicht zwischen einzelnen Teilabschnitten der Gewasser.
Unterschiedliche bundesweite Vorgaben fur die GroRen von Rickhalteflachen bezogen auf
den Unter-, Mittel oder Oberlauf von Fllissen zu machen ist angesichts der regionalen Be-
sonderheiten weder fachlich sinnvoll noch mdglich. Es kommt vielmehr darauf an, dass auf
der Grundlage eines einheitlichen Bemessungshochwassers die notwendigen, im Gesetz-
entwurf konkretisierten MaRnahmen fir Uberschwemmungsgebiete getroffen werden.

Musste generell im vorbeugenden Hochwasserschutz nicht vorrangig ein effektives Tal-
sperrenmanagement verankert sein?

Antwort:

Das Talsperrenmanagement kann zwar, wie andere Mal3nahmen (z.B. Wasserrlck-
haltung in der Flache, bewirtschaftete und unbewirtschaftete Polder) zu einem effekti-
ven Hochwasserschutz beitragen Es kann jedoch aus folgenden Griinden keinen mal}-
geblichen Beitrag dazu liefern: Primarer Zweck von Talsperren ist die Trinkwasserver-
sorgung und die Stromerzeugung. Darauf sind Steuerungsfahigkeit und Lage ausge-
richtet. Entsprechend sind die Auffangvolumina von Talsperren im Hochwasserfall eher
gering. So lief z.B. die grof3e Talsperre in Tschechien an der Moldau beim August-
hochwasser 2002 bereits bei der ersten (von mehreren) Hochwasserwellen voll, so
dass die folgenden nicht mehr aufgefangen werden konnten. Weiterhin kann man in
der Regel das in den Talsperren befindliche Wasser nicht so schnell ablassen, wie das
Hochwasser kommt, was das Auffangvolumen zusatzlich reduziert. Auflerdem werden
die Talsperren in der Regel nur nach MalRgabe der 6rtlichen Belange bewirtschaftet.
Die Fernwirkung des gesteuerten Ablaufenlassens ist haufig schwer abzuschatzen, so
dass das Risiko besteht, dass dadurch im Unterlauf eines Flusses zuséatzliche Hoch-
wasserspitzen verursacht werden.

Aus allen diesen Grinden ist eine bundesrechtliche Regelung des Talsperrenmana-
gements trotz der Bestrebungen, flr einen Ereignisfall einen groReren Stauraum vor-
zusehen, zur besseren Hochwasservorsorge nicht sinnvoll.
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Fragen der Fraktion der FDP

Rechtliche Fragen

1. IstdasinArt. 1 Nr. 4 § 31b Abs. 3 geregelte grundsatzliche Ackerbauverbot verhalt-
nismagig?

Antwort:

Die Regelung enthalt diverse Ausnahmemadglichkeiten, die eine differenzierte Anwendung
des Ackerbauverbots erlauben. Insbesondere kann das Ackerbauverbot auf der Grundlage
der regionalen Gegebenheiten auf die Abflussbereiche beschrankt werden. Die Abflussbe-
reiche nehmen aber voraussichtlich einen eher geringen Flachenanteil ein. Wegen des
hohen Schadenspotentials (Gefahr des Schadstoffaustrags in die Gewasser) ist diese Re-
gelung erforderlich und angemessen.

(vgl. im Gbrigen Antworten zu Fragen 6, 29, 30, 31 SPD/Grline).

2.  Ist abschatzbar, wie viele Landwirte vom Ackerbauverbot betroffen sein werden und in
welcher Gesamthohe diese werden Entschadigungsanspriiche geltend machen kdnnen?

Antwort:
Dazu liegen uns keine Angaben vor.
Zu den betroffenen Flachen: vgl. Antworten auf Fragen 15 und 16 SPD/Grline

3. IstdasinArt. 1 Nr. 4 § 31b Abs. 4 S. 1 geregelte grundsatzliche Verbot der Aus-
weisung neuer Baugebiete verhaltnismaBig?

Antwort:
s. CDU/CSU Frage 11

4.  Inwieweit wird der Hochwasserschutz durch dieses Gesetz gegeniiber dem bestehen-
den bundesgesetzlichen Instrumentarium verbessert werden (kdnnen)?

Antwort:

Der vorliegende Gesetzentwurf enthalt zahlreiche rechtlich verbindliche Konkretisierungen
gegenuber der geltenden Rechtslage. Damit soll ein einheitlicher Rahmen fiir die er-
kannten Regelungsdefizite, die neben zahlreichen Vollzugsdefiziten bestehen, vorgegeben
werden. Als Neuerungen hervorzuheben sind die flachendeckende Festlegung von Uber-
schwemmungsgebieten auf der Grundlage eines vorgegebenen Bemessungshochwassers
(HQ 100), an das die beiden wichtigen Rechtsfolgen ,Neubebauungsverbot und Ackerbau-
verbot“ geknlpft werden; die Ausweitung des Hochwasserschutzes auf Giberschwem-
mungsgefahrdete Gebiete; die Aufstellung von Hochwasserschutzplanen und die bessere
Verzahnung mit den anderen Rechtsvorschriften auf3erhalb des WHG. Die Summe dieser
Regelungen stellt eine wesentliche Verbesserung des gegenwartigen Schutzniveaus dar.
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Trifft es zu, dass die Gemeinden insbesondere im Rahmen der Bauleitplanung bereits
nach geltendem Recht verpflichtet sind, den Hochwasserschutz (auch zugunsten der
Unterliegergemeinden) in der planerischen Abwagung zu beriicksichtigen, auch wenn
im Einzelfall Uberschwemmungsgebiete nicht nach § 32 WHG formlich ausgewiesen
sind, und wenn ja, werden sich insbesondere die Regelungen des Art. 2 Nr. 1 bis 3 des
Gesetzentwurfs in der Praxis Uberhaupt auswirken?

Antwort:

Die Gemeinden sind nach geltendem Recht bereits jetzt verpflichtet, den Hochwasser-
schutz in der Abwagung zu berticksichtigen, da es sich dabei um Belange des Allgemein-
wohls handelt. Die Vergangenheit hat jedoch gezeigt, dass sich die planenden Kommunen
immer wieder gegen die von den zustandigen Wasserbehérden gedulRerten Bedenken hin-
weggesetzt haben. Daher ist es erforderlich, in die entsprechenden Passagen des BauGB
die Hochwasserschutzaspekte ausdriicklich aufzunehmen, um ihre Bedeutung bei der Ab-
wagung zu unterstreichen. Der Art. 2 Nr. 1-3 des WHG Entwurfs kann auRerdem die not-
wendige Zusammenarbeit zwischen den Kooperationspartnern auf eine sichere rechtliche
Basis stellen.

Das neue Gesetz wird zudem die férmliche flaichendeckende Festsetzung von Uber-
schwemmungsgebieten bewirken, so dass sich der Ermessensspielraum dadurch zusatz-
lich reduziert.

Wie bewerten Sie die VerhaltnismaBigkeit und Sinnhaftigkeit eines Verbots von Olhei-
zungen in Uberschwemmungsgefdhrdeten Gebieten und welche Konsequenzen hatte
ein solches Verbot?

Antwort:

Ein generelles Verbot von Olheizungsanlagen in iberschwemmungsgefahrdeten Gebieten
gemal § 31c des Gesetzentwurfes ist im Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Es ware unver-
haltnismaRig und wirde die Hohe des jeweiligen Risikos nicht bertcksichtigen.

Im Gesetzentwurf ist daher nur ein Auftrag an die Lander enthalten, ein Verbot von neuen
Anlagen zur Lagerung und Feuerung von Mineral6len unter den in § 31b Abs.2 des Ge-
setzentwurfes genannten Bedingungen und nur in Uberschwemmungsgebieten (nicht in G-
berschwemmungsgefahrdeten Gebieten) zu regeln. Diese Regelung ist verhaltnismaRig
und sinnvoll.

Erstens ist eine Auslegung von Anlagen zur Lagerung und Feuerung von Mineraldlen im-
mer nur gegen einen bestimmten Hochwasserstand méglich. Wird dieser Uberschritten, so
werden die Ole trotz ,hochwassersicherer Ausfiihrung“ dennoch vollstéandig oder zu Teilen
freigesetzt. Aus Vorsorgegesichtspunkten sollte daher auf Olheizungsanlagen in Uber-
schwemmungsgebieten ganz verzichtet werden.

Zweitens ist das Verbot nur vorgesehen, wenn nicht unverhaltnismaRig teurere andere E-
nergietrager zur Verfligung stehen. Da eine ,hochwassersichere Ausfihrung“ entspre-
chender Anlagen fur Mineral6le teurer ist als von Standardanlagen ist bei Beachtung von
Investitions- und Betriebskosten ein Ausweichen auf andere Energietrager ohnehin wirt-
schaftlich.

Die in der Frage enthaltene Anregung, dieses Verbot auch auf bestimmte Teile von uber-
schwemmungsgefahrdete Gebiete gemal § 31c des Gesetzentwurfes auszudehnen ist si-
cher dann zu prifen, wenn diese Gebiete nicht durch Flussdeiche entsprechend DIN 19712
geschiitzt sind, d.h. nicht dem Stand der Technik entsprechen, und daher das Uber-
schwemmungsrisiko als erhéht anzusehen ist. Das Verbot wiirde dann entfallen, wenn die
Deiche den Anforderungen dieser Norm angepasst wurden.
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Okonomische Fragen

7. Welche finanziellen bzw. finanzwirtschaftlichen Folgen sind absehbar fir die 6f-
fentlichen Hande mit der Aufgabe verbunden, ein Gesamtsystem zur Hoch-
wasserabwehr bzw. Schadensabwehr zu entwickeln und wie beurteilen Sie damit ver-
bundene Schwierigkeiten?

Antwort:

Uns liegen Uber die in der Gesetzesbegrindung auf den Seiten 10 und 11 (BT-Ds.
15/3168) genannten Kostenschatzungen hinaus keine weiteren Informationen zu den vor-
aussichtlichen Kosten vor. Im Vergleich zu den potentiellen Schadenssummen (abgeleitet
aus vergangenen Hochwasserereignissen) missen die mit den Schutz- und Vorsorge-
mafinahmen verbundenen Schwierigkeiten im Sinne von finanziellen Aufwendungen als
volkswirtschaftlich bessere Alternative eingeschatzt werden.

8.  Wie bewerten Sie den vorliegenden Gesetzentwurf im Kontext der kiinftigen Fluss- und
WasserstraBenpolitik insbesondere mit Blick auf die Potenziale der Binnenschifffahrt auf
die Belange der davon betroffenen Hafen?

Antwort:

Die Binnenschifffahrt wird durch die geforderte Hochwasserneutralitat von Ausbaumal}-
nahmen und in ihren Auswirkungen vergleichbaren UnterhaltungsmafRnahmen nicht beein-
trachtigt, sondern 6kologisch vertraglich geférdert (Begrindung siehe Beantwortung Frage
37, SPD/GRUNE). Hafen sind von diesen MaRnahmen nach dem gegenwartigen Kenntnis-
stand nicht betroffen.

9.  Auf welche Weise kdnnen Versicherungsvertrage einzel- und gesamtwirtschaftliche
Planungsgrundlagen beeinflussen, die flr einen wirksamen Hochwasserschutz relevant
sind (z. B. Standort- und Investitionsentscheidungen, MaBnahmen zur Schadenspra-
vention, Planung 6ffentlicher Haushalte, Flachennutzungsplanung u.a.m.)?

Antwort:

Fir die Lenkungswirkung einer Versicherung sind risikodifferenzierte Tarife entscheidend.
Damit sich die Besiedelung und Nutzung uberschwemmungsgefahrdeter Gebiete langfristig
an ihrem Gefahrdungsgrad orientiert, ist ein 6konomischer Anreiz sinnvoll, der die Inan-
spruchnahme gefahrdeter Flachen in Relation zu ungefahrdeten Gebieten verteuert. Auf
diese Weise werden die erwarteten Schadenskosten bei den Gebaudenutzern internalisiert.
Folglich bericksichtigen sie bei ihren Standort- und Investitionsentscheidungen auch das
tatsachliche Uberschwemmungsrisiko, das durch die Hohe der Pramie individuell sichtbar
wird.

Auch die Staffelung der Versicherungstarife nach individuellen oder kollektiven Praventi-
onsmafnahmen bietet einen Anreiz zur Verminderung der Schadenspotentiale.

Soweit kollektive Schutzmalnahmen durch Kommunen oder das Land ergriffen werden,
z.B. der Bau von Deichen oder die Schaffung von Uberflutungsflachen, kénnen in Folge
des verminderten Hochwasserrisikos die Versicherungspramien fir die betroffenen Blrger
allgemein gesenkt werden.
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10.

11.

Wo liegen besondere Leistungspotentiale sowie Schwierigkeiten und Grenzen von
Versicherungen als Instrument des Hochwasserschutzes?

Antwort:
siehe zunachst Antwort zu Frage 9 FDP.

Mit Hilfe 6konomischer Instrumente wie risikodifferenzierter Versicherungspramien ist es
maoglich, Lenkungseffekte bei der Nutzung und Besiedelung zu erzielen. Um einen absolu-
ten Ausschluss neuer Nutzungen von Uberschwemmungsgebieten zu erreichen, stoRen die
Okonomischen Instrumente jedoch naturgemaf an ihre Grenzen. Daher kommen fiir Neu-
nutzungen eher die Lenkungsmaoglichkeiten des Planungsrechts, insbesondere der Raum-
ordnung und der Bauleitplanung, des Wasserrechts und des Bundesnaturschutzrechts in
Frage.
Um géanzlich zu verhindern, dass auf Uberschwemmungsgebieten neue Nutzungen stattfin-
den, mussten die Versicherungspramien prohibitiv hoch sein, so dass sich die geplante
Flacheninanspruchnahme fir keine Nutzungsart und keinen Nutzer lohnt. Allerdings ist
niemals vollig auszuschlief3en, dass sich nicht doch potentielle Nutzer mit einer sehr hohen
Zahlungsbereitschaft finden, die ein bestimmtes Grundstlick im Uberschwemmungsgebiet
trotz einer sehr hohen Versicherungspramie nutzen mdchten, ,koste es, was es wolle®.
Winschenswert ware es auch, eine Hochwasserversicherung so zu gestalten, dass sie 6-
kologische Lenkungswirkungen entfaltet. Aus Sicht des Umweltschutzes ware es be-
sonders vorteilhaft, falls auch zu erwartende Umweltschaden und die Kosten ihrer Beseiti-
gung abgedeckt wirden - zu denken ware hier vor allem an die Gefahr durch auslaufende
Oltanks. Durch die Internalisierung der Umweltschaden bei den verursachenden Grund-
stlickseigentimern wirden zielgerichtete Vorsichtsmallinahmen ausgelost.
Ein denkbarer Weg zur Entfaltung dkologischer Lenkungswirkungen ware es, den poten-
tiellen Haftungsfall fir Umweltschaden zum Gegenstand der Versicherung zu machen. Dies
setzt voraus, dass
1. die Versicherungsnehmer flir die durch sie selbst oder ihr Eigentum verursachten Um-
weltschaden auch haftbar gemacht werden kénnen, und
2. die aufgetretenen Schaden, z.B. durch ausgelaufene Oltanks, den verursachenden
Grundstlickseigentimern auch tatsachlich zurechenbar sind.

Grundsatzlich schafft bereits die Haftung des Grundstiickseigentiimers fur Umweltschaden
Anreize fur praventive Mallnahmen. Damit die 6kologische Lenkungswirkung der Haftung
durch die Versicherung nicht abgeschwacht wird, bedarf es der Staffelung von Versiche-
rungspramien nach Schadenspotenzialen und PraventionsmalRnahmen. So kénnte z.B. die
Sicherung von Oltanks durch die Gewahrung von Pramienvorteilen belohnt werden.

Welche Voraussetzungen missen erfillt sein, damit Versicherungsarrangements als
Instrument der Hochwasserschutzpolitik genutzt werden kénnen?

Antwort:

Vgl. Antworten zu Fragen 9 und 14 FDP

Der Ansatz einer Versicherung des Restrisikos auf der Basis einer Risikobeurteilung
wird unter Vorsorgegesichtspunkten positiv bewertet, da er den Eigentimern verdeut-
licht, dass es ein Restrisiko auch hinter den Deichen gibt und hilft, dass Schadenspo-
tenzial auch durch Eigeninitiative zu begrenzen.
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12.

13.

14.

15.

Sind diese Voraussetzungen in Deutschland derzeit gegeben?

Antwort:

Grundsatzlich ja, zu den Einschrankungen vgl. Antwort zu Frage 15 FDP

Die Versicherungswirtschaft hat auRerdem bereits ein (Zonierungs-)System (ZURS)
entwickelt, das auf freiwilliger Basis Versicherungsschutz bietet (siehe SPD/Griine
Frage 21)

Wie ist die Versicherung von Hochwasserrisiken hierzulande geregelt und besteht poli-
tischer bzw. legislativer Handlungsbedarf?

Antwort:

Private Haushalte und Unternehmen kénnen eine Elementarschadenversicherung freiwillig
als Zusatz zur Gewerbe-, Wohngebaude- oder Hausratversicherung abschlief3en. Dies ist
lediglich bei 3,5% der Wohngebaudeversicherungen und ca. 10% der Hausratversicherun-
gen der Fall (ohne Gebaudeversicherung Baden-W rttemberg und ohne sog. ,Haushalts-
Policen® in Ostdeutschland, die weiter verbreitet sind). Selbst unter optimistischen Annah-
men gelangt man zu der Schatzung, dass héchstens die Halfte der Wohngebaude in stark
hochwassergefahrdeten Regionen gegen Uberschwemmungsschaden versichert ist. Wahr-
scheinlich sind es viel weniger.

Im Falle groRer Hochwasserschaden an privatem Eigentum entsteht mangels ausreichen-
den Versicherungsschutzes ein grolter Bedarf an éffentlichen Hilfen. Da die privaten Ei-
gentimer ihr Risiko nicht versichern miissen und zu geringe Praventionsmalinahmen tref-
fen, werden die Schadenskosten zum Teil der Allgemeinheit angelastet.

Sind Hochwasserschaden in Deutschland grundsatzlich auch in extrem gefahrdeten
Gebieten versicherbar?

Antwort:

Bei Uberschwemmungsschaden handelt es sich im Prinzip (selbst in den héchstgefahrde-
ten Regionen) um ein zufélliges und nicht beeinflussbares Schadenereignis, das somit ge-
nerell versicherbar ist.

Das Problem sehr hoher kostendeckender Versicherungspramien in stark uberschwem-
mungsgefahrdeten Gebieten kdnnte zum Beispiel gemildert werden, indem die Selbstbe-
halte angemessen hoch gesetzt werden oder indem nur Uberschwemmungen ab einer be-
stimmten Wasserstandshohe als Versicherungsfall gelten.

Wird in Deutschland faktisch ein umfassender Versicherungsschutz gegen Ele-
mentarschaden angeboten und nachgefragt?

Antwort:
s. Antwort zu Frage 13 FDP.

In der Bundesrepublik Deutschland existiert bisher kein funktionierender Markt fir Versiche-
rungsschutz gegen Hochwasserschaden, obwohl einige Versicherer derartige Policen an-

bieten. Da es sich um ein privatwirtschaftlich versicherbares Risiko handelt, ist das Angebot
an Versicherungsschutz gegen Hochwasserschaden im Prinzip hinreichend. Es muss aller-
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16.

17.

18.

19.

dings festgestellt werden, dass einige Hausbesitzer Schwierigkeiten haben, Elementar-
schadenzusatzversicherungen abzuschlielsen, wenn das Gebaude in bestimmten Regionen
steht, ein Gewasser in der Nahe ist oder in den letzten Jahren bereits Uberschwemmungs-
schaden aufgetreten sind.

Dennoch liegen die Ursachen flir die geringe Verbreitung des Hochwasserversicherungs-
schutzes vorwiegend in der mangelnden Nachfrage.

Wenn ja: In welchem (absoluten und relativen) Umfang werden Elementarscha-
densrisiken in Deutschland auf der Grundlage freiwilliger Vertrage tatsachlich versi-
chert?

Antwort:
Ja, s.o. Antwort zu Frage 13 FDP.
Versicherungsdaten Uber den absoluten Umfang liegen uns nicht vor.

Unter welchen Voraussetzungen ist mit einer freiwilligen Nachfrage nach Versi-
cherungsleistungen zu rechnen?

Antwort:

Bei steigendem Bewusstsein der Bevdlkerung, einer verbesserten Informationsbereitstel-
lung tber die Uberschwemmungsgebiete und potenzielle Uberschwemmungsbereiche, a-
nalog Rheinatlas und den Uberschwemmungsgebietskarten in Bayern und der damit ver-
bundenen Aufklarung Uber das Restrisiko

Unter welchen Voraussetzungen ist mit einem freiwilligen Angebot von Versiche-
rungsleistungen zu rechnen?

Antwort:

Wenn vermehrt Nachfrage zu risikoadaquaten und kostendeckenden Tarifen entstlinde,
wirden auch weitere privatwirtschaftliche Angebote hinzukommen.

Fir die private Versicherungswirtschaft ist es von groRer Bedeutung, ausreichende Mdg-
lichkeiten zur Riickversicherung und zur bilanziellen Grofrisikenriickstellung zu haben.

Welche Argumente sprechen im Bereich des Hochwasserschutzes fiir die Einflihrung
einer Versicherungspflicht?

Antwort:

Eine Hochwasserpflichtversicherung ist ein gut geeignetes Mittel zur Absicherung

materieller Hochwasserschaden, weil sie der Uberwindung des Marktversagens auf der

Nachfrageseite dient.

e Mit einer hohen Zahl an abgeschlossenen Vertragen kann die Unterentwicklung
des Marktes durchbrochen und kénnen risikogerechte Pramien erhoben werden.
Letztere bieten auch im Vorfeld von Uberschwemmungen Anreize zu kollektiver
und individueller Pravention sowie zu einer hochwasserangepassten Besiedelung.
Das Problem sehr hoher jahrlicher Versicherungspramien in stark iberschwem-
mungsgefahrdeten Gebieten kénnte zum Beispiel gemildert werden, indem die
Selbstbehalte angemessen hoch gesetzt werden oder indem nur Uberschwem-
mungen ab einer bestimmten Wasserstandshohe als Versicherungsfall gelten.

e Im Schadenfall hat jeder einzelne Betroffene einen privatrechtlichen Anspruch auf
Entschadigung in einer bestimmten Hohe, und es entfallt fir ihn ein groRer, belas-
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tender Unsicherheitsfaktor. Zur Schadenabwicklung kann die vorhandene Infra-
struktur der privaten Versicherungswirtschaft genutzt werden.

e Anstatt ausschliellich auf nationale (und bedingt europaische) 6ffentliche Budgets
zuriickzugreifen, kann zur Schadensbeseitigung privates Kapital aus weltweiten
Ruckversicherungsmarkten mobilisiert werden.

Sowohl aus 6konomischen als auch aus verfassungsrechtlichen Grinden (Art. 2 | und
3 | GG) musste eine reine Hochwasserpflichtversicherung raumlich auf die Gebiete be-
schrankt werden, die tatsachlich - und sei es nur mit geringer Wahrscheinlichkeit — G-
berschwemmungsgefahrdet sind. Zudem bedarf es einer Staffelung nach Schadens-
wahrscheinlichkeiten und Praventionsmallnahmen.

Welche Argumente sprechen fiir (bzw. gegen) eine — analog zur Fahrzeughaftpflicht —
privatwirtschaftlich-wettbewerblich zu erflllende Versicherungspflicht?

Antwort:

Die private Versicherungswirtschaft ist grundsatzlich in der Lage, Grundstiickseigentimern
Tarife mit risikodifferenzierten Pramien anzubieten. Die dort vorhandenen Kapazitaten und
Infrastrukturen — beispielsweise aus der Fahrzeughaftpflicht — sowie die Vorteile des Ver-
sicherungsmarktes sollten genutzt werden.

Aus Sicht der Versicherungswirtschaft sind allerdings die Probleme der Ruckversicherbar-
keit und die Voraussetzungen fir Grofrisikenriickstellungen klarungsbedurftig.

Welche Effekte werden durch einen Kontrahierungszwang im Vergleich zu freiwilligen
Versicherungsarrangements induziert?

Antwort:

Die Mdglichkeit eines freiwilligen Versicherungsarrangements ist der Status Quo mit
den beobachteten Marktunvollkommenheiten. Bei Einfiihrung einer Versicherungs-
pflicht stellt der Kontrahierungszwang sicher, dass jeder zur Versicherung verpflichtete
Birger auch eine Versicherungsgesellschaft findet, die mit ihm einen Vertrag schlief3t.
Damit wird der Fall ausgeschlossen, dass es Gebaude in bestimmten — stark hoch-
wassergefahrdeten — Gebieten gibt, die von keiner Versicherungsgesellschaft akzep-
tiert werden.

Wie wiirde ein Kontrahierungszwang die Pramienkalkulation bzw. die Rentabilitdt von
Versicherungskontrakten beeinflussen und welche Konsequenzen waren aus einem
Kontrahierungszwang ggf. zu erwarten?

Antwort:

Bei einem Kontrahierungszwang musste jeder Versicherungsanbieter fir jede Gefahr-
dungsklasse einen kostendeckenden und risikoangepassten Tarif kalkulieren. Es ist
nicht maoglich, fur bestimmte — z.B. stark hochwassergefahrdete - Gebaude kein Ange-
bot vorzulegen. Da dies fiir alle Versicherer gleichermal3en gilt, wiirde der Wettbewerb
auf dem Versicherungsmarkt fir Tarife und Pramien sorgen, die die erwarteten Scha-
denskosten abbilden und eine marktibliche Rentabilitat erlauben.

Mit einer hohen Zahl angebotener Tarife flr alle Gefahrdungsklassen kdnnte die be-
stehende Unterentwicklung des Marktes durchbrochen und kénnten risikogerechte
Versicherungspramien berechnet werden.
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23.

24,

Bei einem Verzicht auf einen Kontrahierungszwang ist damit zu rechnen, dass sich
ausgerechnet fir Gebaude in den sensiblen, besonders hochwassergefahrdeten Ge-
bieten keine oder nur wenige Versicherer finden. Die sog. ,guten Risiken* wirden sich
privat versichern, wahrend die ,schlechten Risiken* im Schadenfall wie bisher auf 6f-
fentliche Hilfe angewiesen waren.

Wie kdnnte der Gebaude-Altbestand in eine Versicherungsldsung einbezogen werden?

Antwort:

Das Problem sehr hoher jahrlicher Versicherungspramien flir den Gebaudebestand in
stark Gberschwemmungsgefahrdeten Gebieten kdnnte zum Beispiel gemildert werden,
indem die Selbstbehalte angemessen hoch gesetzt werden oder indem nur Uber-
schwemmungen ab einer bestimmten Wasserstandshdhe als Versicherungsfall gelten.
Hierbei hatte der Geschadigte einen Sockelanteil des Schadens oder geringfiigige
Schaden vdllig selbst zu tragen.

Durch sehr hohe Versicherungspramien und Selbstbehalte fir bestehende Gebaude in
stark gefahrdeten Gebieten kénnten bei einkommensschwachen Eigentiimern - zu
denken ist beispielsweise an Familien mit neu erbauten, eng finanzierten Eigenheimen
- finanzielle Probleme auftreten.

Fur eine freiwillige Versicherung der Gebaude des Altbestandes gibt es im Ubrigen be-
reits das Versicherungsmodell ZURS.

Wie ist die Forderung nach kommunalen Risikokatastern fiir alle hochwasserge-
fahrdeten Gebiete in Deutschland zu beurteilen?

Antwort:

Die Forderung nach kommunalen Risikokatastern ist zu unterstutzen. Ein wichtiger Be-
standteil einer nachhaltigen Hochwasservorsorge ist die umfassende Aufklarung der Of-
fentlichkeit. Ein Risikokataster sowie die grundstiicksbezogene Darstellung in Gefahr-
dungskarten liefert hierzu einen Beitrag. Daruber hinaus fallt nach unserer Auffassung die
Hochwassergefahrdung unter das Umweltinformationsgesetz, so dass 6éffentliche Stellen
verpflichtet sind, den Biirger auf Nachfrage Uber eine vorliegende Gefahrdung seines
Grundstuickes zu unterrichten.

Technische / Okologische Fragen

25.

Welche Eigenschaften kennzeichnen ,extreme" in Abgrenzung zu ,gewdhnlichen®
Hochwasserereignissen?

Antwort:

Ublicherweise werden "seltene” und "haufige” Hochwasserereignisse unterschieden.
Dieser Aufteilung liegt eine statistische Einordnung der Eintrittswahrscheinlichkeit des
Hochwasserereignisses zugrunde. "Seltene" bzw, "sehr seltene" Hochwasserereig-
nisse haben eine geringe Eintrittswahrscheinlichkeit von z.B. 1/500, man spricht auch
von einem 500jahrlichen Hochwasserereignis (HQsq0). Diese Ereignisse sind durch ho-
he Durchflussmengen und hohe Wasserstande gekennzeichnet. Es kann zu einem
Versagen von Hochwasserschutzeinrichtungen kommen. "Haufige" Hochwasserereig-
nisse treten regelmafig auf, z.B. ein 10jahrliches Hochwasser (HQ1,). Die auftretenden
Wasserstande/Durchflussmengen sind in der Regel beherrschbar, es sind kaum Scha-
den zu verzeichnen.
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26.

27.

Uber den Begriff "extrem" werden meist die Auswirkungen eines Hochwasserereignis-
ses charakterisiert. Damit ein Hochwasserereignis nicht zu extremen Auswirkungen
fuhrt, ist eine konsequente Hochwasservorsorge erforderlich.

Zu beachten ist darliber hinaus, dass der Begriff "Jahrlichkeit" in der Offentlichkeit hiu-
fig mit der Annahme verknUipft wird, dass ein Hochwasser mit einer Jahrlichkeit von
100 Jahren, erst in 100 Jahren wieder zu erwarten ist und daher keine aktiven Mal}3-
nahmen zur Eigenvorsorge notwendig sind. Dies ist eine Fehlinterpretation, da es sich
um eine Wahrscheinlichkeitsbetrachtung handelt. Die statistischen Auswertungen wer-
den darlber hinaus nach jedem Hochwasser angepasst. Man geht daher verstarkt da-
zu Uber mit der Hohe des Wasserstandes (des Pegelstandes) zu argumentieren.

Gibt die vorgenannte Unterscheidung geeignete Hinweise darauf, in welcher Weise
grundsatzlich mit der Problematik Hochwasser staatlicherseits umgegangen werden
sollte und auf welche Art von Hochwasserereignissen sollte der Bundesgesetzgeber bei
der Formulierung eines Gesetzes zum vorbeugenden Hochwasserschutz vordringliches
Interesse konzentrieren?

Antwort:

Der Gesetzgeber ist verpflichtet sowohl "haufige" als auch auf "seltene" Hochwasser-
ereignisse zu bericksichtigen. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen aber insbe-
sondere, dass es bei der Vorsorge vor "seltenen" Hochwasserereignissen Defizite ge-
geben hat. Diese sollen nun bspw. mit der verbindlichen Festsetzung von Uber-
schwemmungsgebiete flir HQ4qo innerhalb von 5 Jahren korrigiert werden.

Wie beurteilen Sie die Effektivitat von MaBnahmen zur Riickhaltung von Wasser in der
Flache (z.B. Versickerung von Niederschlagswasser, Renaturierung von FlieBgewassern,
Wiederaufforstung) jeweils mit Blick auf die beiden genannten Kategorien und welche
Schlussfolgerungen sind daraus abzuleiten?

Antwort:

MaRnahmen, wie die dezentrale Bewirtschaftung von Regenwasser, Aufforstungen oder
Entsieglungen sind in ihrer reduzierenden Wirkung auf den Hochwasserscheitel insbeson-
dere fur "haufige" Hochwasserereignisse von Bedeutung. Darlber hinaus erfiillen diese
MafRnahmen weitere wichtige Funktionen im Rahmen einer nachhaltigen Hochwasservor-
sorge, die nicht direkt messbar sind. Malinahmen der dezentralen Regenwasserbewirt-
schaftung und Entsieglungen sind &ffentlichkeitswirksam und tragen zur Bildung eines
Hochwasserbewusstseins bei. Aufforstungen sind ein wirksamer Erosionsschutz.

Die Renaturierung vom FlieRgewassern wirkt in Abhangigkeit der GréRe des FlieRgewas-
sers sowohl auf "haufige" als auch auf "seltene" Hochwasserereignisse. Hier ist insbeson-
dere herauszuheben, dass eine Renaturierung haufig die Bereitstellung von Flachen fir die
Ansiedlung von Auen und damit die Schaffung von naturlichen Retentionsraumen beinhal-
tet. Dadurch kann die Hohe des Hochwasserscheitels abgesenkt werden. Mit Blick auf den
Hauptstrom wird auch einer Uberlagerung der Hochwasserwellen aus verschiedenen Ne-
bengewassern vorgebeugt.

Aus den vorgenannten Grinden sind die MaRnahmen in der Flache wichtiger Bestandteil
einer nachhaltigen Hochwasservorsorge.
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28.

29.

30.

Welche (statistischen) Sachverhalte sind beim Verstandnis und bei der Interpretation
der gelaufigen Angaben zur Eintrittswahrscheinlichkeit extremer Hochwasserereignisse
(z.B. 100-jahrliches Hochwasser) zu bedenken, welche weiterflihrenden Informationen
sind in diesem Zusammenhang zu beachten und welche Konsequenzen ergeben sich
daraus flir einen vorausschauenden und effektiven Hochwasserschutz?

Antwort:

vgl. Frage 25 FDP

An weiterfiihrenden Informationen ist der Zusammenhang zwischen Durchflussmenge und
Wasserstand zu beachten (Wasserstands-Durchfluss-Beziehung, W-Q-Beziehung). Der
Wasserstand, der sich bei einer gegebenen Durchflussmenge einstellt, ist abhangig vom
Abflussquerschnitt des Flusses. Der Abflussquerschnitt kann durch unglinstige Bebauung,
z.B. Bricken aber auch durch Deiche u. v. m. eingeengt sein.

Eine nachhaltige Hochwasservorsorge erfordert daher neben einer Vielzahl von anderen
MafRnahmen (vgl. Frage CDU/CSU Nr. 53) die Bereitstellung von Flachen, auf die der Fluss
ausufern kann - Ruckverlegung von Deich, Schutz und Wiederherstellung von Auen, etc.

Welche Zielvorstellungen sind bei der Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten im
Hinblick auf den vorbeugenden Hochwasserschutz besonders wirkungsvoll und wie be-
urteilen Sie in dieser Hinsicht Vorgaben insbesondere zu

Erhalt bzw. Gewinnung (insbesondere Rickgewinnung) von Rickhalteflachen
Regelung des Hochwasserabflusses

Vermeidung und Verminderung von Schaden durch Hochwasser?

Antwort:

Die Ausweisung eines Uberschwemmungsgebietes ist keine willkirliche Festlegung son-
dern richtet sich i.A. nach den natlrlichen Rahmenbedingungen, die durch die Grenzen der
Uberschwemmungsflache eines 100jahrlichen Hochwasser gegeben sind. Fir die festge-
setzten Uberschwemmungsgebiete sind weitergehende Vorschriften zu erlassen. Die Aus-
weisung von Uberschwemmungsgebieten ist zentraler Bestandteil einer nachhaltigen
Hochwasservorsorge, da hier sowohl im Sinne mehr Raum flr den Fluss gehandelt, als
auch eine Reduzierung des Schadenpotenzials erreicht werden kann.

Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Forderung der Europadischen Was-
serrahmenrichtlinie nach Erhalt oder Verbesserung der 6kologischen Strukturen der
Gewasser und wie beurteilen Sie die Bedeutung dieser Forderung insbesondere im
Hinblick auf extreme Hochwasserereignisse?

Antwort:

Die Wasserrahmenrichtlinie fordert den guten 6kologischen Zustand der Oberflachenge-
wasser. Dieser ist grundsatzlich bis 2015 zu erreichen. Hierzu sind abwechselungsreichere
Okologische Strukturen der Gewasser und ihres Umlandes anzustreben, wozu den Gewas-
sern mehr Raum gegeben werden muss. Die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie stehen also
im Einklang mit dem Hochwasserschutz, flr den ebenfalls natirliche Rickhalteflachen er-
forderlich sind. Hochwasser sind Ubrigens die ,strukturierenden® Ereignisse fir Fllsse.
Nach dem Abfluss von Hochwassern finden Gewasserorganismen bedeutend vielfaltigere
Okologische Strukturen vor.
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Wie beurteilen Sie das Verbot von ackerbaulicher Nutzung in Uberschwem-
mungsgebieten und hatte ein solches Verbot einen signifikanten Einfluss auf den Wel-
lenablauf von Extremhochwasser?

Antwort:

Fir das Verbot der ackerbaulichen Nutzung im Uberschwemmungsgebiet sind Aus-
nahmen aufierhalb der Abflussbereichen vorgesehen. Das Verbot der ackerbaulichen
Nutzung in Abflussbereichen ist sinnvoll, da insbesondere hier durch Erosion die Ge-
fahr einer erheblichen Beeintrachtigung der Gewasserqualitat gegeben ist (Abtrag von
Boden, Diinge- und Pflanzenschutzmitteln). Die Erosionsgefahr ist bei "seltenen”
Hochwasserereignissen entsprechend héher.

Das Verbot der ackerbaulichen Nutzung und die Umwandlung in Griinland dient der
Minimierung stofflicher Eintrage in die Gewasser sowie dem Schutz des Bodens gegen
Erosion. Die Verbesserung der Infiltration und damit Riickhaltefahigkeit von Ackerbo-
den bei schonender Bodenbearbeitung und die Vermeidung von Bodenverdichtungen
fuhrt zu einer Abschwachung und Verlangsamung von Hochwasser-Ereignissen. Auf
den (physikalischen) Verlauf von Hochwasser-Ereignissen durfte das aber wegen des
geringen Flachenanteils keinen relevanten Einfluss haben.

Wie beurteilen Sie das Problem, dass durch die Uberflutung von Ackerland ggf. Sedi-
mente und Nahrstoffe in das FlieBgewadsser eingetragen werden kénnen, wiirde dies
erhebliche und dauerhafte Schaden hinsichtlich der kiinftigen Nutzung der betroffenen
Flachen erwarten lassen und welche Schlussfolgerungen sind daraus abzuleiten?

Antwort:

Der Eintrag von Sedimenten und Nahrstoffen in die FlieRgewasser ist ein Problem in den
Gewassern (Eutrophierung, Belastung). In extremen Fallen kann ein teilweiser oder kom-
pletter Verlust der Ackerkrume nicht ausgeschlossen werden (z.B. Elbehochwasser 2002).
Solche Flachen kénnen dann nur noch eingeschrankt oder gar nicht mehr genutzt werden.
Lésungen missen daher im Bereich der Vorsorge ansetzen und beginnen bei der Vermin-
derung der oberflachlichen Abflussmengen. Dazu gehéren Mallinahmen in der Flache, also
in Gebieten, die keine ,klassischen Uberschwemmungsgebiete® sind, auch in kleinsten
Wassereinzugsgebieten und beim Erhalt des Wasserspeichers Boden, insbesondere bei
der Verbesserung seines Wasserhaushalts. Insbesondere die Anforderungen an eine
nachhaltige Bodennutzung (Siedlungsentwicklung, Landwirtschaft, forstliche Bodennut-
zung) beinhalten ein hohes Potential zum flachenhaften vorsorgenden Hochwasserschutz,
ggf. sind Entsiegelungsmalinahmen zu ergreifen. Da, wo bei intensiven und anhaltenden
Niederschlagen die Wasserspeicherkapazitat des Bodens optimal genutzt werden kann,
vermindert sich die aus einem Einzugsgebiet abflieRende Wassermenge und hat letztend-
lich entscheidenden Einfluss auf die Auspragung von Hochwasserscheitelpunkten.

Durch welche MaBnahmengruppen lassen sich Schaden durch Hochwasser grundsatz-
lich verringern und wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang insbesondere

- Maflnahmen zur Beeinflussung des Hochwasserablaufs (Abflussprofil freihalten,
Retentionsraum erhalten und schaffen)

- MalRnahmen zur Reduzierung der Schadensempfindlichkeit von Nutzungen in
Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten (Bauvorsorge: hochwasserangepasste
Nutzungen in Gberschwemmungsgefahrdeten Gebieten; Verhaltensvorsorge)
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- Sicherstellung eines funktionierenden technischen und organisatorischen Hoch-
wasserschutzes (Analyse der Standsicherheit vorhandener — alter — Deiche und
Hochwasserschutzwande, Sanierung der Anlagen)?

Antwort:
Siehe Antwort auf Frage 53 CDU/CSU

Welche MaBnahmen zur Schadensminimierung in Uberschwemmungsgefahrdeten Ge-
bieten haben die groBte Wirksamkeit?

Antwort:

Die Definition von tUberschwemmungsgefahrdeten Gebieten dient insbesondere der Bildung
eines Hochwasserbewusstseins. Haufig wird in geschitzten Gebieten vergessen, dass es
ein Restrisiko fiir eine Uberflutung aufgrund eines méglichen Versagens einer Hochwas-
serschutzmalnahme gibt. Flr eine nachhaltige Hochwasservorsorge ist immer ein Bindel
von Mafinahmen erforderlich. Die Wirksamkeit dieser MalRnahmen im berschwemmungs-
gefahrdeten Gebiet ist die gleiche wie in Uberschwemmungsgebieten. vgl. Frage 53
CDU/CSU.

Welche Bedeutung hat in iberschwemmungsgefahrdeten Gebieten der Umgang mit Ol
bzw. mit wassergefahrdenden Stoffen im allgemeinen und wodurch zeichnet sich ein
hochwasserangepasster Umgang mit derartigen Stoffen aus?

Antwort:
s. Antwort auf Frage 19 und 32 SPD/Grlne

Sind diesbeziiglich in Deutschland regionale Besonderheiten und Unterschiede zu beo-
bachten und welche Schlussfolgerungen sind daraus ggf. abzuleiten?

Antwort:

In Regionen, in denen haufig Hochwasserereignisse stattfinden, sind die Schaden in
der Regel nicht so gravierend, da die Bevdlkerung sich auf Hochwasserereignisse z.B.
durch angepasste Bauweise und angepasste Anlagenausfihrung eingestellt hat wie
z.B. an Neckar, Mosel und Rhein.

In Regionen in denen Hochwasserereignisse seltener auftreten bzw. in kleineren
Flusseinzugsgebieten, die von Hochwasserereignissen aufgrund von Starkregenereig-
nissen mit sehr kurzen Vorwarnzeiten betroffen sein kénnen, kommt der Information
und Aufklarung der Bevolkerung und Anlagenbetreibern eine erhéhte Bedeutung zu.
Hier ist die Bildung eines Hochwasserbewusstseins bei der Bevdlkerung notwendig.
Eine kontinuierliche Aufklarung und die Bereitstellung von Informationsmaterial kann zu
einer Minderung des Schadenspotenzials flhren.

Neben dem Hochwasserbewusstsein der Offentlichkeit und der Anlagenbetreiber und
den dadurch ergriffenen Vorsorgemalinahmen spielt der Grad der weiteren durchge-
fuhrten SchutzmalRnahmen eine Rolle, z.B. Grolke der Retentionsflachen, Ausbauzu-
stand von Deichen, erfolgreiche Durchfihrung von weiteren Ma3nahmen. Zu beachten
ist, z.B. dass in den Flussgebieten der Elbe und Oder Deiche z.T. sanierungsbediirftig
sind. Die Risiken von Deichbriichen sind daher z.T. erhoht, woriiber Offentlichkeit und
Anlagenbetreiber ebenfalls informiert werden sollten.
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37.

38.

39.

40.

Wie kdnnen Gefahren durch dkotoxische Prozesse im Rahmen von Hochwasser und
deren schwerwiegende Folgen flr Landwirtschaftsflachen, Fischereibetriebe und das
Okosystem durch gezielte Forschung und Entwicklung gebannt werden?

Antwort:

Hierfur ist nur eine Strategie zielfihrend, die Emissionen schwer abbaubarer und an
Schwebstoffe bindender Schadstoffe verhindert. Nur so kénnen Belastungen der Schweb-
stoffe, die zu Beeintrachtigungen der in der Frage angegebenen Nutzungen flhren, ver-
mindert werden. Auf diesem Wege sollten z.B. Schwermetalleintrage aus Regenwasser-
ablaufen der Stadte und aus Bergbauhalden oder Pestizideintrage aus Waschvorgangen
landwirtschaftlicher Gerate sowie aus der Abschwemmung von Flachen reduziert werden.
In dem BMBF-Vorhaben ,Verbleib von Schadstoffen im Mulde-Elbe Einzugsgebiet nach
dem Hochwasser 2002 wurde z.B. u.a. festgestellt, dass Abraumhalden aus dem Bergbau
eine potentielle Gefahr wegen der Schwermetallbelastungen darstellen.

Wie bewerten Sie das pauschale Verbot einer Ausweisung von Baugebieten in Uber-
schwemmungsgebieten im Hinblick auf eine Minderung von Hochwasser-
schadenspotenzialen?

Antwort:
s. Antwort auf Frage 11 CDU/CSU

Wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang die Aussage, dass insbesondere in Ortsla-
gen, die historisch bedingt in Uberschwemmungsgebieten entstanden sind und sich
entwickelt haben, die Errichtung bzw. bauliche Veranderung von Gebduden innerhalb
von Uberschwemmungsgebieten aus Griinden eines verbesserten Hochwasserschutzes
unumganglich sein kann, wenn nicht die betreffende Ortslage in ihren Entwicklungs-
maoglichkeiten nachhaltig behindert werden soll?

Antwort:

In solchen speziellen Ortslagen kénnen durch speziell auf die Situation angepasste Passiv-
schutzmalnahmen hochwertige Kulturguter geschiitzt werden. Beispiele wie Regensburg;
Kéln, Dresden, Wérth an der Donau belegen dies. Solche Schutzmalinahmen kénnen nur
im Einzelfall entschieden werden, da sie sehr aufwandig sind.

Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Aussage, dass mit Auflagen der Bau-
und Verhaltensvorsorge auch ohne generelles Bauverbot in Uber-
schwemmungsgebieten das Schadenspotenzial gleichgehalten oder verringert werden
kann?

Antwort:

Auch diese Malinahmen mussen integraler Bestandteil einer Hochwasservorsorge sein. Sie
kénnen jedoch nicht das generelle Ausweisungsverbot flir Neubaugebiete ersetzen. Letzte-
res verfolgt zwei Ziele: Erstens werden unbebaute Retensionsflachen erhalten, die zur
Hochwasservorsorge dringend bendtigt werden. Zweitens werden keine weiteren Sach-
werte in den Uberschwemmungsgebieten aufgebaut, die das dortige Schadenspotential er-
héhen wirden. Beide Ziele kdnnten lediglich mit baulichen Auflagen nicht bzw. bei weitem
nicht so effektiv erreicht werden.
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Welches sind wesentliche Voraussetzungen und MaBnahmen um zu bewirken, dass
einzelne von Hochwasser Betroffene Aktivitaten der Bau- und Verhaltensvorsorge er-
greifen, welche geeignet sind, das Schadenpotenzial bei Hochwasserereignissen zu
mindern und welche Bedeutung haben in diesem Zusammenhang insbesondere

- die Darstellung und Erlauterung der Gefahrdung durch Hochwasser sowie Hin-
weise, wie mit der Gefahrdung umgegangen werden kann

- die (kategorisierte bzw. klassifizierte) Kennzeichnung von Uberschwemmungsge-
bieten und Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten in den Bebauungs- und Fla-
chennutzungsplanen?

Antwort:

Erste entscheidende Voraussetzung ist, dass die Betroffenen rechtzeitig und ange-
messen Uber Hochwassergefahren und Uberschwemmungsrisiken informiert werden.
Deshalb ist bereits im Vorfeld eines Hochwasserereignisses sicherzustellen, dass jeder
Einzelne sich Uber die Hochwassergefahrdung vor Ort bewusst wird. In diesem Zu-
sammenhang haben folgende Malinahmen eine grof3e Bedeutung, z.B. die Darstellung
der Uberflutungsgefahrdung in Karten, die Kennzeichnung in regionalen und kommu-
nalen Planwerken, die Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten mit Offentlich-
keitsbeteiligung, die Definition iberschwemmungsgeféhrdeter Gebiete, aber auch das
Anbringen von Hochwassermarken.

Die bisherige Praxis der Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten durch Feststel-
lung per Rechtsverordnung und erganzende Darstellung in Arbeitskarten von Behdrden
hat sich als unzureichend erwiesen. Als Informationsquelle sind die Bauleitplane von
entscheidender Bedeutung, da die Betroffenen diese vor Neuplanungen einsehen. Die
Bundeslander Hessen und Sachsen haben dies erkannt und kennen eine Pflicht zur
Darstellung von Uberschwemmungsgebieten und Gebieten, die iiberschwemmt wer-
den kénnen, in Bauleitplanen in ihren Wassergesetzen bereits. Die entsprechende Re-
gelung macht damit eine nunmehr bewahrte landesrechtliche Reglung bundeseinheit-
lich.

In einem weiteren Schritt ist die Bevdlkerung tber die méglichen MaRnahmen im Be-
reich der Bau- und Verhaltensvorsorge im Detail aufzuklaren. Hilfsmittel hierzu sind
Broschuren (z.B. Hochwasserschutzfibel des BMVBW und zahlreiche Materialien der
Bundeslander), Tatigkeiten von Blrgerinitiativen Ausstellungen, Informationsveran-
staltungen

Im Hochwasserfall ist es wichtig, dass die Betroffenen rechtzeitig informiert werden, um
letzte Schutzmalinahmen zu ergreifen, z.B. Aufbau mobiler Wande, Einrichtung um-
raumen, Haustiere evakuieren etc.. Hierzu ist eine gute Hochwasservorhersage, die
einen ausreichenden zeitlichen Vorlauf gewahrleistet, notwendig.

Wie kann eine nachhaltige vorsorgende Hochwasserschutzstrategie ziigig umgesetzt
werden?

Antwort:

Der vorliegende Gesetzentwurf ist zligig zu verabschieden und von den Landern im Rah-
men der im Gesetz vorgesehenen Fristen umzusetzen. Er bietet eine gute Chance, vorsor-
gende Hochwasserschutzstrategien in den Einzugsgebieten zu entwickeln und konkrete
Maflnahmen zur Hochwasservorsorge zu treffen, u.a. vermehrte Anstrengungen zur Um-
setzung einer standortangepassten Landnutzung, Ma3nahmen zum verbesserten vorsor-
genden Bodenschutz nach §§ 7 und 17 BBodSchG sowie MalRnahmen zur Entsieglung und
Verbesserung der Siedlungsstruktur.
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43.

44,

45.

Welche Rolle kommt der landwirtschaftlichen Flachennutzung an Fliissen zu und was
waren die Kernelemente einer nachhaltigen, umsetzungsorientierten und vorsorgenden
Hochwasserschutzstrategie im Hinblick auf kooperative Lésungen mit der Landwirt-
schaft?

Antwort:

Angesichts der leidvollen Erfahrungen aus den letzten 15 Jahren ist die generelle Schluss-
folgerung zu ziehen, dass unsere Flisse zur Wiederherstellung ihre Auen wieder mehr
Raum brauchen und die landwirtschaftliche Nutzung entlang der Flisse dem Hochwasser-
risiko Rechnung tragen muss. Dazu gehdrt die Bereitstellung von technischen Rickhalte-
flachen (Poldern) ebenso wie die Verbesserung der Wasserriickhaltekapazitat der Béden
(Vermeidung von Bodenverdichtungen als gute fachliche Praxis) und die Einschrankungen
der Nutzung in Uberschwemmungsgebieten (Dauergriinland in den Abflussgebieten zur
Erosionsminimierung, schonende Bodenbearbeitung und Okolandbau in den anderen Ge-
bieten zur Verbesserung der Infiltration und damit Verlangsamung des Hochwasser-Abflus-
ses). Zur Umsetzung dieser Ziele stehen eine Reihe von Instrumenten, auch kooperative,
zur Verflgung.

Auf welche Weise ist der Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Behdrden einer-
seits sowie zwischen den Landern andererseits organisiert bzw. gesichert?

Antwort:

Der Wissenstransfer zwischen der Wissenschaft und den Behdérden erfolgt Gber Kongresse,
Tagungen und Messen. Darlber hinaus werden in den verschiedenen mit Hochwasser be-
fassten Gremien neue Forschungsergebnisse den jeweiligen Partnern zur Kenntnis gege-
ben. Fir die internationale Zusammenarbeit sind hier insbesondere die Arbeitsgruppen
Hochwasser der IKSR, IKSE, IKSO; IKSD IKSMS zu nennen. Fir die Zusammenarbeit auf
der Ebene der Bundeslander hat die LAWA einen Unterausschuss Hochwasser eingesetzt.
In der Vergangenheit zeigten sich gréRere Defizite beim Vollzug von MaRnahmen fir eine
nachhaltige Hochwasservorsorge, als beim Wissenstransfer Wissenschaft > Behérde. Z.T.
werden Auftrage fir eigene Forschungsvorhaben vergeben. Forschungsbedarf wird in
nachster Zeit in den Bereichen:

Auswirkungen des Klimawandels auf die Haufigkeit von Hochwasserereignissen
Verbesserung der Niederschlagsvorhersage insbesondere von
Starkregenereignissen

Verbesserung der Hochwasservorhersage

Welche Modelle und Szenarien fir Extremwetterereignisse gibt die Wissenschaft den
Entscheidungstragern an die Hand?

Antwort:

Hier sind folgende Modelle zu unterscheiden:

- Modelle, die der Wettervorhersage dienen, also z.B. Niederschlagsmodelle

- Modelle, die der Hochwasservorhersage dienen, Niederschlags-Abfluss-Modellierung

- Modelle zur Durchfluss und Stromungsmodellierung in Flieligewassern

- Modelle zur Berechnung von Wasserspiegellage in Uberschwemmungsgebieten,
teilweise aufbereitet zur Einsatzplanung im Ereignisfall

- Modelle, Szenarien zur Beschreibung der Auswirkungen des globalen Klimawandels auf
den Wasserhaushalt
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49.

Welche Rolle spielt eine Niederschlagsvorhersage mit entsprechenden Modellierungen
flr bestimmte Gebiete in Deutschland im Rahmen langfristiger Aussagen fir die Nie-
derschlagswasserverteilung auf Flachen, Riickhaltebecken, Kanalisation, Talsperren,
Bach- und Flusslaufe?

Antwort:

Der Niederschlagsvorhersage kommt eine entscheidende Bedeutung zu. Sie ist die
Voraussetzung flr eine zuverlassige Hochwasservorhersage mit einem ausreichenden
zeitlichen Vorlauf. Hier werden allerdings noch Verbesserungspotentiale gesehen, z.B.
sieht der Hochwasseraktionsplan fir den Rhein eine Verbesserung der Vorhersagezeit
um 100 % bis 2005 vor. Dies bedeutet eine Verbesserung der Vorhersagezeiten von
12 Stunden auf 18 Stunden am Hochrhein, von 24 Stunden auf 36 Stunden fur den O-
ber-, Mittel- und Niederrhein sowie von 48 Stunden auf 72 Stunden fir das Rheindelta.
Insbesondere in diesem Zusammenhang spielt eine gut funktionierende internationale
Zusammenarbeit eine wichtige Rolle, da nur so die Weitergabe von Daten und die An-
passung der Modelle grenziberschreitend gewahrleistet werden kann.

Reflektiert die moderne Wissenschaft ausreichend die kulturellen Sachverhalte als Ur-
sachen fiir Schaden nach Extremwetterereignissen?

Antwort:

Die Wissenschaft reflektiert den kulturellen Hintergrund/historische Entwicklung flr
anthropogene Einflussfaktoren auf den Verlauf von Hochwasserereignissen in ausrei-
chendem Mal. Dies zeigt sich bspw. in der vorsichtigen Art, wie mit den sicher in eini-
gen Fallen sinnvollen vollstandigen Umsiedlung/Aufgabe von Wohnbebauung umge-
gangen wird. Darlber hinaus ist eine Konzentration auf die kulturellen/historischen
Hintergriinde auch vor dem Hintergrund einer veranderten Wahrscheinlichkeit des Auf-
tretens von Extremereignissen im Zusammenhang mit dem globalen Wandel zu sehen.

Welche hydrologischen und hydraulischen Simulationen fiir bestimmte Flachen und
Landstriche sind derzeit verfiigbar und werden in die Planungs- und Ge-
nehmigungspraxis einbezogen?

Antwort:

An Universitaten und in den Fachbehérden wird sowohl an methodischen Grundlagen als
auch an der Verfeinerung von Modellen gearbeitet. Die Fachbehérden beziehen diese In-
formationen aktuell in ihre Ausweisungen ein. Die Ausweisung von Uberschwemmungsge-
bieten und potenziell gefahrdeten Bereichen kann sich immer nur auf den derzeit aktuellen
Wissenstand beziehen, der sukzessive weiter entwickelt wird.

Beispiele:

Retentionskataster fur das Bundesland Hessen
http://www.umweltbundesamt.de/rup/hochwasser-workshop/praesentation/vortrag-giese- |

ler.html|

Rhein-Atlas der IKSR http://www.iksr.org/rheinatlas/Start.pdf|

Welche Bedeutung ist einem komplexen wissenschaftlich fundierten Flussmanagement
in Zukunft zuzuweisen?
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Antwort:

Die Bedeutung eines komplexen wissenschaftlichen Flussmanagements unter Einbezie-
hung des gesamten Flusseinzugsgebietes ist als aulerordentlich hoch einzuschatzen. Die
EG - Wasserrahmenrichtlinie bietet hier durch ihren das gesamte Einzugsgebiet umfassen-
den Ansatz eine Chance, die neu entstehenden lander- und staatenibergreifenden Struktu-
ren auch im Sinne einer nachhaltigen Hochwasservorsorge zu nutzen.

Welche Fluss- bzw. StrombaumaBnahmen haben aufgrund welcher Sachverhalte positi-
ven oder negativen Einfluss auf ein Hochwasserereignis und kann generell davon aus-
gegangen werden, dass ein Ausbau der WasserstraBen die Hochwassergefahr erhéht?

Antwort:

Fluss- oder Strombaumalnahmen sind nur insofern Gegenstand des Hochwasserschutz-
gesetzes, als dass deren negativen Auswirkungen auf den Hochwasserschutz zu vermei-
den sind. Seit dem Elbehochwasser 2002 werden folgende MalRnahmen unterschieden:
Ausbaumallinahmen und in ihren Auswirkungen vergleichbare Unterhaltungsmafnahmen
auf der einen Seite sowie Unterhaltungsmafnahmen auf der anderen Seite. Alle Ausbau-
mafinahmen und in ihren Auswirkungen vergleichbare Unterhaltungsmaf3nahmen mussen
vor Realisierung auf Hochwasserneutralitat gepruft werden, d.h. es kann davon ausgegan-
gen werden, dass derartige Mallnahmen heute nicht mehr zur Verscharfung von Hoch-
wasserereignissen beitragen. Dies wird jetzt auch gesetzlich durch die Anderung des Bun-
deswasserstraliengesetzes rechtlich fixiert. Grundsatzlich wirken sich Ausbau- und Unter-
haltungsmalinahmen, die den Flissen mehr Raum geben und Hochwasser dezentral zu-
rickhalten, hochwasserentscharfend aus. Umgekehrt wirken sich MaRnahmen, die die de-
zentrale Rickhaltung des Wassers in der Flache verringern oder zu Uberlagerungen von
Hochwasserspitzen aus Nebenflissen fuhren, hochwasserverscharfend aus. Jede ein-
zelne Malinahme wie Staustufenbau, Bau von Buhnen, Parallelwerken und Deckwerken
muss im Einzelfall auf ihre Hochwasserneutralitat gepruft werden.

Ist ein Ausbaustopp ausgewahlter WasserstraBen bzw. ein grundsatzlicher Verzicht auf
FlussbaumaBnahmen (z.B. Buhnenbau) durch das Hochwasserschutzanliegen hinrei-
chend gerechtfertigt und sinnvoll und welche Auswirkungen ergaben sich daraus hin-
sichtlich der Wettbewerbsfahigkeit deutscher Unternehmen im europaischen und glo-
balen Vergleich?

Antwort:

Ausbaumallinahmen und in ihren Auswirkungen vergleichbare Unterhaltungsmafnahmen
werden nur an der Elbe oberhalb von Hamburg nicht umgesetzt. Ferner erfolgt kein Stau-
stufenbau an Saale und Donau. Im Fall der Elbe wird derzeit ein Unterhaltungskonzept er-
arbeitet, das die Funktionsfahigkeit der Elbe als Wasserstralle dkologisch behutsam si-
cherstellen soll. In jeglichen Ausbau- und Unterhaltungsplanungen sind unter Nachhaltig-
keitsgesichtspunkten die sozialen, konomischen und 6kologischen Belange zu berick-
sichtigen. Dies fordern auch die einschlagigen EG-Richtlinien (FFH- und Wasserrahmen-
richtlinie), so dass europaweit nach einheitlichen Grundsatzen der Bewirtschaftung der
Gewasser vorgegangen werden muss, was auch zu einer Angleichung der Wettbewerbs-
bedingungen in Europa fuhrt. Den unterschiedlichen geographischen und hydrologischen
Ausgangsbedingungen in den einzelnen Lander muss dabei selbstverstandlich Rechnung
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getragen werden. Hochwassergesichtspunkte spielen bei der Gewasserbewirtschaftung
eine wichtige, aber nicht die ausschlie3liche Rolle.

Durch welche Eckpfeiler kdnnte ein Gesamtkonzept zu einem verbesserten Deichschutz
gekennzeichnet sein?

Antwort:

Der Deichschutz war schon immer ein integraler Bestandteil von Hochwasser-
schutzmalnahmen. Der vorliegende Gesetzentwurf tragt der Erkenntnis Rechnung, dass
mit einer Verbesserung des Deichschutzes allein eine nachhaltige Hochwasservorsorge
nicht gewahrleistet werden kann. Daneben missen noch andere, im Gesetzentwurf jetzt
aufgenommene MalRnahmen etabliert werden, deren Stellenwert dem des Deichschutzes
zumindest gleichkommt. Beim Deichschutz wird jedenfalls kein bundesrechtlich zu regeln-
der Handlungsbedarf gesehen.
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	Rechtliche Fragen
	
	
	Welche rechtliche Bedeutung messen Sie der allgemeinen Verpflichtung aller von Hochwasser Betroffenen bei, geeignete Maßnahmen zur Vorsorge und Schadensminderung zu treffen (§ 31a Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 WHG)?
	Wie beurteilen Sie die Einführung einer Elementarschadenspflichtversicherung? Sehen Sie hier verfassungsrechtliche und anderweitige juristische Bedenken bzw. grundsätzliche volkswirtschaftliche und versicherungstechnische Ein˜wände? Welche Versicherungsg
	Halten Sie die im Gesetzentwurf vorgesehene Frist für die Festsetzung von Über˜schwemmungsgebieten innerhalb von fünf Jahren für verfassungswidrig, wie es im Bundesratsbeschluss behauptet wird?
	Sollte durch Landesrecht bundesweit einheitlich vorgeschrieben werden, dass bei der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten die Öffentlichkeit zu betei˜ligen ist?
	In welcher Art und Weise können die Länder rechtlich Ausnahmen vom Ackerbau˜verbot außerhalb der Abflussbereiche nach § 31b Abs. 3 Satz 2 WHG zulassen (im Einzelfall und/oder generell durch Rechtsnorm)?
	Sehen Sie die Regelungen zu den ackerbaulichen Beschränkungen in einem Kon˜text mit anderen nationalen und europäischen Regelungen, insbesondere mit der EG-Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) und deren Zielsetzungen bzw. zeitlichen Vorgaben?
	Halten Sie es für sinnvoll und rechtlich durchsetzbar, dass eine Gemeinde, die ein Bebauungsgebiet in einem Überschwemmungsgebiet neu ausweist, für die Schäden, die durch ein Hochwasserereignis an den sich dort befindlichen Ge˜bäuden entstanden sind, haf
	Teilen Sie die Auffassung der Bundesregierung, dass die Einschränkungen für die Errichtung und Erweiterung einer baulichen Anlage nach § 31b Abs. 4 WHG die Sozialbindung des Eigentums konkretisieren und keinen verfassungsrechtli˜chen Anspruch auf Entschä
	Der Gesetzentwurf sieht in der Kooperationsverpflichtung nach dem neuen § 32 WHG ein geeignetes Instrument, die beim Hochwasserschutz im Verhältnis von Oberlieger und Unterlieger in Betracht kommenden Problemlösungen umzuset˜zen. Halten Sie den Entwurf i




	Ökonomische Fragen
	
	
	
	Welche Kosten entstehen durch den Gesetzentwurf vor allem für die Länder und Kommunen?
	Wie sind diese Kosten unter Berücksichtigung der Reduzierung der Schadenspotentiale und unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu beurteilen?
	Wie hoch sind die Schäden bei den größeren Hochwasserereignissen in den letzten Jahren zu beziffern und wie könnten diese Schäden vermieden werden?
	Wie hoch sind die Kosten für eine hochwassersichere Nachrüstung von bestehen˜den Ölheizungsanlagen und in welchem Verhältnis stehen diese Kos˜ten zu möglichen Schäden am Gewässer und an den Gebäuden selbst?
	Wie groß sind die Flächen, die unter die Regelungen zu den ackerbaulichen Be˜schränkungen nach § 31b Abs. 3 WHG fallen (festzusetzende Überschwem˜mungsgebiete)?
	Wie groß ist der Anteil der Abflussbereiche festgesetzter Überschwemmungsge˜biete, in denen ein generelles Ackerbauverbot gelten soll?
	Welche Kosten für die öffentlichen Haushalte erwarten Sie, wenn die landwirt˜schaftliche Bewirtschaftung der Flächen in den kompletten Überschwem˜mungsgebieten bzw. nur in den Abflussbereichen über freiwillige Agrarum˜weltmaßnahmen (z. B: KULAP-Förderung
	Welche Entwicklung ist für das Einkommen der Landwirte durch das komplette Ackerbauverbot in Überschwemmungsgebieten bzw. nur in den Abflussberei˜chen (Größenordnung der Flächen, s. Fragen 5 und 6) ist zu erwarten, wenn man einerseits berücksichtigt, das
	Wie schätzen Sie die Höhe des Schadenspotentials in den überschwemmungsge˜fährdeten Gebieten (§ 31c WHG) und welche Maßnahmen halten Sie insbesondere bei Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen für erforderlich?
	Können die Ziele des vorbeugenden Hochwasserschutzes auch ohne rechtliche Vorgaben durch Lenkung mittels ökonomischer Instrumente, z.B. über Versi˜cherungsprämien erreicht werden?
	Welche Kosten würden den privaten Haushalten schätzungsweise durch eine Versicherungspflicht für Hochwasserschäden entstehen?




	Ökologische Fragen
	
	
	
	Welche Auswirkungen auf die Wasser- und Bodenqualität haben freigesetzte wassergefährdende Stoffe, die durch beschädigte Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, z. B. Heizölverbraucheranlagen freigesetzt wer˜den?
	Welche Auswirkungen hätten die ackerbaulichen Beschränkungen in festgesetz˜ten Überschwemmungsgebieten auf den Natur- und Gewässerschutz in den Flussauen?
	Welche ökologischen Nachteile entstehen insbesondere an kleineren und mittle˜ren Gewässern bei Hochwasser durch Bodenerosion und Abschwem˜mung von Schadstoffen für die Artenvielfalt?
	Welche ökologisch sinnvollen Maßnahmen könnten im Rahmen von Landes- und Staatsgrenzen überschreitenden Hochwasserschutzplänen vorgesehen wer˜den?




	Technische Fragen
	
	
	
	Wie wird ein Überschwemmungsgebiet für ein 100-jährliches Hochwasserereig˜nis fachtechnisch abgegrenzt?
	Wie werden die Abflussbereiche in Überschwemmungsgebieten ermittelt?
	Siehe Antwort zu SPD/Grüne Nr. 16

	Kann in erster Näherung des 10-jährliche Hochwasserereignis als Maßstab für die Bestimmung der Abflussbereiche verwandt werden?
	Halten Sie das im Gesetzentwurf vorgesehene Ackerbauverbot einschließlich der Ausnahmeregelungen in den kompletten Überschwemmungsgebieten als Maßnahme zur Verhinderung von Bodenerosion und von Schadstoffeinträgen in Gewässer für sinnvoll oder sollten di
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	Warum ist die Bodenbeschaffenheit bei der Grünlandbewirtschaftung im Ver˜gleich zum Ackerbau in Überschwemmungsgebieten vorteilhafter?
	Konventionelle Landwirtschaft


	Rechtliche Fragen
	
	Ist das Verbot in Artikel 1, § 31b Absatz 2 Satz 4 Nr. 1 des Gesetzentwurfs zur Errichtung neuer Ölheizungsanlagen in Überschwemmungsgebieten notwen˜dig? Wenn ja, warum?
	Ist das in Artikel 1, § 31b Absatz 3 Satz 1 des Gesetzentwurfs enthaltene Verbot des Ackerbaus im Bereich des hundertjährlichen Hochwassers  begründet? Zu welchem Verwaltungsaufwand und zu welchen Entscheidungsfindungen kann diese Regelung führen?
	Ist das in Artikel 1, § 31b Absatz 4 Satz 1 vorgesehene absolute Verbot der Bau˜landausweisung in Überschwemmungsgebieten zu angemessen? Werden dabei die Interessen der Kommunen, in denen keine anderweitigen Siedlungsentwicklungs˜möglichkeiten bestehen,
	Ist es notwendig, für bestehende Baugebiete in Überschwemmungsgebieten per Gesetz konkrete Anforderungen an beabsichtigte neue Bauvorhaben zur Vermeidung und Verringerung von Überschwemmungsschäden zu stellen?
	Ist es sinnvoll, im Interesse der Kommunen für eine verbesserte Ausgestaltung des vorbeugenden Hochwasserschutzes ein Vorkaufsrecht gesetzlich zu ver˜ankern?
	In welchen Fällen von Ackerbaubeschränkungen aufgrund des Hochwasser˜schutzgesetzes ist den betroffenen Landwirten eine Entschädigung zu zahlen, um damit verfassungsrechtlichen Anforderungen genüge zu tun?
	Welche Entschädigungen sind nach den derzeitigen bundes- und landesrechtli˜chen Regelungen für die Bereitstellung von Polderflächen vorgesehen?
	Antwort:�Bundesrechtliche Regelungen zur Entschädigung für die Bereitstellung von Polderflächen gibt es nach unserer Kenntnis nicht. Landesrechtliche Regelun˜gen betreffen in der Regel den Fall, dass den betroffenen Landwirten der Er˜tragsausfall (Erntea

	Ökonomische Fragen
	Auf welche Weise lassen sich die neu entstehenden Grünflächen langfristig wirt˜schaftlich sinnvoll nutzen?
	Wie groß ist der Anteil, der langfristig für die Milchproduktion genutzt wird?
	Besteht für diese Nutzungen ein hinreichender Absatzmarkt?
	Inwieweit lässt sich ein konservierender Ackerbau mit ganzjähriger Bodenbede˜ckung in den einzelnen Abflussgebieten flächendeckend und wirt˜schaftlich betreiben?
	Wie hoch ist der durch die Umwandlung von Ackerland in Grünland durchschnitt˜lich zu erwartende Wertverfall pro Hektar Land?
	Welche wirtschaftlichen Auswirkungen für die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe sind hierdurch zu befürchten, insbesondere in Hinblick auf Kredit-Rating, Grundschuld- und Hypothekensicherung?
	Führt das Hochwasserschutzgesetz zu einer ungerechten Behandlung zwischen den zu entschädigenden Bereitstellern von Polderflächen und den in Überschwemmungsgebieten tätigen Landwirten?
	Wie bewerten sie die finanziellen Folgen des Ackerverbotes für die Landwirt˜schaft und welche Ausgleichsregelungen wären zu treffen?
	Welche Konsequenzen hätte ein Ackerverbot für die betroffenen Betriebe und für die Struktur der Landwirtschaft in den betroffenen Regionen?
	Welche Probleme würde ein durch ein Ackerverbot hervorgerufenes Überange˜bot an Grünlandflächen in Deutschland bringen?
	Welche Nutzungsalternativen von Grünland sind unter den aktuellen agrarpoliti˜schen Rahmenbedingungen und den Aussichten am Markt rentabel?
	Wie viel Prozent der Betriebsfläche landwirtschaftlicher Unternehmen können vom Umwandlungsgebot erfasst werden?
	Antwort:
	Welche Auswirkungen hätte die Umwandlung von Ackerland in Grünland auf den Arbeitsmarkt, auf Steuern und auf die Bruttowertschöpfung?
	Wie ist die Akzeptanz im ländlichen Raum zu bewerten und wie breit ist die Betrof˜fenheit gestreut?
	Wie kann sichergestellt werden, dem Problem des Hochwasserschutzes ge˜recht zu werden, gleichfalls aber das Eigentum nicht durch zu restriktive Maß˜nahmen zu entwerten?
	Welche Möglichkeiten gibt es, um bei Einschränkungen in der Bewirtschaftung von rund 900000 Hektar betroffenem Ackerland, einen Ausgleich für die Er˜trags- und Vermögensverlusten von rund 3,6 Mrd. Euro zu schaffen?
	Antwort:
	Wie kann künftig die Eigenvorsorge von Kommunen und betroffenen Dritten gestärkt werden und durch welche finanzielle Förderung sollten geeignete Vor˜sorgemaßnahmen unterstützt werden?

	Technisch/ökologische Fragen
	Wie wird die Möglichkeit bewertet, durch eine bessere Bauleitplanung in den Flusseinzugsgebieten bei Hochwasser den Wasserabfluss zu verzögern?
	Ist es sinnvoll, solche Maßnahmen in das Hochwasserschutzgesetz mit aufzuneh˜men?
	Wie hoch ist die zu erwartende Flächengröße aller Überschwemmungsgebiete durch das Hochwasserschutzgesetz?
	Wie hoch ist die zu erwartende Flächengröße aller Abflussgebiete durch das Hochwasserschutzgesetz?

	Wie unterscheiden sich die Hochwasserereignisse in Gebieten mit Berg- bezie˜hungsweise Hanglagen von denen in Niederungen?
	Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für den notwendigen Erosions˜schutz?
	Wie groß ist die Ackerfläche, die erwartungsgemäß nach Inkrafttreten des  Hoch˜wasserschutzgesetzes in Grünland umgewandelt wird?
	Besteht die Gefahr, dass sich auf dem Grünland infolge von Überschwemmun˜gen Schadstoffe ansammeln und dieses zu Konflikten mit einer möglichen Tier˜haltung führt?
	Besteht die Gefahr, dass die Einschränkung von Düngung und Pflanzenschutz zu einer Zunahme der Mycotoxinbelastung von Getreide führt? Wenn ja, kommt es hierdurch zu Zielkonflikten mit der Mycotoxinhöchstmengenverordnung? Welche wirtschaftlichen Folgen si
	Gibt es wissenschaftliche Studien über die unterschiedliche Wasseraufnahmefä˜higkeit von Grünflächen und Ackerland und der Erosionsge˜fahr von konventionell bewirtschafteten Ackerbauflächen? Wenn ja, zu welchen Ergebnis kommen diese Studien?
	Besteht die Möglichkeit, einen verlässlichen Erosionsschutz in Überschwem˜mungsgebieten durch Anpassung der Fruchtfolge an die örtlichen Bedingun˜gen, Zwischenfrüchte, Unter- und Streifensaaten sowie durch Streifenanbau zu erreichen?
	Gibt es in den Europäischen Nachbarländern vergleichbare Ackerbaubeschrän˜kungen in Überschwemmungsgebieten?
	Wie groß ist bei weit ausladenden Überschwemmungen und entsprechend lang˜samer Fließgeschwindigkeit, die Erosionsgefahr und ist ein Verbot des Ackerbaus ein geeignetes Mittel, die Erosion zu mindern?
	Wie ist die generelle Forderung nach einer ganzjährigen Bodenbedeckung ein˜schließlich einer konservierenden Bodenbearbeitung zu bewerten?
	Auf welche konkreten fachlichen Grundlagen wird die Forderung eines generel˜len Verbotes von Ackerbau in Überschwemmungsgebieten gestützt?
	Auf welchen fachlichen Grundlagen beruhen Forderungen nach Sicherstellung einer ganzjährigen Bodenbedeckung einschließlich einer konservierenden Bo˜denbedeckung im Falle der Ausnahme? Was sind die agrarstrukturellen und wirtschaftlichen Folgen dieser For
	Kann innerhalb von Überschwemmungsgebieten zwischen Arealen mit versi˜ckerndem und abfließendem Hochwasser unterschieden werden und auf wie viel Prozent der Überschwemmungsgebiete kann Hochwasser zur Versicke˜rung gelangen?
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